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Sturm herein —, und alles ist zu Ende, und alles stürzt wieder zusammen.
Man glaubt sich einfach selber nicht (ebenso wie man sich selbst nicht
glaubt, wenn man noch unter dem ersten Eindruck des Todes eines nahe-
stehenden Menschen steht) — bin ich es wirklich, der leidenschaftliche Ver-
ehrer Plechanows, der jetzt mit einer solchen Erbitterung von ihm spricht
und der mit fest zusammengepreßten Lippen und einer verteufelten Kälte
in der Seele zu ihm geht, um ihm kalte und harte Dinge zu sagen, um ihm
nahezu den „Abbruch der Beziehungen" zu erklären? Ist das tatsächlich
kein böser Traum, sondern Wirklichkeit?

Dieser Eindruck wich auch nicht während des Gesprächs mit W. I. Sie
zeigte keine besonders heftige Erregung, aber man sah, daß sie furchtbar
niedergedrückt war; sie bat uns inständig, fragte uns fast flehend, ob wir
unseren Entschluß nicht doch wieder aufgeben könnten, ob wir es nicht
doch versuchen könnten, vielleicht würde es in Wirklichkeit nicht so
schlimm werden, bei der Arbeit würden die Beziehungen sich einrenken,
bei der Arbeit würden seine abstoßenden Charakterzüge nicht so in Er-
scheinung treten... Es war im höchsten Grade schwer, diese aufrichtigen
Bitten eines Menschen zu hören, der Plechanow gegenüber schwach ist,
eines Menschen aber, der absolut aufrichtig und der Sache leidenschaft-
lich ergeben ist, eines Menschen, der mit dem „Heldenmut eines Sklaven"
(ein Ausdruck Arsenjews) das Joch des Plechanowkults trägt. Es war so
unerträglich schwer, daß ich wahrhaftig zeitweise glaubte, ich würde in
Weinen ausbrechen... In einem Leichenbegängnis kommen einem die
Tränen gerade in dem Augenblick am leichtesten, wo Worte des Mitleids,
der Verzweiflung gesprochen werden...

Wir verließen P. B. und W. I. Wir gingen fort, aßen zu Mittag und
schickten Briefe nach Deutschland, daß wir dorthin kämen, daß sie die
!Masdbine anhalten sollten, sogar ein Telegramm dieses Inhalts schickten
wir (noch vor einem Gespräch mit Plechanow!!), und in keinem von uns
regte sich ein Zweifel an der Notwendigkeit dessen, was wir taten.

Nachmittags gehen wir zur verabredeten Zeit wieder zu P. B. und W. I.,
bei denen Plechanow sdion sein sollte. Wir nähern uns dem Haus, sie
kommen alle drei heraus. Schweigend begrüßen wir einander — übrigens
ist Plechanow bemüht, ein nebensächliches Gespräch zu führen (wir hat-
ten P. B. und W. I. gebeten, ihn zu unterrichten, so daß er bereits alles
weiß) —, wir kehren ins Zimmer zurück und setzen uns. Arsenjew be-
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ginnt zu sprechen — zurückhaltend, kühl und kurz sagt er, daß wir bei
sol&sen Beziehungen, wie sie sich gestern herausgebildet haben, den Glau-
ben an die Möglichkeit verloren haben, die Sache durchzuführen, daß wir
beschlossen haben, nach Rußland zu fahren, um uns mit den dortigen
Genossen zu beraten, denn wir nehmen die Entscheidung schon nicht
mehr auf uns, und daß man vorläufig auf die Zeitschrift verzichten müsse.
Plechahow ist sehr ruhig, zurückhaltend, offenbar hat er sich völlig und
uneingeschränkt in der Gewalt, keine Spur von der Nervosität Pawel
Borissowitschs und Wera Iwanownas (der hat schon in ganz anderen Pat-
schen gesessen! denken wir mit Wut, während wir ihn ansehen!). Er
fragt, worum es sich denn eigentlich handle. „Wir befinden uns in einer
ultimativen Atmosphäre", sagt Arsenjew und entwickelt diesen Gedanken
etwas eingehender. — „Was haben Sie eigentlich gefürchtet, etwa, daß
ich zwischen der ersten und der zweiten Nummer gegen Sie in den Streik
trete?" fragt Plechanow, gegen uns zum Angriff übergehend. Er glaubte,
wir würden nicht den Mut haben, das zu sagen. Aber ich antworte eben-
so kalt und ruhig: „Unterscheidet sich denn das von dem, was A. N. ge-
sagt hat? Genau das hat er doch gesagt." Plechanow ist offensichtlich
unangenehm berührt. Er hatte einen solchen Ton, solche Kälte und Direkt-
heit der Anschuldigung nicht erwartet. — „Nun, Sie haben beschlossen
zu reisen, wozu dann noch reden", sagt er, „ich habe hier nichts zu sagen,
meine Lage ist sehr sonderbar: Sie haben Eindrücke über Eindrücke, nichts
weiter; Sie haben den Eindruck gewonnen, ich sei ein schlechter Mensch.
Was kann ich da tun?" — Unsere Schuld ist vielleicht die, sage ich in der
Absicht, das Gespräch von diesem „unmöglichen" Thema abzulenken,
daß wir uns zuviel vorgenommen haben, ohne vorher die realen Möglich-
keiten geprüft zu haben. — „Nein, wenn wir schon offen sprechen", ant-
wortet Plechanow, „so besteht Ihre Schuld darin, daß Sie (vielleicht äußert
sich darin auch die Nervosität Arsenjews) Eindrücken eine zu große Be-
deutung beimessen, denen man gar keine Bedeutung beimessen sollte."
Wir schweigen und sagen dann, man könne sich ja vorläufig auf Broschü-
ren beschranken. Plechanow wird ärgerlich: „Ich dachte und denke nicht
an Broschüren. Auf midh redonen Sie nidbt. Wenn Sie abreisen, so werde
ich doch nicht die Hände in den Schoß legen, ich kann vor Ihrer Rückkehr
einem anderen Unternehmen beitreten." '

Nichts hat Plechanow in meinen Augen so herabgesetzt wie diese Er-
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klärung, als sie mir später wieder einfiel und ich sie mir gründlich durch
den Kopf gehen ließ. Es war eine so plumpe Drohung, ein so schlecht
berechneter Einschüchterungsversuch, daß sie Plechanow nur „den Rest
geben" konnte, denn sie deckte seine „Politik" uns gegenüber auf: es
genügt, ihnen einen tüchtigen Schreck einzujagen...

Wir schenkten jedoch der Drohung nidbt die geringste Heacbiung. Ich
preßte nur schweigend die Lippen zusammen: schön, wenn du uns so
kommst, nun ä la guerre comme ä la guerre *, aber du bist ja ein Dumm-
kopf, wenn du nicht siehst, daß wir jetzt nicht mehr die gleichen sind, daß
wir uns in einer Nacht völlig gewandelt haben.

Als Plechanow nun sah, daß die Drohung nicht wirkte, versuchte er es
mit einem anderen Manöver. Wahrhaftig, wie soll man es nicht ein Ma-
növer nennen, wenn er wenige Augenblicke später, gleich darauf, davon
zu reden beginnt, daß der Bruch mit uns für ihn gleichbedeutend sei mit
dem vollständigen Verzicht auf politische Tätigkeit, daß er auf sie ver-
zichten und sich der wissenschaftlichen, der rein wissenschaftlichen Lite-
ratur widmen werde, denn wenn er schon mit uns nicht arbeiten könne,
so werde er es mit niemandem können.. . Wirkt Einschüchterung nicht,
vielleicht hilft dann Schmeichelei!.. Aber nach dem Einschüchterungsver-
such konnte das nur einen abstoßenden Eindruck hervorrufen... Das Ge-
spräch war kurz, es kam nichts Rechtes heraus; als Plechanow das sah,
lenkte er das Gespräch auf die Grausamkeiten der Russen in China, aber
er sprach fast ganz allein, und bald trennten wir uns.

Nachdem Plechanow gegangen war, brachte die Unterhaltung mit P. B.
und W. I. nichts Interessantes oder Wesentliches mehr: P. B. drehte und
wendete sich in dem Bemühen, uns zu beweisen, daß auch Plechanow
ganz niedergeschmettert sei, daß wir jetzt, wenn wir so abreisen, eine
Sünde auf unsere Seele laden usw. usf. W. I. gab in einem vertrauten
Gespräch mit Arsenjew zu, daß „George" stets so gewesen sei, sie gab
ihren „Heldenmut des Sklaven" zu, gab zu, daß es „für ihn eine Lehre
sein wird", wenn wir abreisen.

Der Rest des Abends war öde und bedrückend.
Am nächsten Tag, Dienstag, den 28. August n. St., wollten wir nach

Genf und von dort nach Deutschland fahren. Am frühen Morgen weckt
mich (der gewöhnlich spät aufstehende) Arsenjew. Ich wundere mich: er

* im Kriege nach Kriegsbrauch. Die Red.
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sagt, er habe schlecht geschlafen und noch eine letzte mögliche Kombina-
tion gefunden, um die Sache wenigstens einigermaßen in Ordnung zu
bringen und nicht zuzulassen, daß ein ernstes Parteiunternehmen scheitert,
weil die persönlichen Beziehungen verdorben sind. Wir werden einen
Sammelband herausgeben — um so mehr, als ja das Material schon ausge-
wählt und die Verbindung mit einer Druckerei hergestellt ist. Wir werden
diesen Sammelband vorläufig unter den augenblicklichen ungeklärten
Redaktionsverhältnissen herausgeben, und dann werden wir ja sehen:
vom Sammelband sei es ebenso leicht, zu einer Zeitschrift überzugehen
wie zu Broschüren. Ist jedoch Plechanow halsstarrig — dann hole ihn der
Teufel, wir würden dann wissen, daß wir alles getan haben, was wir
konnten... So wurde auch beschlossen.

Wir gehen, um Pawel Borissowitsch und Wera Iwanowna Mitteilung
zu machen und treffen sie; sie sind auf dem Wege zu uns. Sie stimmen
natürlich gern zu, und P. B. übernimmt den Auftrag, mit Plechanow zu
verhandeln und ihn zu bewegen, seine Zustimmung zu geben.

Wir kommen nach Genf und haben die letzte linterredung mit Plecha-
now. Er tut so, als habe es nur ein durch Nervosität hervorgerufenes be-
dauerliches Mißverständnis gegeben: er fragt Arsenjew teilnahmsvoll
nach seiner Gesundheit und umarmt ihn fast — dieser wäre beinahe zu-
rückgeprallt. Plechanow ist mit dem Sammelband einverstanden; wir
sagen, daß in der Redaktionsfrage drei Kombinationen möglich seien
(1. wir sind die Redakteure, er Mitarbeiter; 2. wir alle sind Redaktions-
kollegen; 3. er ist Redakteur, wir Mitarbeiter), daß wir in Rußland diese
drei Kombinationen erörtern, einen Entwurf ausarbeiten und ihn her-
bringen werden. Plechanow erklärt, er lehne die dritte Kombination ent-
schieden ab, er bestehe entschieden darauf, daß man diese Kombination
vollständig ausschließe, mit den beiden ersten Kombinationen dagegen
sei er einverstanden. So beschlossen wir denn auch: Vorläufig, bis zur
Vorlage unseres Entwurfs für ein neues Redaktionsstatut, bleibt es beim
alten (alle sechs sind wir Redakteure, wobei Plechanow zwei Stimmen
hat).

Plechanow spricht dann den Wunsch aus, genauer zu erfahren, worum
es sich eigentlich gehandelt habe, womit wir unzufrieden seien. Ich mache
die Bemerkung, es sei vielleicht besser, wenn wir unsere Aufmerksamkeit
mehr auf das lenkten, was sein wird, und nicht auf das, was war. Aber
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Plechanow besteht darauf, die Sache müsse geklärt, müsse bereinigt wer-
den. Es beginnt eine Unterhaltung, an der sich fast nur Plechanow und
ich beteiligen — Arsenjew und P. B. schweigen. Die Unterhaltung wird
ziemlich ruhig, sogar völlig ruhig geführt. Plechanow sagt, er habe be-
merkt, seine Weigerung in bezug auf Struve hätte Arsenjew gereizt — ich
bemerke, daß vielmehr er uns Bedingungen gestellt habe — entgegen sei-
ner früheren Erklärung im Walde, daß er keine Bedingungen stelle. Ple-
chanow verteidigt sich: „Ich habe nicht deswegen geschwiegen, weil ich
Bedingungen stellte, sondern weil die Frage für mich klar war." Ich spreche
von der Notwendigkeit, eine Polemik zuzulassen, von der Notwendigkeit,
unter uns abzustimmen — Plechanow läßt das letztere gelten, sagt aber:
In untergeordneten Fragen natürlich, in grundlegenden Fragen aber sei
eine Abstimmung unmöglich. Ich entgegne, daß gerade die Abgrenzung
der grundlegenden von den untergeordneten Fragen nicht immer leicht
sein werde, daß die Redaktionskollegen gerade über diese Abgrenzung
werden abstimmen müssen. Plechanow sperrt sich, er sagt, das sei schon
Gewissenssache, der Unterschied zwischen grundlegenden und unter-
geordneten Fragen sei klar, Abstimmungen seien hier überflüssig. In die-
sem Streit — ob eine Abstimmung unter den Redaktionskollegen über die
Frage der Abgrenzung zwischen untergeordneten und grundlegenden
Fragen zulässig sei — blieben wir stecken, ohne einen Schritt weiterzu-
kommen. Plechanow bot seine ganze Gewandtheit auf, den ganzen Glanz
seiner Beispiele, Vergleiche, Witze und Zitate, über die man unwillkürlich
lachen muß, aber diese Frage umging er doch, ohne direkt nein zu sagen.
Ich kam zu der Überzeugung, daß er gerade hier, in diesem Punkt, nicht
nachgeben, auf seinen „Individualismus" und seine „Ultimaten" nicht ver-
zichten konnte, denn in derartigen Fragen würde er nicht abstimmen,
sondern eben Ultimaten stellen.

Am Abend des gleichen Tages reiste ich ab, ohne noch einmal jemand
von der Gruppe „Befreiung der Arbeit" gesehen zu haben. Wir beschlos-
sen, von dem Vorgefallenen niemandem, außer den Personen, die uns am
nächsten stehen, etwas zu sagen — wir beschlossen, apparences112 zu
wahren — die Gegner nicht triumphieren zu lassen. Äußerlich sollte es so
aussehen, als wäre nichts passiert, die Maschine sollte weiterlaufen, wie
sie bisher lief — nur innen war irgendeine Saite gesprungen, und an die
Stelle eines ausgezeichneten persönlichen war ein sachliches, kühles Ver-
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hältnis getreten, bei dem jeder Schritt genau berechnet wurde: ein Ver-
hältnis nach der Formel si vis pacem, para bellum*.

Nicht uninteressant ist es, noch ein Gespräch zu erwähnen, das ich am
Abend desselben Tages mit einem der nächsten Freunde und Anhänger
Plechanows, einem Mitglied der Gruppe „Sozialdemokrat", führte. Ich
sagte ihm kein Wort von dem, was vorgefallen war, ich sagte, die Zeit-
schrift sei beschlossen, die Artikel seien festgelegt — es sei Zeit, an die
Arbeit zu gehen. Ich unterhielt mich mit ihm darüber, wie die Sache
praktisch in die Wege zu leiten sei: er war ganz der Meinung, daß die
Alten zur Redaktionsarbeit entschieden unfähig seien. Ich sprach mit ihm
über die „drei Kombinationen" und fragte ihn offen, welche seiner Mei-
nung nach die beste sei. Er antwortete ohne zu zögern: Die erste (wir —
Redakteure, sie — Mitarbeiter), aber wahrscheinlich wird die Zeitschrift
Plechanow zufallen, die Zeitung — euch.

In dem Maße, wie wir von dem Vorgefallenen Abstand gewannen, be-
trachteten wir die Dinge ruhiger und gelangten zu der Überzeugung, daß
es durchaus unvernünftig wäre, die Sache aufzugeben, daß wir vorläufig
keinen Grund haben, uns vor der Übernahme der Redaktion (des Sam-
melbands) zu fürchten, und daß gerade wir sie übernehmen müssen, da
es sonst absolut keine Möglichkeit gibt, die Maschine richtig arbeiten zu
lassen und zu verhindern, daß die Sache infolge der desorganisatorischen
„Eigenschaften" Plechanows zugrunde geht.

Nach der Ankunft in N.113, am 4. oder 5. September, hatten wir be-
reits den Entwurf einer Vereinbarung über die formellen Beziehungen
zwischen uns ausgearbeitet (ich hatte bereits unterwegs, im Eisenbahn-
wagen, begonnen, diesen Entwurf niederzuschreiben), und dieser Entwurf
machte uns zu Redakteuren und sie zu Mitarbeitern mit Stimmrecht in
allen Redaktionsfragen. Es wurde auch beschlossen, diesen Entwurf gemein-
sam mit Jegor (Martow) zu besprechen und ihnen dann vorzulegen.

Der Funke erweckte Hoffnung, aufs neue zur Flamme aufzulodern.

Qesöbrieben Anfang September 1900.

Zuerst veröffentlicht i924 im Tiaäi dem Manuskript.
Cenin-Sammelband I.

* Wenn du den Frieden willst, rüste zum Kriege. Die Red.
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ENTWURF EINER VEREINBARUNG1"

1. Da die Auslandsgruppe „Sozialdemokrat" und die russische Gruppe,
die den Sammelband „Sarja" und die Zeitung „Iskra" herausgibt, in den
grundlegenden Ansichten solidarisch und ihre praktischen Aufgaben iden-
tisch sind, schließen die genannten Organisationen miteinander ein Bündnis.

2. Beide Gruppen erweisen einander allseitige Unterstützung:
erstens in literarischer Hinsicht. Die Gruppe „Befreiung der Ar-

beit" beteiligt sich aufs engste an der Redaktion des Sammelbandes
„Sarja" und der Zeitung „Iskra"*;

zweitens bei der Zustellung und der Verbreitung von Literatur,
der Erweiterung und Festigung der revolutionären Verbindungen
sowie bei der Beschaffung materieller Mittel.

3. Auslandsvertreter der Gruppe „Iskra" sind die Gruppe „Sozialdemo-
krat" und die speziellen Beauftragten der „Iskra".

4. Briefe und Sendungen aus dem Ausland, die an die Gruppe der
„Iskra" gerichtet sind, werden an die Adresse der Gruppe „Sozialdemo-
krat" gesandt. Falls eines der Mitglieder der Gruppe „Iskra" im Ausland
weilt, wird ihm die gesamte Korrespondenz übersandt. Befindet sich aber
zu der betreffenden Zeit kein Mitglied der Gruppe „Iskra" im Ausland,
so übernehmen deren Geschäfte die Gruppe „Sozialdemokrat" und die
speziellen Beauftragten der „Iskra".

Qesdbrieben Anfang September 1900.

Zuerst veröffentlidbt 1940 TJadh dem Manuskript.
in der Zeitschrift
„Proietarskaja Rewoluzija" Ttfr. 3.

* Die Bedingungen dieser Mitarbeit werden durch eine besondere Verein-
barung festgelegt.115
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A N K Ü N D I G U N G DER REDAKTION DER „ISKRA"116

IM NAMEN DER REDAKTION

Im Begriff, eine politische Zeitung, die „Iskra", herauszugeben, halten
wir es für notwendig, einige Worte darüber zu sagen, was wir anstreben
und wie wir unsere Aufgaben auffassen.

Wir leben in einem äußerst bedeutungsvollen Zeitpunkt der Geschichte
der russischen Arbeiterbewegung und der russischen Sozialdemokratie.
Charakteristisch für die letzten Jahre ist die erstaunlich rasche Verbrei-
tung sozialdemokratischer Ideen unter unserer Intelligenz, und dieser
Strömung des gesellschaftlichen Denkens kommt die selbständig entstan-
dene Bewegung des Industrieproletariats entgegen, das sich zu vereinigen
und gegen seine Unterdrücker zu kämpfen beginnt, das beginnt, mit Lei-
denschaft dem Sozialismus zuzustreben, überall entstehen Zirkel von
Arbeitern und sozialdemokratischen Intellektuellen, lokale Flugblätter
werden verbreitet, die Nachfrage nach sozialdemokratischen Schriften
wächst, das Angebot weit überholend — und auch die verstärkten Repres-
salien der Regierung sind nicht imstande, diese Bewegung aufzuhalten.
Die Gefängnisse sind brechend voll, die Verbannungsorte überfüllt, fast
jeden Monat hört man von „hochgegangenen" Sozialisten an allen Ecken
und Enden Rußlands, von abgefangenen Transporten, vonbeschlagnahmten
Druckschriften und Druckereien; aber die Bewegung wächst immer mehr
an, sie erfaßt ein immer größeres Gebiet, dringt immer tiefer in die Arbei-
terklasse ein und lenkt immer mehr die öffentliche Aufmerksamkeit auf
sich. Und die gesamte wirtschaftliche Entwicklung Rußlands, die ganze Ge-
schichte des gesellschaftlichen Denkens und der revolutionären Bewegung
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in Rußland bürgen dafür, daß die sozialdemokratische Arbeiterbewegung
allen Hindernissen zum Trotz wachsen und diese zu guter Letzt über-
winden wird.

Anderseits aber ist das Hauptmerkmal unserer Bewegung, das in letzter
Zeit besonders in die Augen springt, ihre Zersplitterung, ihr sozusagen
handwerklerischer Charakter: lokale Zirkel entstehen und wirken unab-
hängig voneinander und sogar (was besonders wichtig ist) unabhängig
von Zirkeln, die in denselben Zentren tätig waren und tätig sind; es wird
keine Tradition geschaffen, es besteht keine Kontinuität, und die örtlichen
Publikationen widerspiegeln voll und ganz die Zersplitterung und die
mangelnde Verbindung mit dem, was die russische Sozialdemokratie be-
reits geschaffen hat.

Das Mißverhältnis zwischen dieser Zersplitterung und den durch die
Kraft und Breite der Bewegung entstandenen Erfordernissen schafft un-
seres Erachtens ein kritisches Moment in ihrer Entwicklung. In der Be-
wegung selbst macht sich mit unaufhaltsamer Kraft das Bedürfnis geltend,
sich zu festigen, ein bestimmtes Gesicht und eine bestimmte Organisation
herauszuarbeiten; indessen wird in den Kreisen der praktisch tätigen
Sozialdemokraten die Notwendigkeit eines solchen Übergangs zu einer
höheren Form der Bewegung keineswegs überall erkannt. In ziemlich
weiten Kreisen bemerkt man im Gegenteil ein ideologisches Schwanken,
Begeisterung für die zur Mode gewordene „Kritik am Marxismus" und
für die „Bernsteiniade", Verbreitung der Ansichten der sogenannten „öko-
nomischen" Richtung und, untrennbar damit verbunden, das Bestreben,
die Bewegung in ihrem niederen Stadium festzuhalten, das Bestreben, die
Bildung einer revolutionären, an der Spitze des gesamten Volkes kämp-
fenden Partei als zweitrangige Aufgabe abzutun. Daß unter den russi-
schen Sozialdemokraten ein derartiges ideologisches Schwanken zu be-
obachten ist, daß ein enger Praktizismus, losgerissen von der theoretischen
Beleuchtung der Bewegung in ihrer Gesamtheit, die Bewegung in eine
falsche Bahn zu lenken droht — das ist eine 7atsadhe; daran kann niemand
zweifeln, der die Sachlage in den meisten unserer Organisationen un-
mittelbar kennt. Es gibt übrigens auch literarische Erzeugnisse, die das
bestätigen: es genügt zum Beispiel, das „Credo"* zu nennen, das bereits
durchaus berechtigten Protest hervorgerufen hat, ferner die „Sonderbei-

* Glaubensbekenntnis, Programm, Darlegung einer Weltanschauung. Die Red.
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läge zur ,Rabotschaja Mysl'" (September 1899), die die Tendenz, von
der die ganze Zeitung „Rabotschaja Mysl" durchdrungen ist, so plastisch
zum Ausdruck gebracht hat, oder schließlich den Aufruf der Petersburger
„Gruppe der Selbstbefreiung der Arbeiterklasse"117, der im selben Geiste
des „Ökonomismus" abgefaßt ist. Und völlig falsch ist die Behauptung
des „Rabotscheje Delo"11S, das „Credo" stelle nicht mehr dar als die
Meinung einzelner Personen, die Richtung der „Rabotschaja Mysl" bringe
nur die Konfusion und Taktlosigkeit ihrer Redaktion zum Ausdruck, nicht
aber eine besondere Richtung in der Entwicklung der russischen Arbeiter-
bewegung.

Daneben aber zeigt sich, daß in den Arbeiten von Schriftstellern, die
die Leserschaft bisher, mit mehr oder weniger Recht, für hervorragende
Repräsentanten des „legalen" Marxismus gehalten hat, immer mehr eine
Wendung zu Anschauungen hervortritt, die der bürgerlichen Apologetik
nahekommen. Das Ergebnis all dessen ist eben die Zerfahrenheit und die
Anarchie, die es dem Ex-Marxisten oder richtiger Ex-Sozialisten Bern-
stein erlaubten, bei der Aufzählung seiner Erfolge in seinem Buch un-
widersprochen zu erklären, daß die Mehrheit der in Rußland wirkenden
Sozialdemokraten seine Anhänger seien.

Wir wollen die Gefährlichkeit der Lage nicht übertreiben, aber es wäre
sehr viel schädlicher, sie nicht sehen zu wollen; aus diesem Grunde be-
grüßen wir von ganzem Herzen den Entschluß der Gruppe „Befreiung
der Arbeit", ihre literarische Tätigkeit wieder aufzunehmen und einen
systematischen Kampf zu beginnen gegen die Versuche, den Sozialdemo-
kratismus zu entstellen und zu verflachen.

Die praktisdie Schlußfolgerung aus alledem ist folgende: Wir russi-
schen Sozialdemokraten müssen uns vereinigen und alle Anstrengungen
auf die Bildung einer starken, unter dem Banner der einheitlichen revolu-
tionären Sozialdemokratie kämpfenden Partei richten. Eben diese Auf-
gabe wurde auch schon auf dem Parteitag von 1898 festgelegt, der die
Sozialdemokratische Arbeiterpartei Rußlands gründete und deren „Mani-
fest" veröffentlichte.

Wir bekennen uns als Mitglieder dieser Partei, teilen voll und ganz die
Grundideen des „Manifestes" und messen ihm, als der offenen Dekla-
ration der Parteiziele, große Bedeutung bei. Darum lautet für uns, als
Mitglieder der Partei, die Frage nach unserer nädisten und unmittelbaren
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Aufgabe folgendermaßen: Welchen Aktionsplan müssen wir haben, um
eine Wiederherstellung der Partei zu erreichen, die von Bestand ist?

Gewöhnlich wird diese Frage dahin beantwortet, daß es notwendig sei,
die zentrale Parteiinstitution von neuem zu wählen und sie zu beauf-
tragen, das Organ der Partei wieder herauszugeben. Doch wäre ein so
einfacher Weg in der Periode der Zerfahrenheit, in der wir uns jetzt be-
finden, kaum zweckmäßig.

Die Partei schaffen und festigen heißt die Vereinigung aller russischen
Sozialdemokraten schaffen und festigen, aus den oben aufgezeigten Grün-
den aber läßt sich eine solche Vereinigung nicht dekretieren; sie kann
nicht durch den bloßen Beschluß irgendeiner, sagen wir, Versammlung
von Delegierten herbeigeführt, sondern muß allmählich entwickelt wer-
den. Entwickelt werden muß erstens eine feste ideologische Vereinigung,
die das Durcheinander und die Verwirrung beseitigt, die — seien wir
offen — gegenwärtig bei den russischen Sozialdemokraten herrschen; und
diese ideologische Vereinigung muß verankert werden durch ein Partei-
programm. Zweitens muß eine Organisation entwickelt werden, die spe-
ziell der Verbindung zwischen allen Zentren der Bewegung, der Beschaf-
fung vollständiger und rechtzeitiger Informationen über die Bewegung
und der regelmäßigen Versorgung aller Teile Rußlands mit der periodi-
schen Presse dient. Erst wenn eine solche Organisation geschaffen ist,
wenn eine russische sozialistische Post besteht, wird die Partei festen Be-
stand haben und zu einer realen Tatsache, also auch zu einer mächtigen
politischen Kraft werden. Der ersten Hälfte dieser Aufgabe, d. h. der
Schaffung einer gemeinsamen, prinzipienfesten Literatur, die imstande
wäre, die revolutionäre Sozialdemokratie ideologisch zu vereinigen, be-
absichtigen wir unsere Kräfte zu widmen, da wir hierin ein dringen-
des Bedürfnis der gegenwärtigen Bewegung und einen notwendigen vor-
bereitenden Schritt zur Wiederaufnahme der Tätigkeit der Partei er-
blicken.

Wie wir bereits sagten, muß die ideologische Vereinigung der russi-
schen Sozialdemokraten erst geschaffen werden, wozu, unseres Erachtens,
eine offene und allseitige Erörterung der wichtigsten prinzipiellen und
taktischen Fragen notwendig ist, die von den heutigen „Ökonomisten",
Bernsteinianern und „Kritikern" aufgeworfen worden sind. Bevor wir
uns vereinigen und um uns zu vereinigen, müssen wir uns zuerst ent-
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schieden und bestimmt voneinander abgrenzen. Sonst wäre unsere Eini-
gung lediglich eine Fiktion, die die vorhandene Zerfahrenheit verhüllt
und ihre radikale Beseitigung verhindert. Es ist also begreiflich, daß wir
nicht die Absicht haben, unser Organ zu einem einfachen Sammelplatz
der verschiedenartigen Anschauungen zu machen. Wir werden es im Ge-
genteil im Geiste einer streng festgelegten Richtung führen. Diese Rich-
tung kann durch ein Wort gekennzeichnet werden: Marxismus, und es
braucht wohl kaum hinzugefügt zu werden, daß wir für die konsequente
Entwicklung der Ideen von Marx und Engels eintreten und jene halb-
schlächtigen, verschwommenen und opportunistischen Korrekturen ent-
schieden ablehnen, die jetzt nach dem Beispiel Ed. Bernsteins, P. Struves
und vieler anderer so sehr in Mode gekommen sind. Wenn wir auch alle
Fragen yon unserem eigenen bestimmten Standpunkt aus erörtern, so
lehnen wir doch eine Polemik zwischen Genossen in unserem Organ
keineswegs ab. Eine offene Polemik vor allen russischen Sozialdemokraten
und klassenbewußten Arbeitern ist notwendig und wünschenswert, da-
mit die Tiefe der bestehenden Meinungsverschiedenheiten klargelegt, die
strittigen Fragen allseitig erörtert und die Extreme bekämpft werden kön-
nen, in die nicht nur Vertreter" verschiedener Auffassungen unweigerlich
verfallen, sondern sogar Vertreter verschiedener Gegenden oder verschie-
dener „Professionen" der revolutionären Bewegung. Wir betrachten es
sogar, wie bereits oben erwähnt, als einen Mangel der gegenwärtigen Be-
wegung, daß die offene Polemik zwischen offenkundig auseinandergehen-
den Anschauungen fehlt, daß man bestrebt ist, Meinungsverschiedenheiten
in sehr ernsten Fragen verborgen zu halten.

Wir wollen nicht alle Fragen und Themen einzeln aufzählen, die zum
Programm unseres Blattes gehören, denn dieses Programm ergibt sich
ganz von selbst aus der allgemeinen Auffassung von dem, was eine
unter den gegebenen Verhältnissen erscheinende politische Zeitung zu
sein hat.

Wir werden nach Maßgabe unserer Kräfte danach streben, daß alle
russischen Genossen unsere Publikation als ihr Organ betrachten, dem
jede Gruppe alle Informationen über die Bewegung zukommen- läßt, dem
sie Mitteilung macht über ihre Erfahrungen, über ihre Ansichten, über
ihre Anforderungen an die Literatur, ihre Beurteilung der sozialdemokra-
tischen Publikationen, mit einem Wort, dem sie alles mitteilt, was sie in
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die Bewegung hineinträgt und was sie aus ihr gewinnt. Nur unter dieser
Bedingung wird es möglich sein, ein wirklich gesamtrussisches sozial-
demokratisches Organ zu schaffen. Nur ein solches Organ ist imstande,
die Bewegung auf den breiten Weg des politischen Kampfes hinauszufüh-
ren. „Den Rahmen ausdehnen und den Inhalt unserer propagandistisch-
agitatorischen und organisatorischen Tätigkeit erweitern" — diese Worte
P. B. Axelrods müssen zu der Losung werden, die die Tätigkeit der russir
sehen Sozialdemokraten in nächster Zeit bestimmt, und diese Losung
nehmen wir in das Programm unseres Organs auf.

Wir richten unseren Ruf nidit nur an die Sozialisten und klassenbe-
wußten Arbeiter. Wir appellieren an alle, die durch die gegenwärtige
politische Ordnung unterdrückt und gekneditet werden, wir öffnen ihnen
die Spalten unserer Publikationen zur Enthüllung aller Niederträchtig-
keiten der russischen Selbstherrschaft.

Wer in der Sozialdemokratie eine Organisation sieht, die ausschließ-
lich dem spontanen Kampf des Proletariats zu dienen hat, der kann sich
mit einer nur lokalen Agitation und einer „reinen Arbeiterliteratur" zu-
friedengeben. Wir fassen die Sozialdemokratie nidit so auf: wir fassen
sie auf als eine gegen den Absolutismus gerichtete, untrennbar mit der
Arbeiterbewegung verbundene revolutionäre Partei. Nur das in einer
solchen Partei organisierte Proletariat, diese revolutionärste Klasse des
modernen Rußlands, wird imstande sein, die ihm bestimmte historische
Aufgabe zu erfüllen: unter seinem Banner alle demokratischen Elemente
des Landes zu vereinigen und den zähen Kampf, in dem eine ganze Reihe
von Generationen gefallen ist, durdi den schließlichen Triumph über das
verhaßte Regime zu Ende zu führen.

Die Zeitung wird in einem Umfang von ein bis zwei Druckbogen pro
Nummer erscheinen.

Der Zeitpunkt ihres Erscheinens wird, in Anbetracht der Arbeits-
bedingungen der russischen illegalen Presse, nidit im voraus festgelegt.

Uns ist die Mitarbeit mehrerer hervorragender Vertreter der inter-
nationalen Sozialdemokratie, die engste Teilnahme der Gruppe „Be-
freiung der Arbeit" (G. W. Plechanow, P. B. Axelrod, W. I. Sassulitsda)

23 Lenin, Werke, Bd. 4
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versprochen worden, ferner die Unterstützung mehrerer Organisationen,
der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands sowie einzelner Grup-
pen russisdier Sozialdemokraten.

Qesdirieben September 1900.

Veröffentiidot 1900 als TJadh dem 7ext des Sonderdrucks.
Sonderdruck der „Jskra".
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VORWORT ZU DER BROSCHÜRE

„DIE MAITAGE IN CHARKOW"

Vorliegende Broschüre ist eine Schilderung der berühmten Charkower
Maikundgebung im Jahre 1900; sie wurde vom Komitee der Sozialdemo-
kratischen Arbeiterpartei Rußlands in Charkow nach Schilderungen der
Arbeiter verfaßt. Sie ist uns als Korrespondenz zugegangen, wir haben es
aber für notwendig gehalten, sie als Broschüre herauszugeben, und zwar
sowohl ihres beträchtlichen Umfangs wegen als audi, um sie leichter in
möglichst großer Zahl und möglichst weit verbreiten zu können. In einem
halben Jahr werden die russischen Arbeiter den 1. Mai im ersten Jahr
des neuen Jahrhunderts feiern — und es ist an der Zeit, dafür zu sorgen,
daß diese Feier möglichst viele Zentren erfaßt, daß sie möglichst ein-
drucksvoll wird, nicht nur durch ihre Teilnehmerzahl, sondern auch durch
die Organisiertheit und Bewußtheit der Teilnehmer, durdi ihre Entschlos-
senheit, den konsequenten Kampf für die politische Befreiung des russi-
schen Volkes aufzunehmen und damit auch für freie Bedingungen der
Entwicklung des Proletariats als Klasse und seines offenen Kampfes um
den Sozialismus. Es ist Zeit, mit der Vorbereitung der neuen Maikund-
gebung zu beginnen, und eine der wichtigsten vorbereitenden Maßnahmen
muß darin bestehen, sich mit dem vertraut zu machen, was die sozial-
demokratische Bewegung in Rußland bereits erreicht hat, zu untersuchen,
was unserer Bewegung im allgemeinen und der Maifeier im besonderen
noch mangelt, wie wir diese Mängel beseitigen und zu besseren Ergeb-
nissen gelangen können.

Die Maikundgebung in Charkow zeigt, welche große politische Demon-
stration die Feier dieses Festtages der Arbeiterklasse zu sein vermag und
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was uns fehlt, damit diese Feier tatsächlidi zu einer gewaltigen gesamt-
russisdien Demonstration des klassenbewußten Proletariats wird. Was
hat den Maitagen in Charkow den Charakter eines hervorragenden Er-
eignisses verliehen? Die Massenbeteiligung der Arbeiter am Streik, die
riesigen, von Tausenden besuchten Versammlungen auf den Straßen, in
denen rote Fahnen entrollt und die in den Proklamationen angeführten
Forderungen verkündet wurden, und der revolutionäre Charakter dieser
Forderungen: Achtstundentag und politische Freiheit. Die Legende, die
russischen Arbeiter seien noch nidit reif für den politisdien Kampf, ihre
Hauptaufgabe sei der rein wirtschaftliche Kampf, der nur allmählich und
in aller Stille ergänzt werden soll durch begrenzte politische Agitation
für einzelne politisdie Reformen, nidit aber für den Kampf gegen das
gesamte politische System in Rußland — diese Legende wird durch die
Charkower Maikundgebung entsdiieden widerlegt. Wir möditen hier aber
auf eine andere Seite der Sache aufmerksam machen. Die Maidemon-
stration in Charkow, die ein übriges Mal die politischen Fähigkeiten der
russischen Arbeiter bewiesen hat, zeigt gleichzeitig, was uns fehlt, um
diese Fähigkeiten voll zur Entwicklung zu bringen.

Die Charkower Sozialdemokraten hatten sich bemüht, die Maikund-
gebung durch vorherige Verbreitung von Broschüren und Flugblättern
vorzubereiten; auch ein Plan für eine gemeinsame Demonstration und
für Ansprachen auf dem Konnaja-Platz war von den Arbeitern aufgestellt
worden. Weshalb ist dieser Plan mißlungen? Die Charkower Genossen
beantworten diese Frage so: Weil die Kräfte des „Generalstabs" der
klassenbewußten sozialistisdien Arbeiter ungleidimäßig verteilt waren,
in einem Betrieb viele, in anderen wenige,- ferner weil der Plan der Ar-
beiter „den Behörden bekannt war", die selbstverständlich alle Maßnah-
men trafen, um die Arbeiter voneinander zu trennen. Die Sdilußfolgerung
ist klar: Es fehlt uns an Organisation. Die Arbeitermasse ist bereits in
Bewegung und ist bereit, den sozialistischen Führern zu folgen, dem „Ge-
neralstab" aber ist es nodi nidit gelungen, eine .starke Kerntruppe zu
organisieren, die alle vorhandenen Kräfte der klassenbewußten Arbeiter
riditig verteilt und die konspirative (geheime) Organisation der Sadie so
sidiert, daß die vorher aufgestellten Aktionspläne nicht nur den Behörden,
sondern audi allen außerhalb der Organisation Stehenden unbekannt
bleiben. Diese Organisation muß eine revolutionäre Organisation sein:
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sie muß aus Menschen bestehen, die die Aufgaben der sozialdemokrati-
schen Arbeiterbewegung ganz klar erkennen und zum beharrlichen Kampf
gegen das gegenwärtige politische Regime entschlossen sind, sie muß die
sozialistischen Kenntnisse und die revolutionären Erfahrungen, die sich
die russische revolutionäre Intelligenz aus den Lehren vieler Jahrzehnte
erarbeitet hat, vereinigen mit der Kenntnis des Arbeitermilieus und mit
der den fortgeschrittenen Arbeitern eigenen Fähigkeit, unter den "Massen
zu agitieren und sie zu führen. Was wir vor allem und in erster Linie
anstreben müssen, ist nicht, eine künstliche Scheidewand zwischen Intel-
lektuellen und Arbeitern zu errichten, nicht, eine „reine Arbeiterorgani-
sation zu schaffen, sondern eben die erwähnte Vereinigung. Wir erlauben
uns, hier an folgende Worte G. Plechanows zu erinnern:

„Eine notwendige Voraussetzung dieser (agitatorischen) Tätigkeit ist
die Zusammenfassung der bereits vorhandenen revolutionären Kräfte.
Mit Propagandaarbeit in Zirkeln können sich Leute befassen, die keine
Verbindung miteinander haben, die nicht einmal eine Ahnung davon
haben, daß der andere existiert. Das Fehlen einer Organisation wirkt sich
natürlich stets auch auf die Propaganda aus, aber es macht diese nicht
unmöglich. In einer Epoche starker gesellschaftlicher Gärung aber, wenn
die politische Atmosphäre mit Elektrizität geladen ist und es bald hier,
bald dort aus den verschiedensten, überraschendsten Anlässen zu immer
häufigeren Ausbrüchen kommt, die das Nahen des revolutionären Sturmes
verkünden — kurzum, in einer Zeit, in der man agitieren muß oder man
hat das Nachsehen, können nur organisierte revolutionäre Kräfte einen
wesentlichen Einfluß auf den Gang der Ereignisse ausüben. Der einzelne
wird dann machtlos, dem revolutionären Werk gewachsen sind nur Ein-
heiten höherer Ordnung: revolutionäre Organisationen." (G. Plechanow,
„Die Aufgaben der Sozialisten im Kampf gegen die Hungersnot", S. 83.)

In der Geschichte der russischen Arbeiterbewegung beginnt gerade eine
solche Epoche der Gärung und der Ausbrüche aus den verschiedensten
Anlässen, und wenn wir nicht „das Nachsehen haben" wollen, so müssen
wir alle Anstrengungen auf die Schaffung einer gesamtrussischen Organi-
sation richten, die fähig ist, bei all den einzelnen Ausbrüdien die Führung
zu übernehmen und dadurdi zu erreidien, daß der herannahende Sturm
(von dem auch ein Charkower Arbeiter am Sdiluß der Brosdiüre spridit)
nicht ein spontaner Sturm wird, sondern eine bewußte Bewegung des
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Proletariats, das sidi an der Spitze des gesamten Volkes gegen die auto-
kratische Regierung erhebt.

Außer dem ansdiaulichen Hinweis darauf, daß unsere revolutionären
Organisationen nicht genügend gesdilossen und vorbereitet sind, gibt die
Charkower Maikundgebung nodi einen anderen, nidit weniger wichtigen
praktisdien Hinweis. „Mit der Maifeier und der Manifestation", heißt
es in der Brosdiüre, „wurden unerwarteterweise verschiedene praktische
Forderungen verfloditen, die ohne entsprediende Vorbereitung erhoben
wurden und daher natürlidi im allgemeinen zum Scheitern verurteilt
waren." Nehmen wir z. B. die Forderungen der Arbeiter der Eisenbahn-
werkstätten: Von 14 Forderungen betreffen 11 kleine Verbesserungen,
die auch unter dem gegenwärtigen politisdien Regime durchaus zu ver-
wirklichen sind: Lohnerhöhung, Verkürzung der Arbeitszeit, Abstellung
von Mißbräuchen. Neben diesen Forderungen stehen, als wären sie ganz
von derselben Art, die drei folgenden Forderungen: 4. Einführung des
Aditstundentags; 7. Gewährleistung der persönlidien Unverletzlichkeit
der Arbeiter nach den Maiereignissen; 10. Einsetzung einer aus Vertre-
tern der Arbeiter und der Betriebsleitung bestehenden Kommission zur
Klärung aller Mißverständnisse zwisdien beiden Parteien. Die erste die-
ser Forderungen (Punkt 4) ist die gemeinsame Forderung des Weltprole-
tariats; die Aufstellung dieser Forderung zeigt offenbar, daß die fort-
gesdirittenen Arbeiter Charkows sidi ihrer Solidarität mit der inter-
nationalen sozialistisdien Arbeiterbewegung bewußt sind. Aber gerade
deshalb sollte eine soldie Forderung nidit unter die Teilforderungen ein-
gereiht werden, unter Forderungen, die auf bessere Behandlung durdi
die Meister oder auf eine zehnprozentige Lohnerhöhung abzielen. Die
Forderungen nadi Lohnerhöhung und besserer Behandlung können (und
müssen) die Arbeiter der einzelnen Berufe ihren Unternehmern stellen;.
das sind Forderungen von Gewerken, Forderungen einzelner Arbeiter-
kategorien. Die Forderung des Aditstundentags aber ist eine Forderung
des gesamten Proletariats, die sich nicht an einzelne Unternehmer riditet,
sondern an die Staatsmacht als die Vertreterin des gesamten gegenwärti-
gen sozialen und politischen Regimes, an die gesamte Klasse der Kapita-
listen, die im Besitze aller Produktionsmittel sind. Die Forderung des
Aditstundentags hat besondere Bedeutung erlangt: sie bekundet die
Solidarität mit der internationalen sozialistischen Bewegung. Wir müssen
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dafür sorgen, daß die Arbeiter diesen Unterschied erkennen, daß sie die
Forderung des Achtstundentags nicht auf eine Stufe stellen mit der For-
derung nach Freifahrkarten oder der Entlassung eines Wächters. Im Laufe
des ganzen Jahres stellen die Arbeiter ständig, bald hier, bald dort, ver-
schiedene Teilforderungen an die Unternehmer und kämpfen für diese
Forderungen: bei der Unterstützung dieses Kampfes müssen die Sozia-
listen stets auf seinen Zusammenhang mit dem Befreiungskampf des
Proletariats in allen Ländern hinweisen. Und der l.Mai muß der Tag
sein, an dem die Arbeiter die feierliche Erklärung abgeben, daß sie sich
dieses Zusammenhangs bewußt sind und sich diesem Kampf mit aller Ent-
schlossenheit anschließen.

Nehmen wir die zehnte Forderung, die Forderung nach Einsetzung
einer Kommission zur Klärung von Mißverständnissen. Eine solche, aus
gewählten Vertretern der Arbeiter und der Betriebsleitung bestehende
Kommission könnte natürlich großen Nutzen bringen, aber nur unter der
Bedingung völliger Wahlfreiheit und völliger Unabhängigkeit der Dele-
gierten. Von welchem Nutzen wird eine Kommission sein, wenn man die
Arbeiter entläßt, die dagegen kämpfen, daß Kreaturen der Leitung ge-
wählt werden, oder die die Betriebsleitung scharf angreifen und alle ihre
Schikanen aufdecken? Und solche Arbeiter wird man nidit nur entlassen,
sondern auch verhaften. Soll also eine solche Kommission den Arbeitern
Nutzen bringen, so ist es erstens notwendig, daß die Delegierten nidit
von der Fabrikleitung abhängig sind; das ist nur zu erreichen, wenn eine
freie Gewerkschaft der Arbeiter besteht, ein Verband, der viele Fabriken
erfaßt, über eine eigene Kasse verfügt und bereit ist, für seine Delegierten
einzutreten. Die Kommission kann nur nützlich sein, wenn viele Betriebe,
möglichst alle Betriebe des betreffenden Gewerbes, zusammengefaßt wer-
den. Zweitens ist dazu ferner die Unverletzlichkeit der Person der Arbei-
ter notwendig, d. h., daß die Arbeiter von der Polizei und Gendarmerie
nicht willkürlich verhaftet werden dürfen. Diese Forderung — Gewähr-
leistung der persönlichen Unverletzlichkeit der Arbeiter — ist denn auch
erhoben worden (Punkt 7). Es fragt sich jedoch, von wem denn die Arbei-
ter die Gewährleistung der Unverletzlichkeit der Person und die Koali-
tionsfreiheit fordern können (die, wie wir gesehen haben, notwendig ist,
wenn die Kommissionen Erfolg haben sollen). Nur vom Staat, denn wenn
es bei uns keine Unverletzlichkeit der Person und keine Koalitionsfreiheit
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gibt, so ist das durch die Grundgesetze des russischen Staates bedingt, ja
mehr als das: es ist bedingt durch die Regierungsform des Staates in Ruß-
land. Seiner Regierungsform nach ist Rußland eine unumschränkte Mon-
archie. Der Zar ist Selbstherrscher, er allein erläßt Gesetze und ernennt
alle höheren Beamten ohne jegliche Beteiligung des Volkes, ohne Beteili-
gung von Volksvertretern. Bei einem solchen Staatssystem kann die Per-
son nicht unverletzlich, können die Vereinigungen der Staatsbürger über-
haupt und der Arbeiter im besonderen nicht frei sein. Es ist darum völlig
sinnlos, von der autokratischen Regierung zu verlangen, sie solle die Un-
verletzlichkeit der Person (und die Koalitionsfreiheit) garantieren: eine
solche Forderung ist gleichbedeutend mit der Forderung nach politischen
Rechten für das Volk, die autokratische Regierung aber heißt ja eben
darum autokratisch, weil sie die politische Rechtlosigkeit des Volkes be-
deutet. Die Unverletzlichkeit der Person (und die Koalitionsfreiheit) zu
garantieren, wird erst dann möglidi sein, wenn Vertreter des Volkes an
der Ausarbeitung der Gesetze und an der gesamten Verwaltung des Staa-
tes teilnehmen. Solange es keine Volksvertretung gibt, wird die autokra-
tische Regierung selbst die kleinen Zugeständnisse, die sie den Arbeitern
mit einer Hand gibt, stets mit der anderen wieder fortnehmen. Die Mai-
kundgebung in Charkow hat das wieder einmal anschaulich gezeigt: auf
die Forderung der Arbeitermassen hin hat der Gouverneur die Verhafte-
ten freigelassen, dann aber, nadi einigen Tagen, wurden auf Befehl aus
Petersburg Dutzende Arbeiter wieder festgenommen! Die Gouverne-
mentsbehörde und die Fabrikleitungen „garantieren" die Unverletzlidi-
keit der Delegierten, aber die Gendarmerie nimmt sie fest und steckt sie
in Einzelhaft oder weist sie aus der Stadt aus! Weldien Nutzen kann eine
soldie Garantie dem Volk bringen?

Aus diesen Gründen also müssen die Arbeiter vom Zaren die Ein-
berufung von Volksvertretern, die Einberufung eines Semski Sobor for-
dern. In der Proklamation, die vor dem 1. Mai dieses Jahres in Charkow
verbreitet wurde, ist diese Forderung erhoben worden, und wir haben
gesehen, daß ein Teil der fortgeschrittenen Arbeiter ihre Bedeutung durch-
aus erkannt hat. Wir müssen dafür sorgen, daß alle fortgesdirittenen
Arbeiter die Notwendigkeit dieser Forderung klar erkennen, daß sie sie
nidit nur in den Arbeitermassen verbreiten, sondern auda in allen Schidi-
ten der Bevölkerung, die mit den Arbeitern in Berührung kommen und
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interessiert danach fragen, wofür die Sozialisten und die „städtischen"
Arbeiter kämpfen. In diesem Jahr hat auf die Frage eines Fabrikinspek-
tors, was denn die Arbeiter eigentlich wollen, nur eine Stimme gerufen:
„Eine Verfassung"; und diese Stimme war so vereinzelt, daß ein Korre-
spondent mit einigem Spott sagt: „Ein Proletarier platzte damit heraus."
Ein anderer Korrespondent sagt geradezu, „in diesem Fall" sei diese Ant-
wort „beinahe komisch" gewesen (siehe „Die Arbeiterbewegung in Char-
kow", Bericht des „Charkower Komitees der Sozialdemokratischen Arbei-
terpartei Rußlands", herausgegeben vom „Rabotscheje Delo", Genf,
September 1900, S. 14). Im Grunde genommen war die Antwort durch-
aus nicht lächerlich: lächerlich erscheinen konnte nur das Mißverhältnis
zwischen dieser vereinzelt vorgebraditen Forderung nach Änderung der
gesamten Staatsordnung und der Forderung, die Arbeitszeit um eine halbe
Stunde zu verkürzen, sowie der Forderung, die Auszahlung der Löhne
während der Arbeitszeit vorzunehmen. Doch ein Zusammenhang zwi-
schen diesen letztgenannten Forderungen und der Forderung nach einer
Verfassung besteht ohne Zweifel, und wenn wir es erreichen (und wir
werden es bestimmt erreichen), daß die Massen diesen Zusammenhang
erkennen, so wird der Ruf „Eine Verfassung!" nicht mehr vereinzelt
bleiben, sondern aus dem Munde von Tausenden und Hunderttausenden
erschallen, und dann wird dieser Ruf nidit mehr lädierlidi, sondern
drohend klingen. Man erzählt, jemand hätte, als er während der Maitage
durdi Charkow fuhr, den Droschkenkutsdier gefragt, was denn eigent-
lidi die Arbeiter wollten, und dieser habe geantwortet: „Nun, sie fordern
adrt Stunden Arbeit und eine eigene Zeitung." Dieser Droschken-
kutsdier hatte sdion begriffen, daß die Arbeiter sidi nidit mehr mit irgend-
weldien Almosen begnügen, daß sie sidi als freie Mensdien fühlen wol-
len, daß sie frei und offen von ihren Forderungen spredien und für sie
kämpfen wollen. Freilich spridit aus seiner Antwort nodi nicht die Er-
kenntnis, daß die Arbeiter für die Freiheit des gesamten Volkes, für sein
Redit, an der Leitung des Staates teilzunehmen, kämpfen. Wenn die
Forderung, der Zar solle Volksvertreter einberufen, von den Arbeiter-
inassen in allen Industriestädten und Fabrikorten Rußlands mit vollem
Bewußtsein und unersdiütterlidier Festigkeit wiederholt wird, wenn die
Arbeiter es erreidien, daß die gesamte Bevölkerung der Städte und das
gesamte Landvolk, das in die Städte kommt, erkennen, was die Sozia-
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listen wollen und wofür die Arbeiter kämpfen, dann wird der große Tag
der Befreiung des Volkes von der polizeilichen Willkürherrschaft nicht
mehr fern sein!

geschrieben Anfang November i900.

Zuerst veröffentlid:t im Januar i9Oi "Nach dem 7ext der Brosdhüre.
in einer von der „Jskra"
herausgegebenen Broschüre.
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DIE DRINGENDSTEN AUFGABEN UNSERER
BEWEGUNG110

Die russische Sozialdemokratie hat bereits wiederholt erklärt, daß es
die nächste politische Aufgabe der russischen Arbeiterpartei sein muß,
die Selbstherrschaft zu stürzen, politische Freiheit zu erobern. Das haben
vor mehr als 15 Jahren die Vertreter der russischen Sozialdemokratie, die
Mitglieder der Gruppe „Befreiung der Arbeit" erklärt, das erklärten vor
zweieinhalb Jahren auch die Vertreter der russisdien sozialdemokratischen
Organisationen, als sie im Frühjahr 1898 die Sozialdemokratische Arbei-
terpartei Rußlands gründeten. Aber trotz dieser wiederholten Erklärungen
steht die Frage der pölitisdien Aufgaben der Sozialdemokratie in Rußland
gegenwärtig wieder auf der Tagesordnung. Viele Vertreter unserer Be-
wegung äußern Zweifel, ob die aufgezeigte Lösung der Frage riditig sei.
Man behauptet, von überwiegender Bedeutung sei der ökonomisdie Kampf,
man rückt die politischen Aufgaben des Proletariats in den Hintergrund,
man engt diese Aufgaben ein und besdiränkt sie, ja erklärt sogar, das
Reden über die Bildung einer selbständigen Arbeiterpartei in Rußland
sei einfadi ein Wiederholen fremder Worte, die Arbeiter hätten nur den
ökonomisdien Kampf zu führen, die Politik dagegen den Intellektuellen
im Bunde mit den Liberalen zu überlassen. Diese letztgenannte Behaup-
tung des neuen Glaubensbekenntnisses (das berüchtigte „Credo") läuft
sdion geradezu darauf hinaus, das russisdie Proletariat für unmündig zu
erklären und das sozialdemokratische Programm völlig abzulehnen. Und
die „Rabotschaja Mysl" hat sidi (besonders in der „Sonderbeilage") dem
Wesen nach im gleidien Sinne geäußert. Die russisdie Sozialdemokratie
madit eine Periode der Schwankungen durch, eine Periode der Zweifel,
die bis zur Selbstverneinung gehen. Einerseits wird die Arbeiterbewegung
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vom Sozialismus losgerissen: man hilft den Arbeitern, den ökonomischen
Kampf führen, erklärt ihnen dabei aber überhaupt nicht oder erklärt
ihnen ungenügend die sozialistischen Ziele und die politischen Aufgaben
der Gesamtbewegung als Ganzes. Anderseits wird der Sozialismus von
der Arbeiterbewegung losgerissen: abermals beginnen russische Soziali-
sten immer mehr davon zu sprechen, daß der Kampf gegen die Regierung
allein von der Intelligenz mit eigenen Kräften geführt werden müsse, da
sidi die Arbeiter nur auf den ökonomischen Kampf beschränkten.

Unseres Erachtens haben Umstände von dreierlei Art den Boden für
diese traurigen Ersdieinungen vorbereitet. Erstens haben sich die russi-
schen Sozialdemokraten zu Beginn ihrer Tätigkeit allein auf die Propa-
gandaarbeit in Zirkeln beschränkt. Als wir zur Agitation unter den Mas-
sen übergingen, konnten wir uns nidit immer davor bewahren, ins andere
Extrem zu fallen. Zweitens mußten wir zu Beginn unserer Tätigkeit sehr
oft unsere Existenzberedatigung im Kampf gegen die Anhänger des Volks-
willen verteidigen, die unter „Politik" eine von der Arbeiterbewegung
losgelöste Tätigkeit verstanden und die Politik einzig und allein auf Ver-
schwöreraktionen beschränkten. Die Sozialdemokraten lehnten eine soldie
Politik ab, verfielen dabei aber in das andere Extrem und sdioben die
Politik überhaupt in den Hintergrund. Drittens haben die Sozialdemo-
kraten, die voneinander isoliert in kleinen lokalen Arbeiterzirkeln wirk-
ten, zuwenig beachtet, daß es notwendig ist, eine revolutionäre Partei zu
organisieren, die die gesamte Tätigkeit der lokalen Gruppen zusammen-
faßt und die Möglichkeit schafft, die revolutionäre Arbeit richtig in Gang
zu bringen. Das Überwiegen der zersplitterten Arbeit ist aber naturge-
mäß mit dem überwiegen des ökonomischen Kampfes verbunden.

Alle die genannten Umstände haben dazu geführt, daß die eine Seite
der Bewegung überschätzt wurde. Die „ökonomische" Richtung (soweit
man hier von einer „Richtung" sprechen kann) machte Versuche, diese
Enge zu einer besonderen Theorie zu erheben, Versudie, sidi zu diesem
Zweck der in Mode gekommenen Bernsteiniade, der in Mode gekom-
menen „Kritik am Marxismus" zu bedienen, die alte bürgerlidie Ideen
unter einer neuen Flagge einzusdimuggeln bestrebt ist. Diese Versuche
allein riefen die Gefahr hervor, daß die Verbindung zwischen der
russisdien Arbeiterbewegung und der russischen Sozialdemokratie als
der Vorkämpferin für politische Freiheit gesdiwächt wird. Und die drin-
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gendste Aufgabe unserer Bewegung besteht darin, diese Verbindung
zu stärken.

Die Sozialdemokratie ist die Vereinigung von Arbeiterbewegung und
Sozialismus, ihre Aufgabe besteht nicht darin, der Arbeiterbewegung in
jedem einzelnen Stadium passiv zu dienen, sondern darin, die Interessen
der Gesamtbewegung als Ganzes zu vertreten, dieser Bewegung ihr End-
ziel, ihre politischen Aufgaben zu weisen, ihre politische und ihre ideolo-
gische Selbständigkeit zu wahren. Von der Sozialdemokratie losgerissen,
verflacht die Arbeiterbewegung und verfällt unweigerlich in Bürgerlich-
keit: führt die Arbeiterklasse nur den ökonomischen Kampf, so verliert
sie ihre politische Selbständigkeit, wird sie zum Anhängsel anderer Par-
teien und übt Verrat an dem großen Vermäditnis: „Die Befreiung der
Arbeiter muß das Werk der Arbeiter selbst sein."120 In allen Ländern
hat es eine Periode gegeben, in der Arbeiterbewegung und Sozialismus
getrennt voneinander bestanden und getrennte Wege gingen — und in
allen Ländern hat diese Trennung Schwäche des Sozialismus und der
Arbeiterbewegung zur Folge gehabt; in allen Ländern hat erst die Ver-
einigung des Sozialismus mit der Arbeiterbewegung eine feste Grundlage
für beide geschaffen. Aber in jedem Lande hat sich diese Vereinigung des
Sozialismus mit der Arbeiterbewegung historisch herausgebildet, in jedem
Land ist sie, je nadi den örtlidien und zeitlidien Bedingungen, auf be-
sonderem Wege zustande gekommen. In Rußland ist die Notwendigkeit,
den Sozialismus mit der Arbeiterbewegung zu vereinigen, theoretisch
schon längst verkündet worden, praktisch aber kommt diese Vereinigung
erst jetzt zustande. Der Prozeß dieser Herausbildung ist ein sehr schwie-
riger Prozeß, kein Wunder daher, daß er von verschiedenen Schwankun-
gen und Zweifeln begleitet wird.

Welche Lehre ergibt sich nun für uns aus der Vergangenheit?
Die Geschidite des gesamten russischen Sozialismus hat dahin geführt,

daß der Kampf gegen die autokratische Regierung, die Eroberung poli-
tischer Freiheit seine dringendste Aufgabe geworden ist; unsere sozia-
listische Bewegung hat sidi sozusagen auf den Kampf gegen die Selbst-
herrsdiaft konzentriert. Anderseits hat die Gesdiichte gezeigt, daß in
Rußland das sozialistische Denken viel stärker von den fortgeschrittenen
Vertretern der werktätigen Klassen getrennt ist als in anderen Ländern
und daß bei einer solchen Trennung die russische revolutionäre Bewegung
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zur Ohnmacht verurteilt ist. Hieraus ergibt sidi ganz von selbst die Auf-
gabe, die die russisdie Sozialdemokratie zu verwirklidien berufen ist:
sozialistisdie Ideen und politisdies Bewußtsein in die Massen des Prole-
tariats zu tragen und eine revolutionäre Partei zu organisieren, die mit
der spontanen Arbeiterbewegung unauflöslich verbunden ist. Viel ist in
dieser Hinsicht von der russischen Sozialdemokratie sdion getan worden;
aber nodi mehr bleibt zu tun übrig. Mit dem Anwadisen der Bewegung
wird das Tätigkeitsfeld der Sozialdemokratie immer breiter, die Arbeit
immer vielseitiger, eine immer größere Zahl von Funktionären der Be-
wegung konzentriert ihre Kräfte auf die Lösung der versdiiedenen Teil-
aufgaberi, die sich aus den täglidien Erfordernissen der Propaganda und
Agitation ergeben. Diese Erscheinung ist ganz gesetzmäßig und unver-
meidlich, sie zwingt uns jedodi, besonders darauf zu achten, daß die Teil-
aufgaben unserer Tätigkeit und die einzelnen Methoden des Kampfes
nidit zu etwas gemadit werden, was sidi selbst genügt, daß die Vorarbeit
nidit zur Hauptarbeit, nidit zur einzigen Arbeit erhoben wird.

Die politische Entwicklung und die politisdie Organisation der Arbeiter-
klasse zu fördern — das ist unsere widitigste und grundlegende Aufgabe.
Jeder, der diese Aufgabe in den Hintergrund schiebt, der ihr nidit alle
Teilaufgaben und einzelnen Kampfmethoden unterordnet, besdireitet
einen falsdien Weg und fügt der Bewegung ernsten Sdiaden zu. In den
Hintergrund gesdioben aber wird diese Aufgabe erstens von denjenigen,
die die Revolutionäre auffordern, mit den Kräften einzelner, von der
Arbeiterbewegung losgelöster Versdiwörerzirkel gegen die Regierung zu
kämpfen. In den Hintergrund geschoben wird sie zweitens von denjenigen,
die den Inhalt und das Ausmaß der politisdien Propaganda, Agitation und
Organisation einengen, die es für möglich und angebracht halten, den
Arbeitern nur in besonderen Momenten ihres Lebens, nur bei feierlichen
Anlässen „Politik" vorzusetzen, die allzuviel Sorge darauf verwenden, den
politisdien Kampf gegen die Selbstherrschaft einzutauschen gegen Forde-
rungen nach einzelnen Zugeständnissen seitens der Selbstherrschaft, und
nidit genügend dafür Sorge tragen, daß diese Forderungen nach einzelnen
Zugeständnissen zu einem systematisdien und konsequenten Kampf der
revolutionären Arbeiterpartei gegen die Selbstherrsdiaf t entwickelt werden.

„Organisiert euch!" ruft die Zeitung „Rabotschaja Mysl" den Arbei-
tern immer wieder in verschiedenen Tonarten zu, wiederholen alle An-
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hänger der „ökonomischen" Richtung. Auch wir schließen uns natürlich
diesem Rufe voll und ganz an, fügen aber unbedingt hinzu: Organisiert
euch nicht nur in Unterstützungsvereinen, Streikkassen und Arbeiter-
zirkeln, organisiert euch auch zur politischen Partei, organisiert euch zum
entschlossenen Kampf gegen die autokratische Regierung und gegen die
gesamte kapitalistische Gesellschaft. Ohne eine solche Organisation ist
das Proletariat nicht fähig, sich zum bewußten Klassenkampf zu erheben,
ohne eine solche Organisation ist die Arbeiterbewegung zur Ohnmacht
verurteilt, und nur mit Kassen, Zirkeln und Unterstützungsvereinen wird
es der Arbeiterklasse nie gelingen, die ihr obliegende große geschichtliche
Aufgabe zu erfüllen: sich und das ganze russische Volk von der politischen
und ökonomischen Sklaverei zu befreien. Keine einzige Klasse in der
Geschichte ist zur Herrschaft gelangt, ohne ihre eigenen politischen Füh-
rer, ihre fortschrittlichen Vertreter hervorgebracht zu haben, die fähig
waren, die Bewegung zu organisieren und zu leiten. Auch die russische
Arbeiterklasse hat bereits gezeigt, daß sie fähig ist, solche Menschen her-
vorzubringen: der weit ausgebreitete Kampf der russischen Arbeiter in
den letzten 5—6 Jahren hat gezeigt, welche Fülle an revolutionären Kräf-
ten in der Arbeiterklasse steckt, er hat gezeigt, wie selbst die wütendsten
Repressalien der Regierung die Zahl der Arbeiter, die darauf brennen,
zum Sozialismus, zum politischen Bewußtsein und zum politischen
Kampf zu gelangen, nicht verringern, sondern vergrößern. Der Kongreß
unserer Genossen im Jahre 1898 hat die Aufgabe richtig gestellt und
nicht fremde Worte wiederholt, nicht bloßen Enthusiasmus von „Intellek-
tuellen" zum Ausdruck gebracht... Nun müssen wir entschlossen an die
Erfüllung dieser Aufgaben gehen, müssen die Frage des Programms, der
Organisation und der Taktik der Partei auf die Tagesordnung setzen.
Wie wir über die Grundthesen unseres Programms denken, haben wir
bereits gesagt, und diese Thesen ausführlich zu entwickeln ist hier natür-
lich nicht der Ort. Den Organisationsfragen beabsichtigen wir in den
nächsten Nummern eine Reihe von Artikeln zu widmen. Das ist einer
unserer wundesten Punkte. Wir sind in dieser Beziehung hinter den alten
Vertretern der russischen revolutionären Bewegung sehr zurückgeblieben;
diesen Mangel müssen wir offen zugeben und unsere Kräfte darauf rich-
ten, eine mehr konspirative Organisation der Arbeit zustande zu bringen,
die Regeln für die Arbeit und die Methoden zur Täuschung der Gendar-

24 Lenin, Werke, Bd. 4
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men und zur Umgehung der Fallstricke der Polizei systematisch zu pro-
pagieren. Es müssen Leute ausgebildet werden, die der Revolution nicht
nur ihre freien Abende, sondern ihr ganzes Leben widmen; es muß eine
Organisation vorbereitet werden, die genügend groß ist, um in ihr eine
strenge Arbeitsteilung zwischen den verschiedenen Arten unserer Tätig-
keit vornehmen zu können. Was schließlich die Fragen der Taktik be-
trifft, so wollen wir uns hier auf das Folgende beschränken: Die Sozial-
demokratie bindet sich nicht die Hände, sie engt ihre Tätigkeit nicht durch
irgendeinen vorher ersonnenen Plan oder Modus des politischen Kampfes
ein — sie erkennt alle Mittel des Kampfes an, wenn sie nur den vorhan-
denen Kräften der Partei entsprechen und es ermöglichen, die größten
Resultate zu erzielen, die unter den gegebenen Verhältnissen erzielt wer-
den können. Besteht eine straff organisierte Partei, so kann sich ein ein-
zelner Streik in eine politische Demonstration, in einen politischen Sieg
über die Regierung verwandeln. Besteht eine straff organisierte Partei,
so kann aus einem örtlich begrenzten Aufstand eine siegreiche Revolution
hervorgehen. Wir dürfen nicht vergessen, daß der Kampf gegen die
Regierung um einzelne Forderungen, die Erkämpfung einzelner Zu-
geständnisse, nur kleine Scharmützel mit dem Feinde, kleine Vorposten-
gefechte sind und daß der entscheidende Kampf noch bevorsteht. Vor
uns liegt in ihrer ganzen Stärke eine feindliche Festung, aus der man uns
mit einem Hagel von Kugeln und Kartätschen überschüttet, die uns die
besten Kämpfer entreißen. Wir müssen diese Festung nehmen, und wir
werden sie nehmen, wenn wir alle Kräfte des erwachenden Proletariats mit
allen Kräften der russischen Revolutionäre zu einer Partei vereinigen, zu der
alles hinstreben wird, was es in Rußland an Lebendigem und Ehrlichem
gibt. Und erst dann wird die große Prophezeiung des russischen Arbeiter-
revolutionärs Pjotr Alexejew121 in Erfüllung gehen: „Die Millionenmasse
des Arbeitervolks wird ihren muskulösen Arm erheben, und das von Sol-
datenbajonetten gestützte Joch der Despotie wird in Staub zerfallen!"

Qesdbrieben in der ersten
Novemberhälfte 1900.

Veröffentlicht im Dezember i900 TJadi dem Jext der Jskra".
in der Jskra" 3Vr. i.
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DER CHINA-KRIEG

Rußland beendet den Krieg mit China: eine ganze Reihe von Militär-
bezirken ist mobilisiert, Hunderte Millionen Rubel sind verausgabt, Zehn-
tausende Soldaten wurden nach China geschickt, eine Reihe Schlachten
wurde geschlagen, eine Reihe Siege wurde erfochten — Siege aller-
dings nicht so sehr über die regulären Truppen des Gegners wie über
die chinesischen Aufständischen und noch mehr über unbewaffnete Chi-
nesen, die man ertränkte oder totschlug, ohne haltzumachen vor der
Ermordung von Kindern und Frauen, ganz zu schweigen von der Plünde-
rung von Palästen, Häusern und Läden. Und die russische Regierung,
im Verein mit den vor ihr liebedienernden Zeitungen, feiert den Sieg,
jubelt über die neuen Heldentaten des ruhmvollen Heeres, feiert den
Sieg der europäischen Kultur über das chinesische Barbarentum und die
neuen Erfolge der russischen „zivilisatorischen Mission" im Fernen Osten.

In diesem Jubelchor fehlt nur die Stimme der klassenbewußten Arbeiter,
dieser fortgeschrittenen Vertreter des viele Millionen zählenden arbeiten-
den Volkes. Gerade das arbeitende Volk aber hat die ganze Last der neuen
siegreichen Feldzüge zu tragen: man entreißt ihm die arbeitsfähigen Män-
ner, um sie in ferne Länder zu schicken, von ihm werden besonders er-
höhte Steuern zur Deckung der Millionenausgaben eingetrieben. Versuchen
wir, uns über die Frage klarzuwerden: Wie müssen sich die Sozialisten
zu diesem Krieg verhalten? in wessen Interesse wird er geführt? welches
ist der wirkliche Sinn der Politik, die die russische Regierung verfolgt?

Unsere Regierung versichert vor allem, sie führe überhaupt keinen
Krieg mit China: sie unterdrücke nur den Aufstand, bändige die Auf-
rührer, helfe der gesetzlichen chinesischen Regierung, die gesetzliche Ord-

24*
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nung wiederherzustellen. Der Krieg ist nicht erklärt, aber das ändert
nicht das geringste am Wesen der Sache, denn es wird trotzdem Krieg
geführt. Wodurch nun wurde der Überfall der Chinesen auf die Euro-
päer veranlaßt, dieser Aufruhr, der von den Engländern, Franzosen,
Deutschen, Russen, Japanern usw. mit so viel Eifer unterdrückt wird?
„Durch die Feindschaft der gelben Rasse gegen die weiße Rasse", „durch
den Haß der Chinesen gegen die europäische Kultur und Zivilisation" —
versichern die Fürsprecher des Krieges. Ja, die Chinesen hassen tatsäch-
lich die Europäer, aber welche Europäer hassen sie und weshalb? Die
Chinesen hassen nicht die Völker Europas — mit ihnen haben sie keine
Zusammenstöße gehabt —, sondern die europäischen Kapitalisten und die
den Kapitalisten hörigen europäischen Regierungen. Wie sollten auch die
Chinesen nicht Menschen hassen, die nur des Profits wegen nach China
gekommen sind, die ihre vielgerühmte Zivilisation nur zu Betrug, Raub
und Vergewaltigung ausgenutzt haben, die gegen China Kriege führten,
um das Recht zu erhalten, mit dem das Volk betäubenden Opium Han-
del zu treiben (der Krieg Englands und Frankreichs gegen China im Jahre
1856), die ihre Raubpolitik heuchlerisch mit der Verbreitung des Christen-
tums verschleierten? Diese Raubpolitik betreiben die bürgerlichen Regie-
rungen Europas schon lange gegen China, und jetzt hat sich ihr auch die
autokratische russische Regierung angeschlossen. Man pflegt diese Raub-
politik Kolonialpolitik zu nennen. Jedes Land mit rasch anwachsender
kapitalistischer Industrie geht sehr bald auf die Suche nach Kolonien, d. h.
nach Ländern, in denen die Industrie schwach entwickelt ist, die sich
durch eine mehr oder weniger patriarchalische Lebensweise auszeichnen,
in denen man Absatz für Industrieprodukte finden und daran schönes
Geld verdienen kann. Und um der Bereicherung einer Handvoll Kapita-
listen willen führten die bürgerlichen Regierungen endlose Kriege, ließen
ganze Regimenter in ungesunden tropischen Ländern zugrunde gehen,
verschleuderten Millionensummen, die dem Volk abgenommen wurden,
trieben die Bevölkerung zu verzweifelten Aufständen und in den Hunger-
tod. Man denke nur an den Aufstand der indischen Eingeborenen gegen
England122 und an die Hungersnot in Indien oder an den jetzigen Krieg
der Engländer gegen die Buren123.

Und nun haben die europäischen Kapitalisten ihre gierigen Tatzen nach
China ausgestreckt. So ziemlich an der Spitze steht dabei die russische
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Regierung, die sich jetzt nicht genug tun kann, ihre „Uneigennützigkeit"
zu beteuern. „Uneigennützig" hat sie China Port Arthur abgenommen
und jetzt begonnen, unter dem Schütze russischer Truppen eine Eisen-
bahn in der Mandschurei zu bauen. Eine nach der anderen gingen die
europäischen Regierungen so eifrig daran, chinesisches Land zu rauben,
zu „pachten", wie man es nennt, daß nicht ohne Grund von einer Auf-
teilung Chinas gesprochen wird. Will man die Dinge bei ihrem richtigen
Namen nennen, so muß man sagen, daß die europäischen Regierungen
(und die russische ist dabei so ziemlich eine der ersten) mit der Auftei-
lung Chinas bereits begonnen haben. Aber sie haben mit der Aufteilung
nicht offen begonnen, sondern heimlich, wie Diebe. Sie sind darange-
gangen, China auszurauben, wie man einen Leichnam ausraubt, und als
dieser vermeintliche Tote Widerstand zu leisten versuchte, fielen sie wie
wilde Tiere über ihn her, indem sie ganze Dörfer niederbrannten, wehr-
lose Einwohner, Frauen und Kinder im Amur ertränkten, niederschössen
und auf die Bajonette spießten. Und alle diese christlichen Heldentaten
werden begleitet von Geschrei gegen die chinesischen Barbaren, die es
wagen, ihre Hand gegen zivilisierte Europäer zu erheben. Die Besetzung
von Niutschuang und der Einmarsch russischer Truppen in mandschu-
risches Gebiet — das seien zeitweilige Maßnahmen, erklärt die autokra-
tische russische Regierung in ihrer Zirkulamote an die Mächte vom
12. August 1900; diese Maßnahmen seien „ausschließlich durch die Not-
wendigkeit hervorgerufen, die aggressiven Handlungen der chinesischen
Aufrührer abzuwehren"; sie „können keineswegs von irgendwelchen
eigennützigen Plänen zeugen, die der Politik der kaiserlichen Regierung
gänzlich fernliegen".

Arme kaiserliche Regierung! Sie ist so christlich uneigennützig und
wird so ungerecht gekränkt! Uneigennützig hat sie vor mehreren Jahren
Port Arthur an sich gerissen und uneigennützig reißt sie jetzt die Man-
dschurei an sich, uneigennützig hat sie die an Rußland grenzenden Ge-
biete Chinas mit einer Meute von Kommissionären, Ingenieuren und Of-
fizieren überschwemmt, die durch ihr Verhalten selbst die für ihre Füg-
samkeit bekannten Chinesen zur Empörung getrieben haben. Den beim
Bau der chinesischen Eisenbahn beschäftigten chinesischen Arbeitern wur-
den für ihren Unterhalt 10 Kopeken pro Tag gezahlt — ist das vielleicht
keine Uneigennützigkeit von Seiten Rußlands?



,374 W.J.£enin

Wie aber erklärt es sich, daß unsere Regierung diese wahnwitzige
Politik in China betreibt? Wem nützt diese Politik? Sie nützt einem
Häuflein von Großkapitalisten, die Handelsgeschäfte mit China treiben,
einem Häuflein von Fabrikanten, die für den asiatischen Markt Waren
produzieren, einem Häuflein von Kommissionären, die jetzt an eiligen
Kriegsaufträgen tolles Geld verdienen (verschiedene Werke, die Waffen
und Ausrüstung für die Truppen usw. herstellen, arbeiten jetzt mit Hoch-
druck und stellen Hunderte neuer Tagelöhner ein). Eine solche Politik
nützt einem Häuflein Adliger, die im Zivil- und Militärdienst hohe Ämter
bekleiden. Sie brauchen eine Abenteurerpolitik, denn hier kann man sich
auszeichnen, Karriere machen und durch „Heldentaten" zu Ruhm ge-
langen. Den Interessen dieses Häufleins von Kapitalisten und beamteten
Gaunern bringt unsere Regierung ohne Zaudern die Interessen des gan-
zen Volkes zum Opfer. Die autokratische Zarenregierung erweist sich
auch in diesem Falle, wie stets, als die Regierung verantwortungsloser
Bürokraten, die vor den Großkapitalisten und Adligen auf den Knien
rutschen.

Welchen Nutzen hat die russische Arbeiterklasse und das ganze ar-
beitende Volk von den Eroberungen in China? Tausende ruinierter Fa-
milien, denen durch den Krieg die Ernährer entrissen wurden, ein unge-
heures Anwachsen der staatlichen Schulden und Ausgaben, Erhöhung der
Steuern, Stärkung der Macht der Kapitalisten, dieser Ausbeuter der Ar-
beiter, Verschlechterung der Lage der Arbeiter, noch größeres Massen-
sterben der Bauernschaft, Hungersnot in Sibirien — all das verspricht der
chinesische Krieg zu bringen und bringt er schon jetzt. Die gesamte rus-
sische Presse, alle Zeitungen und Zeitschriften sind versklavt, sie wagen
nicht, etwas ohne Erlaubnis der Regierungsbeamten zu veröffentlichen —
daher besitzen wir keine genauen Angaben darüber, was der chinesische
Krieg dem Volke kostet, aber zweifellos erfordert er Geldausgaben von
vielen Hundert Millionen Rubel. Es liegen Mitteilungen vor, daß die
Regierung auf Grund eines nicht veröffentlichten Erlasses unverzüglich
150 Millionen Rubel für den Krieg gegeben hat, außerdem verschlingen
die laufenden Ausgaben für den Krieg alle drei bis vier Tage je eine Mil-
lion Rubel. Und diese wahnsinnigen Summen verschleudert eine Regie-
rung, die die Unterstützungen für die hungernden Bauern endlos kürzte
und dabei um jede Kopeke feilschte, die kein Geld für die Volksbildung
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findet, die, wie irgendein Kulak, die Arbeiter in den Staatsbetrieben, die
kleinen Angestellten in den Postämtern usw. aussaugt!

Der Finanzminister Witte hatte erklärt, daß am 1. Januar 1900 in der
Staatskasse eine frei verfügbare Barsumme von 250 Millionen Rubel vor-
handen war — jetzt ist dieses Geld bereits nicht mehr da, es ist für
den Krieg draufgegangen, die Regierung sucht Anleihen, erhöht die
Steuern, lehnt aus Mangel an Geld notwendige Ausgaben ab, stellt den
Bau von Eisenbahnen ein. Der Zarenregierung droht der Bankrott, sie
aber stürzt sidi in eine Eroberungspolitik — in eine Politik, die nicht nur
ungeheure Geldmittel erfordert/sondern auch droht, sie in noch gefähr-
lichere Kriege zu verstricken. Die europäischen Mächte, die über China
hergefallen sind, beginnen schon, sich um die Aufteilung der Beute zu
streiten, und niemand vermag zu sagen, .wie dieser Streit ausgehen wird.

Aber die Politik der Zarenregierung in China stellt nicht nur eine Ver-
höhnung der Interessen des Volkes dar — sie ist auch bestrebt, das poli-
tische Bewußtsein der Volksmassen zu korrumpieren. Die Regierungen,
die sich nur durch die Macht der Bajonette halten, die stets genötigt sind,
die Volksempörung einzudämmen oder zu unterdrücken, haben seit, lan-
gem die Wahrheit erkannt, daß die Unzufriedenheit des Volkes durch
nichts zu beseitigen ist; man muß versuchen, diese Unzufriedenheit von
der Regierung auf jemand anders abzulenken. Man schürt z. B. die Feind-
schaft gegen die Juden: die Boulevardpresse hetzt gegen die Juden, als
ob der jüdische Arbeiter nicht genauso unter dem Joch des Kapitals und
des Polizeiregimes zu leiden hätte wie der russische Arbeiter. Augenblick-
lich führt die Presse einen Feldzug gegen die Chinesen, man schreit über
die barbarische gelbe Rasse, ihre Feindschaft gegen die Zivilisation, spricht
von kulturellen Aufgaben Rußlands, von der Begeisterung, mit der die
russischen Soldaten in die Schlacht ziehen usw. usw. Die vor der Regie-
rung und dem Geldsack auf dem Bauche liegenden Journalisten schreiben
sich die Finger wund, um Haß gegen China im Volk zu entfachen. Aber
das chinesische Volk hat das russische Volk nie und in keiner Weise be-
drängt: das chinesische Volk leidet unter denselben Übeln, unter denen
auch das russische Volk schmachtet — unter einer asiatischen Regierung,
die aus den hungernden Bauern Steuern herauspreßt und jedes Streben
nach Freiheit mit Waffengewalt unterdrückt —, unter dem Joch des Kapi-
tals, das seinen Weg auch ins Reich der Mitte gefunden hat.
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Die russische Arbeiterklasse beginnt sich von jener politischen Ver-
schüchterung und Unwissenheit frei zu machen, in der die Masse des Vol-
kes lebt. Alle klassenbewußten Arbeiter haben daher die Pflicht, sidi mit
allen Kräften gegen diejenigen zu wenden, die den nationalen Haß schü-
ren und die Aufmerksamkeit des arbeitenden Volkes von seinen wahren
Feinden ablenken. Die Politik der Zarenregierung in China ist eine ver-
brecherische Politik, die das Volk noch mehr ruiniert, die es noch mehr
demoralisiert und unterdrückt. Die Zarenregierung hält nicht nur unser
Volk in Sklaverei — sie schickt es aus zur Niederwerfung anderer Völker,
die sich gegen ihre Sklaverei erheben (wie das 1849 der Fall war, als
russische Truppen die Revolution in Ungarn unterdrückten). Sie hilft
nicht nur den russischen Kapitalisten, ihre Arbeiter auszubeuten, und bin-
det den Arbeitern die Hände, damit sie es nicht wagen, sich zusammen-
zuschließen und zu verteidigen, sondern sendet auch Soldaten aus, um
im Interesse eines Häufleins von Reichen und Adligen andere Völker zu
plündern. Es gibt nur ein Mittel zur Befreiung von dem neuen Joch, das
der Krieg dem arbeitenden Volk aufbürdet: die Einberufung von Volks-
vertretern, die der Willkürherrschaft der Regierung ein Ende machen und
sie zwingen würden, nicht einzig und allein auf die Interessen der Hof-
clique Rücksicht zu nehmen.

Jskra" 7ir. i, Tiaäo .dem lexX der „lskra\
Dezember 1900.
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DIE SPALTUNG IM AUSLANDSBUND
RUSSISCHER SOZIALDEMOKRATEN

Im Frühling dieses Jahres fand in der Schweiz eine Konferenz der Mit-
glieder des Aaslandsbundes russischer Sozialdemokraten statt, die zur
Spaltung des Auslandsbundes führte. Eine Minderheit der Mitglieder, an
deren Spitze die Gruppe „Befreiung der Arbeit" steht, die den Auslands-
bund gegründet und bis zum Herbst 1898 die Veröffentlichungen des
Bundes redigiert hat, bildete eine gesonderte Organisation unter dem Na-
men: Russische revolutionäre Organisation „Sozialdemokrat". Die Mehr-
heit, darunter die Redaktion der Zeitung „Rabotscheje Delo", bezeich-
net sich auch weiterhin als Auslandsbund. Der Parteitag der russischen
Sozialdemokraten, der im Frühjahr 1898 stattfand und die „Sozialdemo-
kratische Arbeiterpartei Rußlands" gründete, hat den Auslandsbund
als die Auslandsvertretung unserer Partei anerkannt. Wie haben wir
jetzt, nachdem sich der Auslandsbund gespalten hat, die Frage der Ver-
tretung zu betrachten? Auf die Ursachen der Spaltung wollen wir nicht
näher eingehen. Wir stellen nur fest, daß die so weitverbreitete und
schwerwiegende Beschuldigung, Plechanow habe von der Druckerei des
Auslandsbundes gewaltsam Besitz ergriff en, nicht der Wahrheit entspricht.
In Wirklichkeit hat der Sachwalter der Druckerei es nur abgelehnt, sie
einem Teil des gespaltenen Auslandsbundes ganz zu überlassen, und
beide Parteien haben sehr bald selbst die Druckerei untereinander auf-
geteilt. Am wichtigsten ist unseres Erachtens die Tatsache, daß das „Ra-
botscheje Delo" bei der Polemik sachlich im Unrecht war: das Blatt leug-
nete irrigerweise das Vorhandensein der „ökonomischen" Richtung und
verfolgte die falsche Taktik, die extremen Erscheinungsformen dieser
Richtung zu verschweigen und keinen offenen Kampf gegen sie zu führen.
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Aus diesem Grunde lehnen wir es ab — obgleich wir die Verdienste des
„Rabotscheje Delo", das für die Herausgabe von Literatur und die Orga-
nisierung ihrer Zustellung viel getan hat, keineswegs leugnen —, einen Teil
der gespaltenen Organisation als Auslandsvertretung unserer Partei an-
zuerkennen. Bis zur Entscheidung des nächsten Parteitages muß diese
Frage offenbleiben. Offizielle Auslandsvertreter der russischen Sozial-
demokratie sind gegenwärtig die russischen Mitglieder des ständigen in-
ternationalen Komitees, das im Herbst dieses Jahres vom Pariser Inter-
nationalen Sozialistenkongreß gebildet worden ist.124 Für Rußland sind
zwei Mitglieder in das Komitee gewählt worden: G. W. Plechanow und
B. Kritschewski (einer der Redakteure des „Rabotscheje Delo"). Solange
zwischen den beiden Fraktionen der russischen Sozialdemokraten keine
Versöhnung oder Verständigung zustande kommt, beabsichtigen wir,
mit G. W. Plechanow den ganzen, die Vertretung Rußlands betreffenden
Verkehr zu unterhalten. Schließlich müssen wir uns zu der Frage äußern,
wen wir im ständigen internationalen Komitee als Sekretär für Rußland
haben möchten. Gegenwärtig, da man bemüht ist, unter der Flagge einer
„Kritik am Marxismus" die Sozialdemokratie durch bürgerliche Ideolo-
gie und eine Politik der Zahmheit und Fügsamkeit gegenüber den bis an
die Zähne bewaffneten Feinden (den bürgerlichen Regierungen) zu kor-
rumpieren, ist es besonders notwendig, auf diesen wichtigen Posten einen
Mann zu stellen, der fähig ist, der Strömung zu widerstehen und ein
gewichtiges Wort gegen das ideologische Schwanken zu sagen. Aus die-
sem Grunde sowie aus den obenerwähnten Erwägungen stimmen wir für
G. W. Plechanow.

Qesdhrieben nidit später als
am 8. Dezember i900.

Veröfientlidit im Dezember 1900 Nadi dem Text der Jskra".
in der „Ishra" SVr. t.



379

AUFZEICHNUNG VOM 29.DEZEMBER 1900

29. XII. 1900, Sonnabend, 2 Uhr nachts.
Ich möchte meine Eindrücke von der heutigen Unterredung mit dem

„Zwilling" niederschreiben. Es war eine denkwürdige und in ihrer Art
„historische" Zusammenkunft (Arsenjew, Welika, der Zwilling+Frau125

+ ich), historisch zumindest in meinem Leben, da sie die Bilanz, wenn
auch nicht einer Epoche, so doch eines Lebensabschnittes gezogen hat und
auf lange Zeit für mein Verhalten und meinen Lebensweg bestimmend
sein wird.

Auf Grund der von Arsenjew ursprünglich gegebenen Darstellung der
Dinge glaubte ich, der Zwilling komme zu uns und wolle von sich aus
Schritte unternehmen — aber gerade das Gegenteil war der Fall. Wahr-
scheinlich kam dieser seltsame Irrtum daher, daß Arsenjew gar zu gern
das gehabt hätte, womit der Zwilling „lockte", nämlich politisches Mate-
rial, Korrespondenzen etc., denn „der Wunsch ist der Vater des Gedan-
kens", und Arsenjew glaubte an die Möglichkeit dessen, womit der Zwil-
ling lockte, er wollte an die Aufrichtigkeit des Zwillings glauben, an die
Möglichkeit eines anständigen modus vivendi* mit ihm.

Und gerade diese Zusammenkunft hat einen solchen Glauben endgül-
tig und unwiderruflich zunichte gemacht. Der Zwilling zeigte sich von
einer ganz neuen Seite, er zeigte sich als „Politiker" von reinstem Wasser,
als Politiker im schlimmsten Sinne des Wortes, als Politikaster, durch-
triebener Kerl, Krämer und Frechling. Er kam, völlig überzeugt von un-
serer Ohnmadbt — so formulierte Arsenjew selber das Ergebnis der Ver-
handlungen, und diese Formulierung war durchaus richtig. Der Zwilling

* Auskommens. Die Red.
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kam im Glauben an unsere Ohnmacht, er erschien, um uns Kapitulations-
bedingungen vorzuschlagen, und tat dies in einer ausnehmend geschickten
Form, ohne auch nur ein scharfes Wort fallen zu lassen, verriet aber
nichtsdestoweniger, welche grobe Krämernatur eines Dutzendliberalen
sich unter dieser eleganten, zivilisierten Hülle des allerneuesten „Kriti-
kers" verbirgt.

Auf meine Fragen (mit denen der sachliche Teil des Abends begann),
weshalb er, der Zwilling, nicht einfach Mitarbeiter sein wolle, erwiderte
er mit aller Entschiedenheit, es sei für ihn psychologisch unmöglich, an
einer Zeitschrift mitzuarbeiten, in der man „kein gutes Haar an ihm
lasse" (wörtlich sein Ausdruck), wir sollten doch nicht glauben, daß wir
ihn beschimpfen könnten und er werde uns „politische Artikel schreiben"
(wörtlich!), von Mitarbeit könne nur unter der Bedingung voller Gleich-
berechtigung die Rede sein (d. h. anscheinend der Gleichberechtigung
von Kritikern und Orthodoxen), nach der Ankündigung* wollte sein
Gefährte und Freund126 nicht einmal mehr zu einer Zusammenkunft mit
Arsenjew fahren, seine, des Zwillings, Stellung sei nicht so sehr durch
die Ankündigung oder sogar überhaupt nicht durch die Ankündigung
bestimmt, sondern vielmehr dadurch, daß er sich früher auf die Rolle
einer „wohlwollenden Helferschaft" beschränken wollte, jetzt aber habe
er nicht mehr die Absicht, sich damit zu begnügen, sondern wolle auch
Redakteur sein (so sagte der Zwilling fast wörtlich!!). Mit all dem rückte
der Zwilling nicht auf einmal heraus, die Verhandlungen über seine Mit-
arbeit zogen sich ziemlich in die Länge (viel zu sehr, nach Arsenjews
und Welikas Meinung), aber für mich zeichnete sich in ihnen mit aller
Klarheit ab, daß mit diesem Gentleman eine Zusammenarbeit nidit mög-
lich ist.

Dann versteifte er sich auf seinen Vorschlag: Weshalb kein drittes
politisches Organ mit gleichen Rechten schaffen, das werde für ihn wie
für uns von Vorteil sein (Material für die Zeitung, wir würden einiges
von den dafür hergegebenen Mitteln „profitieren"), er sei der Meinung,
daß auf dem Umschlag nichts Sozialdemokratisches stehen solle, nichts,
was auf unsere Firma hinwiese, wir seien verpflichtet (nicht formell, son-
dern moralisch verpflichtet), in diesem Organ auch unser ganzes allge-
meinpolitisches Material drucken zu lassen.

*~STehe den vorliegenden Band, S. 348. Die Reä.
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Die Sache wurde klar, und ich sagte offen, von der Gründung eines
dritten Organs könne gar keine Rede sein, die Sache laufe hier auf die
Frage hinaus, ob es die Sozialdemokratie sei, die den politischen Kampf
zu führen hat, oder ob es die Liberalen selbständig, sich selbst genügend,
tun sollten (ich drückte mich klarer und bestimmter, präziser aus). Der
Zwilling begriff, wurde wütend und erklärte, nachdem ich mich mit an-
erkennenswerter Klarheit* (wörtlich!) ausgesprochen hätte, lohne es
nicht, davon noch zu sprechen, man solle nur noch von den Bestellungen
reden — von den Bestellungen auf die Sammelbände: das ist dieselbe
dritte Zeitschrift (warf ich ein). „Nun, dann nur von der Bestellung der
vorhandenen Broschüre", erklärte der Zwilling. Welcher? fragte ich.
Wozu wollen Sie das wissen? antwortete die Frau in frechem Ton. Wenn
Sie sich im Prinzip dafür entscheiden, dann werden wir beschließen,
wenn nicht, wozu brauchen Sie es dann zu wissen? Ich fragte nach den
Bedingungen der Drucklegung: Verlag von N. Nf. und weiter nichts, Ihre
Firma darf nicht erwähnt werden, außer dem Verlag** darf kein Zu-
sammenhang mit Ihrer Firma bestehen—erklärte der Zwilling. Ich wandte
mich auch dagegen und verlangte, daß unsere Firma genannt werde,
Arsenjew widersprach mir, und das Gespräch brach ab.

Zum Schluß kam man überein, die Entscheidung aufzuschieben — Ar-
senjew und Welika setzten dem Zwilling noch zu, verlangten von ihm
Erklärungen, stritten, ich schwieg meist, lachte (so, daß der Zwilling es
deutlich sah), und die Unterhaltung ging bald zu Ende.

Zuerst veröffentlicht i924 im 'Nach dem Manuskript.
£enin-Sammelband I.

* „anerkennenswerter Klarheit" bei Lenin deutsch. Der Tibers.
** „Verlag" bei Lenin deutsch. Der Tibers.
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I.PRÜGLE, ABER NICHT ZU TODE

Am 23. Januar verhandelte in Nishni-Nowgorod das Moskauer Ober-
ste Gericht in einer Sondersession unter Teilnahme von Ständevertretern
den Fall der Ermordung des Bauern Timof ej Wassiljewitsch Wosduchow,
der „zur Ernüchterung" auf die Polizeiwache gebracht und dort von den
vier Polizisten Schelemetjew, Schulpin, Schibajew, Olchowin und dem
zeitweilig beauftragten Reviervorsteher Panow derart verprügelt wurde,
daß er am nächsten Tag im Krankenhaus verstarb.

Das ist der unkomplizierte Tatbestand dieses einfachen Falls, der ein
grelles Licht auf das wirft, was stets und ständig in unseren Polizeidienst-
stellen vor sich geht.

Soweit man sich auf Grund der außerordentlich knappen Zeitungs-
berichte ein Urteil bilden kann, stellt sich der ganze Vorgang folgender-
maßen dar. Am 20. April fuhr Wosduchow in einer Droschke zum Hause
des Gouverneurs. Heraus trat der Aufseher des Gouverneurhauses, der
vor Gericht aussagte, Wosduchow sei ohne Mütze und angeheitert, aber
nicht betrunken gewesen und habe sich über irgendeine Dampferstation
beschwert, die keine Fahrkarte ausgegeben habe (?). Der Aufseher gab
dem auf Posten befindlichen Polizisten Schelemetjew den Befehl, Wos-
duchow zur Wache zu bringen. Wosduchow war so wenig angeheitert,
daß er mit Schelemetjew ruhig sprach und nach seiner Ankunft dem Re-
viervorsteher Panow klar und deutlich Namen und Stand nannte. Trotz-
dem „stößt" ihn Schelemetjew — offenbar mit Wissen Panows, der soeben
Wosduchow verhört hat — nicht in die Arrestantenzelle, in der sich meh-
rere Betrunkene befinden, sondern in die neben der Arrestantenzelle be-
findliche „IVadustube". Dabei stößt er mit dem Säbel an die Türklinke,

25*
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schneidet sich ein wenig in die Hand, bildet sich ein, Wosduchow halte den
Säbel fest und stürzt sich auf ihn, schlägt ihn und schreit dabei, man habe
ihm die Hand zerschnitten. Er schlägt aus voller Kraft, ins Gesicht, auf
die Brust, in die Seiten, schlägt so, daß Wosduchow immer auf den Rülc
ken fällt, immer wieder mit dem Kopf auf den Fußboden aufschlägt und
um Erbarmen bittet. „Warum schlagen Sie mich?" sagte er nach Aussage
eines Zeugen (Semachin), der in der Arrestantenzelle saß. — „Ich bin nicht
schuld daran. Verzeihen Sie, um Christi willen!" Nach Aussage desselben
Zeugen war Wosduchow nicht betrunken, betrunken war eher Schele-
merjew. Daß Schelemetjew Wosduchow „belehrt" (Formulierung der An-
klageschrift!), erfahren seine Kollegen Schulpin und Schibajew, die seit
dem ersten Ostertage auf dem Polizeirevier fortgesetzt tranken (der
20. April, ein Dienstag, war der dritte Ostertag). Sie kommen zusammen
mit dem aus einem anderen Revier eingetroffenen Olchowin in die Wach-
stube, schlagen auf Wosduchow mit den Fäusten ein und treten ihn mit
Füßen. Auch der Reviervorsteher Panow kommt hinzu, schlägt Wosdu-
chow mit einem Buch auf den Kopf, schlägt mit den Fäusten. „Sie haben
so geprügelt, so geprügelt", sagte eine verhaftete Frau, „daß mir vor
Angst der ganze Leib weh tat." Als die „Belehrung" beendet war, befahl
der Reviervorsteher mit größtem Gleichmut Schibajew, dem Mißhandel-
ten das Blut vom Gesicht abzuwaschen — es sei so immerhin anständiger,
sonst sieht es noch die Obrigkeit! — und ihn in die Arrestantenzelle zu
stoßen. „Brüder!" sagt Wosduchow zu den übrigen Verhafteten, „seht
ihr, wie die Polizei prügelt? Seid meine Zeugen, ich werde mich beschwe-
ren!" Aber er kommt nicht dazu, sich zu beschweren, am nächsten Mor-
gen findet man ihn in völlig bewußtlosem Zustand, man bringt ihn ins
Krankenhaus, wo er acht Stunden später stirbt, ohne wieder zu sich ge-
kommen zu sein. Die Obduktion ergibt zehn gebrochene Rippen, Blut-
striemen am ganzen Körper und einen Bluterguß im Gehirn.

Das Gericht verurteilte Schelemetjew, Schulpin und Schibajew zu vier
Jahren Zwangsarbeit; Olchowin und Panow aber, die nur der „Beleidi-
gung" für schuldig befunden wurden — zu einem Tdonat Haft...

Mit diesem Urteilsspruch nun wollen wir unsere Analyse beginnen. Die
Anklage gegen die zu Zwangsarbeit Verurteilten stützte sich auf die Para-
graphen 346 und 1490, Teil 2, des Strafgesetzbuches. Der erste dieser Para-
graphen besagt, daß ein Beamter, der in Ausübung seines Amtes jeman-
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dem Verletzungen oder Verstümmelungen zufügt, zu der „für selbiges
Verbrechen festgesetzten" Höchststrafe verurteilt werden muß. Paragraph
1490, Teil 2, aber setzt für Mißhandlung mit tödlichem Ausgang Zwangs-
arbeit von 8 bis 10 Jahren fest. Anstatt das höchste Strafmaß zu ver-
hängen, setzt das Gericht der Ständevertreter und Kronrichter die Strafe
um zwei Stufen herab (6. Stufe: Zwangsarbeit von 8 bis 10 Jahren;
7, Stufe: von 4 bis 6 Jahren), d. h., es beschließt die maximale Herab-
setzung der Strafe, die das Gesetz im Falle mildernder Umstände zuläßt,
und außerdem wird das niedrigste Strafmaß dieser niedrigsten Stufe in
Anwendung gebracht. Mit einem Wort, das Gericht hat alles getan, was es
nur konnte, um das Los der Verurteilten zu mildern, ja sogar mehr, als es
konnte, da die Gesetzesbestimmung über das „höchste Strafmaß" umgan-
gen wurde. Wir wollen natürlich keineswegs sagen, daß die „höchste Gerech-
tigkeit" gerade zehn und nicht vier Jahre Zwangsarbeit erforderte; wichtig
ist, daß die Mörder als Mörder erkannt und zu Zwangsarbeit verurteilt
worden sind. Man kann jedoch nicht umhin, eine Tendenz festzustellen,
die für das Gericht der Kronrichter und Ständevertreter überaus charakte-
ristisch ist: wenn sie über Polizeibeamte zu Gericht sitzen, so sind sie zu
jeder Nachsicht bereit; wenn sie aber über Vergehen gegen die Polizei ihr
Urteil sprechen, dann legen siebekanntlich unbeugsame Strenge an denTag.*

Da ist der Herr Reviervorsteher..., nun, wie sollte man ihm gegen-

* Bei dieser Gelegenheit wollen wir zur Beurteilung des Strafmaßes, das
unsere Gerichte für verschiedene Verbrechen verhängen, noch eine Tatsache
anführen. Einige Tage nach der Verhandlung gegen die Mörder Wosduchows
verhandelte das Moskauer Militärbezirksgericht gegen einen Soldaten, der in
der dortigen Artilleriebrigade diente und 50 Paar Hosen sowie mehrere Paar
Stiefel aus dem Depot gestohlen hatte, als er dort Posten stand. Das Urteil
lautete auf vier Jahre Zwangsarbeit. Das Leben eines Menschen, der der Poli-
zei anvertraut ist, ist also ebensoviel wert wie 50 Paar Hosen und einige Stiefel,
die dem Wachtposten anvertraut sind. In dieser originellen „Gleichung" spie-
gelt sich, wie die Sonne in einem Tröpfchen Wasser, das ganze System unse-
res Polizeistaates. Die Persönlichkeit ist der Staatsmacht gegenüber nichts.
Die Disziplin innerhalb der Staatsmacht ist alles...; übrigens, Verzeihung:
„alles" nur für die kleinen Leute. Der kleine Dieb wird zu Zwangsarbeit ver-
urteilt, die großen Diebe dagegen, alle diese großen Herren, Minister, Bank-
direktoren, Erbauer von Eisenbahnen, Ingenieure, Kommissionäre usw., die
Zehntausende und Hunderttausende Rubel Staatsgelder in ihren Taschen
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über nicht nachsichtig sein! Er nahm Wosduchow, als dieser zur Wache
gebracht wurde, in Empfang, er gab offenbar den Befehl, ihn nicht in die
Arrestantenzelle zu bringen, sondern zunächst — zur Belehrung — in die
Wachstube, er nahm an der Mißhandlung teil, sowohl mit seinen Fäusten
als auch mit einem Buche (wohl mit dem Gesetzbuch), er gab die Anwei-
sung, die Spuren des Verbrechens zu beseitigen (das Blut abzuwaschen), er
berichtete am 20. April nachts dem zurückgekehrten Polizeioffizier dieses
Reviers, Muchanow, in dem „ihm anvertrauten Revier" sei „alles in Ord-
nung" (wörtlich!) — aber mit den Mördern hat er nichts gemein, er hat
sich nur einer tätlichen Beleidigung, einer einfachen tätlichen Beleidigung
schuldig gemacht, die mit Haft bestraft wird. Kein Wunder, daß dieser
an der Mordtat unschuldige Gentleman, Herr Panow, auch heute noch
in der Polizei dient und den Posten eines Wachtmeisters der Landpolizei
bekleidet. Herr Panow hat seine nützliche und umsichtige Tätigkeit zur
„Belehrung" des einfachen Volkes nur von der Stadt aufs Land verlegt.
Sag aufrichtig, lieber Leser, kann der Wachtmeister Panow das Urteil des
Gerichts anders auffassen, denn als Rat: in Zukunft die Spuren eines
Verbrechens besser zu verwischen, so zu „belehren", daß keine Spuren
zurückbleiben? Du hast befohlen, dem Sterbenden das Blut vom Gesicht
abzuwaschen — sehr gut, aber du hast Wosduchow sterben lassen —, das,
mein Lieber, war nicht umsichtig; sei in Zukunft vorsichtiger und schreibe
dir das erste und letzte Gebot des russischen Dershimorda* hinter die
Ohren: „Prügle, aber nicht zu Tode!"

Vom allgemein menschlichen Standpunkt ist das Urteil, das das Gericht
über Panow fällte, ein direkter Hohn auf die Rechtsprechung; es zeigt
das echt knechtselige Bestreben, die ganze Schuld auf die unteren Polizei-
beamten abzuwälzen und ihren unmittelbaren Vorgesetzten, mit dessen
Wissen, Billigung und Beteiligung die bestialische Mißhandlung erfolgte,
reinzuwaschen. Vom juristischen Standpunkt aus aber ist dieses Urteil
ein Muster jener Kasuistik, zu der beamtete Richter fähig sind, Richter,

verschwinden lassen, büßen das nur sehr selten und schlimmstenfalls mit
Verbannung und Aufenthaltszwang in fernen Gouvernements, wo sie für das
zusammengestohlene Geld herrlich und in Freuden leben (die Bankdiebe in
Westsibirien) und sehr leicht ins Ausland flüchten können (Gendarmerieoberst
Meranville de St. Ciaire).

* Polizist in Gogols „Revisor". Zu deutsch: Halt-die-Schnauze. Der Tibers.
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die selber nicht viel besser sind als der Revier Vorsteher. Die Sprache ist
dem Menschen gegeben, damit er seine Gedanken verberge — sagen die
Diplomaten. Gesetze werden gegeben, damit der Begriff der Schuld und
Verantwortung verdreht werde — können unsere Juristen sagen. Weldie
höchst raffinierte riditerliche Kunst ist in der Tat notwendig, um aus der
Teilnahme an einer Mißhandlung eine einfädle tätliche Beleidigung zu
machen! Der Arbeiter, der vielleidit am 20. April morgens Wosduchow
die Mütze vom Kopf gerissen hat, wäre demnach desselben Vergehens —
ja sogar nodi schwächer ausgedrückt: nidit desselben Vergehens, sondern
derselben „Übertretung" — schuldig wie Panow. Selbst auf einfädle Teil-
nahme an einer Schlägerei (nicht aber an der Mißhandlung eines hilflosen
Menschen) steht, wenn dabei jemand getötet wird, eine strengere Strafe
als die, zu der der Reviervorsteher verurteilt worden ist. Die richterlichen
Rechtsverdreher machten sidi erstens den Umstand zunutze, daß das Ge-
setz für Mißhandlungen in Ausübung der Dienstpflicht mehrere Strafen
vorsieht und es dem Riditer überläßt, je nadi Umständen zwischen Ge-
fängnis von 2 Monaten an und Verbannung mit Aufenthalts zwang in
Sibirien zu wählen. Den Richter nidit durdi übermäßig formale Bestim-
mungen beengen, ihm einen gewissen Spielraum lassen, ist gewiß eine
sehr vernünftige Regel, und unsere Professoren des Strafrechts haben die
russische Gesetzgebung dafür schon des öfteren gelobt und ihren Libera-
lismus hervorgehoben. Sie haben dabei nur die Kleinigkeit vergessen, daß
man zur Anwendung vernünftiger Verordnungen Riditer braucht, die
nicht zu bloßen Beamten herabgewürdigt sind, daß die Teilnahme von
Vertretern der Öffentlichkeit am Geriditsverf ahren sowie die Mitwirkung
der öffentlichen Meinung bei der Erörterung eines Falls notwendig ist.
Zweitens aber kam hier der stellvertretende Staatsanwalt dem Gericht
zu Hilfe, der die Anklage gegen Panow (und Olchowin) wegen Mißhand-
lung und Verübung von Grausamkeiten fallen ließ und beantragte, sie
nur wegen Beleidigung zu bestrafen. Der stellvertretende Staatsanwalt
berief sidi seinerseits auf das Gutachten der Sadiverständigen, die in
Abrede stellten, daß die von Panow ausgeteilten Schläge besonders qual-
voll und anhaltend gewesen seien. Der juristische Sophismus zeichnet sich,
wie man sieht, nicht durch besonderen Scharfsinn aus: da Panow weniger
als die anderen geschlagen hat, so kann man sagen, daß seine Schläge nidit
besonders qualvoll waren; wenn sie aber nidit besonders qualvoll waren,
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so kann man daraus schließen, daß sie keine „Mißhandlungen und Grau-
samkeiten" waren; wenn sie aber keine Mißhandlungen und keine Grau-
samkeiten waren, so waren sie also eine einfache tätliche Beleidigung. Alles
wird zu allgemeiner Zufriedenheit beigelegt, und Herr Panow bleibt in
den Reihen der Hüter von Recht und Ordnung... *

Wir haben soeben die Frage der Teilnahme von Vertretern der Öffent-
lichkeit an der Rechtsprechung und der Rolle der öffentlichen Meinung

* Anstatt vor dem Gericht und vor der Öffentlichkeit die Niederträchtig-
keiten in ihrem ganzen Umfang aufzudecken, zieht man es bei uns vor, die
Dinge vor Gericht zu vertuschen und alles mit Rundschreiben und Verordnun-
gen voll schwülstiger, aber hohler Phrasen abzutun. So zum Beispiel hat der
Polizeipräsident von Orjol dieser Tage einen Befehl erlassen, der unter Be-
stätigung früherer Verordnungen es den Polizeioffizieren zur Pflicht macht,
persönlich wie auch durch ihre Stellvertreter den unteren Polizeibeamten nach-
drüddich einzuschärfen, sich keinesfalls grobe Behandlung oder irgendein ge-
waltsames Vorgehen zu erlauben, wenn Betrunkene auf der Straße festge-
nommen und in die Polizeiwachen zwecks Ernüchterung eingeliefert werden,
und den unteren Beamten zu erklären, es sei Pflicht der Polizei, unter anderem
auch Betrunkene zu schützen, die ohne offenbare Gefahr für ihr Leben nicht
sich selbst überlassen werden dürfen, weshalb die unteren Polizeibeamten,
die vom Gesetz selber als nächste Verteidiger und Besdwtzer der Bürger be-
stellt seien, bei der Festnahme und Einlieferung eines Betrunkenen in die
Polizeiwache die Bürger keinesfalls grob oder unmenschlich behandeln dürften,
sie müßten vielmehr alles tun, was in ihren Kräften steht, um Personen, die
sie bis zur erfolgten Ernüchterung einsperren, zu schützen. Der Befehl macht
die unteren Polizeibeamten darauf aufmerksam, daß nur eine pflichtbewußte
und den Gesetzen entsprechende Erfüllung ihrer Dienstpflichten ihnen das Recht
gibt, Vertrauen und Achtung von der Bevölkerung zu erwarten, während um-
gekehrt jede von Polizeibeamten verübte Willkür und grausame Behandlung
Betrunkener wie auch die Anwendung irgendwelcher Gewaltmethoden gegen
diese, die unvereinbar sind mit der Pflicht von Polizeibeamten, da diese durch
anständiges Benehmen und gute Sitten vorbildlich zu sein hätten, unweigerlich
strenge gesetzliche Bestrafung nach sich ziehen würden, und daß untere Polizei-
beamte, die sidi solcher Handlungen schuldig machen, ohne jede Nachsicht vor
Gericht gestellt würden. — Vorschlag für eine Zeichnung in einer satirischen
Zeitschrift: Der von der Anklage des Mordes freigesprochene Reviervorsteher
liest den Befehl, demzufolge er als Vorbild anständigen Benehmens und guter
Sitten zu dienen hat!
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berührt. Diese Frage wird überhaupt durch diesen Prozeß glänzend illu-
striert. Vor allen Dingen: Warum kam der Fall nicht vor ein Geschworenen-
gericht, sondern vor ein Gericht von Kronrichtern und Stände Vertretern?
Weil die Regierung Alexanders III., die einen schonungslosen Kampf
gegen alles und jedes Streben der Gesellschaft nach Freiheit und Selb-
ständigkeit aufgenommen hat, das Geschworenengericht sehr bald als
gefährlich erkannte. Die reaktionäre Presse erklärte das Geschworenen-
gericht für das „Gericht der Straße" und begann gegen dieses Gericht
eine Hetze, die übrigens bis auf den heutigen Tag andauert. Die Regierung
nahm ein reaktionäres Programm an: nach dem Sieg über die revolutio-
näre Bewegung der siebziger Jahre erklärte sie den Vertretern der Öffent-
lichkeit unverfroren, daß sie sie als „Straße" betrachte, als Mob, der sich
weder in die Gesetzgebung noch in die Staatsverwaltung einzumisdien
habe, der aus dem Heiligtum, in dem nach der Methode der Herren Panow
über die russisdien Bürger zu Gericht gesessen und das Urteil gesprochen
wird, vertrieben werden müsse. Im Jahre 1887 wurde ein Gesetz erlassen,
laut dem von Amtspersonen oder gegen Amtspersonen verübte Ver-
brechen der Kompetenz der Geschworenengerichte entzogen werden und
diese Fälle dem Gericht der Kronrichter und Ständevertreter überwiesen
wurden. Bekanntlich sind diese Ständevertreter, die mit den Berufsrichtern
zu einem Kollegium verschmolzen wurden, stumme Statisten, sie spielen
die klägliche Rolle von Beisitzern, die alles unterschreiben, was die Büro-
kraten der Gerichtsbehörde zu beschließen belieben. Das ist eines von den
Gesetzen, die sich wie eine lange Kette durch die ganze jüngste reaktio-
näre Epoche der russischen Geschichte ziehen und denen das gemeinsame
Bestreben eigen ist, eine „starke Staatsgewalt" wiederherzustellen. Unter
dem Druck der Verhältnisse war die Regierung in der zweiten Hälfte des
19. Jahrhunderts gezwungen, mit der „Straße" in Berührung zu kommen,
die Zusammensetzung dieser Straße aber änderte sich mit überraschender
Geschwindigkeit, und an die Stelle unwissender Spießer traten Bürger,
die begannen, sich ihrer Rechte bewußt zu werden, die sogar fähig sind,
Kämpfer für diese Redite zu stellen. Als die Regierung das merkte, prallte sie
entsetzt zurück, und jetzt macht sie krampfhafte Anstrengungen, sich durch
eine chinesische Mauer abzuschließen, sich in einer Festung einzumauern,
die allen Äußerungen selbständigen Handelns der Gesellschaft unzugäng-
lich is t . . . Aber ich bin etwas von meinem Thema abgekommen.
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Auf Grund des reaktionären Gesetzes wurde also die Straße aus 'Ge-
richtsverfahren gegen Vertreter der Staatsgewalt ausgeschaltet. Ober Be-
amte saßen Beamte zu Gericht. Das wirkte sich nicht nur auf das Urteil
aus, sondern audi auf den ganzen Charakter der Voruntersuchung und der
Gerichtsverhandlung. Das Geridit der Straße ist gerade darum wertvoll,
weil es in den Geist des Kanzleiformalismus, von dem unsere Regierungs-
institutionen völlig durchtränkt sind, einen lebendigen Haudi hineinbringt.
Die Straße interessiert sich nidit nur dafür, ja sogar nicht so sehr dafür,
ob die betreffende Handlung als Beleidigung, Mißhandlung oder schwere
Mißhandlung anzusehen ist und welche Art und Form der Strafe man für
sie festsetzt, als vielmehr dafür, daß alle sozialen und politischen Fäden
des Verbrechens und seine Bedeutung bis zur Wurzel aufgededct und
öffentlich beleuditet werden, daß aus dem Geriditsverfahren Lehren für
die öffentlidie Moral und die praktische Politik gezogen werden. Die
Straße will im Gericht nicht eine „Dienststelle" sehen, wo Sdireibersee-
len die entsprechenden Paragraphen des Strafgesetzbuches auf diese oder
jene einzelnen Fälle anwenden, sondern eine öffentliche Einrichtung, die
die Eiterbeulen der heutigen Ordnung bloßlegt und Material liefert, um
diese Ordnung kritisieren und also auch verbessern zu können. Geleitet
von ihrem Instinkt und unter dem Druck der Praxis des öffentlichen
Lebens sowie ihres wachsenden politischen Bewußtseins, gelangt die
Straße zu jener Wahrheit, an die sich unsere offiziell-professorale Juris-
prudenz so mühsam und zaghaft, durch ihre sdiolastischen Sdiranken
hindurch, heranarbeitet, zu der Wahrheit nämlich, daß im Kampf gegen
das Verbredien die Änderung der gesellsdiaftlidien und politisdien Insti-
tutionen von unermeßlich größerer Bedeutung ist als der Vollzug einzelner
Strafen. Aus eben diesem Grunde wird ja das Geridit der Straße von den
reaktionären Publizisten und der reaktionären Regierung gehaßt — und
muß von ihnen gehaßt werden. Aus diesem Grunde zieht sidi die Ein-
engung der Kompetenz des Gesdiworenengerichts und die Einschränkung
der Öffentlichkeit des Verfahrens wie ein roter Faden durch die ganze
Geschidite Rußlands nach der Reform, wobei der reaktionäre Charakter
der „Nachreform"epoche unmittelbar nadx Inkrafttreten des Gesetzes
von 1864, das unser „Geridatswesen" reformierte, zutage trat.* Und

* Die liberalen Anhänger des Geschworenengerichts sprechen, wenn sie in
der legalen Presse gegen Reaktionäre polemisieren, oft in kategorischer Weise
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gerade bei dem hier in Rede stehenden Prozeß machte sich das Fehlen
eines „Gerichtes der Straße" besonders bemerkbar. Wer in diesem Ge-
richt konnte sich für die soziale Seite der Sache interessieren und sich be-
mühen, sie mit aller Anschaulichkeit sichtbar zu machen? Der Staatsan-
walt? Ein Beamter, der in engsten Beziehungen zur Polizei steht, die Ver-
antwortung für die Sicherheit und Behandlung der Inhaftierten teilt — und
dem in einigen Fällen die Polizei sogar unterstellt ist? Wir haben gesehen,
daß der stellvertretende Staatsanwalt sogar die Anklage gegen Panow
wegen Mißhandlung fallen ließ. Der Zivilkläger, wenn die Frau des Er-
mordeten, die vor Gericht als Zeugin aufgetretene Wosduchowa, Zivil-
klage gegen die Mörder angestrengt hätte? Woher aber sollte sie, eine
einfache Bauersfrau, wissen, daß es vor dem Strafgericht so etwas wie eine
Zivilklage gibt? Ja, auch wenn sie das gewußt hätte, wäre sie denn im-
stande gewesen, einen Reditsanwalt zu nehmen? Und wenn sie dazu auch
imstande gewesen wäre, würde sich ein Rechtsanwalt gefunden haben, der
imstande und bereit gewesen wäre, die öffentliche Aufmerksamkeit auf
die durch diesen Mord enthüllten Zustände zu lenken? Und wenn sidi
auch ein solcher Rechtsanwalt gefunden hätte, würden dann „Delegierte"
der Gesellschaft wie die Ständevertreter imstande gewesen sein, seinen
„Bürgereifer" zu unterstützen? Da ist zum Beispiel der Bauernobmann
eines Amtsbezirks — ich habe ein provinzielles Gericht im Auge —, den
seine bäuerliche Kleidung in Verlegenheit bringt, der nicht weiß, wohin
er seine geschmierten Stiefel und seine Bauernhände tun soll und ängst-
lich zu Seiner Exzellenz, dem mit ihm am selben Tisch sitzenden Vorsit-
zenden des Gerichts, emporschaut. Da ist der Bürgermeister, ein dicker
Kaufmann, der in der ihm ungewohnten Uniform sdiwer atmet, eine Kette
um den Hals trägt und bemüht ist, seinen Nachbar, den Adelsmarschall,
einen vornehmen Herrn in Adelsuniform, mit gepflegtem Äußeren und

dem Geschworenengericht die politische Bedeutung ab und bemühen sich zu
beweisen, daß sie keineswegs aus politischen Erwägungen heraus für die Be-
teiligung von Vertretern der Öffentlichkeit an der Rechtsprechung eintreten.
Zum Teil kann das zweifellos von jener politischen Beschränktheit herrühren,
an der oft gerade Juristen kranken, obwohl sie sich speziell mit „Staats"-
wissenschaften beschäftigen. Hauptsächlich erklärt sich das jedoch aus der Not-
wendigkeit, eine äsopische Sprache zu sprechen, und aus der Unmöglichkeit,
offen ihre Sympathien für eine Verfassung zum Ausdruck zu bringen.



396 1/V.1. Lenin

aristokratischen Manieren, nachzuahmen. Daneben aber sitzen die Rich-
ter, die die ganze lange Schule der Beamtenlaufbahn durchgemacht haben,
echte Kanzleischreiber, die in den Amtsstuben grau geworden und ganz
erfüllt sind vom Bewußtsein der Wichtigkeit der ihnen zugefallenen Auf-
gabe: Vertreter der Staatsgewalt zu richten, die zu richten ein Gericht der
Straße nicht würdig ist. Müssen solche Umstände nicht dem redegewand-
testen Advokaten die Lust zum Reden nehmen, müssen sie ihm nicht das
alte Wort in Erinnerung bringen: „Werfet keine Perlen vor die . . . "?

So kam es denn, daß man den Prozeß im Eilzugstempo durchpeitschte,
als wollte man sich der Sache möglichst rasch entledigen*, als hätte man
Angst, diese ganze abscheuliche Angelegenheit gründlich zu untersuchen:
man kann neben einem Abtritt wohnen, sich an ihn gewöhnen, nichts
merken, sich einleben, kaum aber versucht man, ihn zu reinigen — sofort
werden nicht nur die Bewohner der betreffenden Wohnung, sondern auch
die der Nachbarwohnungen den Gestank zu spüren bekommen.

Man sehe nur, was für eine Fülle von Fragen sich ganz von selbst auf-
drängt, die zu klären sich niemand die Mühe gemadit hat. Weshalb fuhr
Wosduchow zum Gouverneur? Die Anklageschrift — dieses Dokument,
in dem das Streben der Anklagebehörde, das ganze Verbrechen aufzu-
decken, seine Verkörperung finden soll — gibt nicht nur keine Antwort
auf diese Frage, sondern vertuscht sie direkt, wenn sie sagt, daß Wos-
duchow angeblich „in betrunkenem Zustand im Hof des Gouverneur-
hauses von dem Polizisten Schelemetjew festgenommen wurde". Das gibt
sogar Anlaß zu glauben, Wosduchow habe skandaliert — und wo? im
Hofe des Gouverneurhauses! In Wirklichkeit aber fuhr Wosduchow in
einer Droschke zum Qouverneur, um sich zu beschweren — das ist eine
festgestellte Tatsache. Worüber beschwerte er sich? Der Aufseher des
Gouverneurhauses, Ptizyn, sagt, Wosduchow habe sich über irgendeine
Dampferstation beschwert, auf der man ihm eine Fahrkarte verweigert
habe (?). Der Zeuge Muchanow, der Polizeioffizier des Reviers war, in
dem Wosduchow geprügelt wurde (jetzt ist er Leiter des Gouvernements-
gefängnisses in der Stadt Wladimir), erklärt, er habe von der Frau Wos-

* Niemand aber kümmerte sich darum, die Sache möglichst rasch vor Ge-
richt zu bringen. Trotz der außerordentlichen Einfachheit und Klarheit des
Falls wurden die Vorgänge des 20. April 1899 erst am 23. Januar 1901 vor
Gericht behandelt. Ein schnelles, gerechtes und gnädiges Gericht!
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duchows gehört, sie und ihr Mann hätten zusammen gezecht und wären
in 'Nishni-'Nowgorod sowohl von der 7lußpolizei als audb im Polizeirevier
Rosbdestwenski geschlagen worden, worüber Wosduchow sido beim Qou-
verneur habe beschweren wollen. Trotz des offenbaren Widerspruchs in
den Aussagen dieser Zeugen trifft das Gericht absolut keine Maßnahmen
zur Klärung der Frage. Im Gegenteil: Jeder hätte das volle Redit, die
Schlußfolgerung zu ziehen, daß das Gericht nicht gewillt ist, diese Frage
zu klären. Die Frau Wosduchows war Zeugin vor Gericht, aber niemand
machte Anstalten, sie zu fragen, ob sie und ihr Mann wirklich in mehre-
ren Polizeirevieren von Nishni-Nowgorod geprügelt worden seien, unter
welchen Umständen sie verhaftet wurden, in welchen Räumen sie ge-
schlagen wurden, wer sie geschlagen habe, ob ihr Mann sich wirklich
beim Gouverneur beschweren wollte, ob ihr Mann noch mit anderen von
dieser Absicht gesprochen habe? Der Zeuge Ptizyn, der als Beamter der
Gouverneurskanzlei sehr wahrscheinlich nicht geneigt war, von dem nicht
betrunkenen Wosduchow — der aber doch zur Ernüchterung in Haft ge-
nommen werden mußte! — eine Beschwerde über die Polizei entgegen-
zunehmen, und dem betrunkenen Polizisten Schelemetjew den Auftrag
gab, den Beschwerdeführer zur Ernüchterung auf die Polizeiwache zu
führen, dieser interessante Zeuge wurde nicht ins Kreuzverhör genom-
men. Der Droschkenkutscher Krainow, der Wosduchow zum Gouver-
neur gefahren hatte und ihn dann auf die Wache fuhr, wurde ebenfalls
nicht befragt, ob Wosduchow ihm nicht gesagt habe, warum er zum Gou-
verneur fahre, was er eigentlich Ptizyn gesagt und ob nicht sonst irgend
jemand das Gespräch mit angehört habe? Das Gericht begnügt sich mit
der Verlesung der kurzen Aussage des nidit erschienenen Zeugen Krai-
now (der bestätigte, daß Wosduchow nicht betrunken, sondern nur ein
wehig angeheitert war), und der stellvertretende Staatsanwalt denkt nicht
im geringsten daran, dafür zu sorgen, daß dieser wichtige Zeuge vor Ge-
richt erscheint. Wenn man in Betracht zieht, daß Wosduchow Unteroffi-
zier der Reserve war, also ein Mensch, der schon etwas vom Leben ge-
sehen hat und Gesetze und Verordnungen ein wenig kannte, daß er sogar
nach den letzten tödlichen Schlägen den anderen Inhaftierten sagte: „Ich
werde mich beschweren" — so wird es mehr als wahrscheinlich, daß er
tatsächlich zum Gouverneur gekommen war, um sich über die Polizei zu

" beschweren, daß der Zeuge Ptizyn log, um die Polizei zu schützen, daß
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die Lakaien von Richtern und der Lakai von Staatsanwalt diese peinliche
Geschichte nicht aufklären wollten.

Weiter. Warum und wofür ist Wosduchow geprügelt worden? Die
Anklageschrift stellt das wiederum so dar, wie es am günstigsten ist... für
die Angeklagten. Der „Anlaß zu der Mißhandlung" bestand angeblich
darin, daß Schelemetjew sich die Hand verletzt hatte, als er Wosduchow
in die Wachstube stieß. Die Frage ist nun, warum man Wosduchow, der
mit Schelemetjew und Panow ruhig gesprochen hatte (nehmen wir an,
daß man ihn unbedingt hineinstoßen mußte!), nicht in die Arrestantenzelle,
sondern zuerst in die Wachstube hineinstieß? Er wird zur Ernüchterung
eingeliefert — in der Arrestantenzelle befinden sich bereits einige Betrun-
kene —, später wird auch Wosduchow dorthin gebracht, warum also stößt
Schelemetjew den Wosduchow, nachdem er ihn Panow „vorgestellt" hat,
in die Wachstube'! Es ist offensichtlich, daß dies eben mit der Absicht ge-
schieht, ihn zu verprügeln. In der Arrestantenzelle sind noch andere da,
in der Wachstube wird Wosduchow allein sein, Schelemetjew aber werden
seine Kollegen und Herr Panow, dem zu dieser Stunde das erste Polizei-
revier „anvertraut" ist, zu Hilfe kommen. Die Mißhandlung war also
nicht durch einen Zufall veranlaßt, sondern erfolgte in vorbedachter Ab-
sicht. Es läßt sich von zwei Dingen nur eins annehmen: Entweder bringt
man alle, die zur Ernüchterung nach der Polizeiwache gebracht werden
(auch wenn sie sich durchaus anständig und ruhig verhalten) zunächst
zur „Belehrung" in die Wachstube, oder aber man brachte Wosduchow
dorthin und verprügelte ihn, eben weil er zum Qouverneur gefahren war,
um sido über die Polizei zu beschweren. Die Zeitungsberichte über den
Prozeß sind so kurz, daß es schwer ist, sich kategorisch für die letztere
Annahme (die durchaus nicht unwahrscheinlich ist) auszusprechen, aber
die Voruntersuchung und das Gerichtsverfahren hätten diese Frage natür-
lich gründlich klären können. Das Gericht hat dieser Frage selbstverständ-
lich keinerlei Aufmerksamkeit gewidmet. Ich sage „selbstverständlich",
denn die Gleichgültigkeit der Richter spiegelt hier nicht nur den bürokra-
tischen Formalismus wider, sondern auch einfach den spießbürgerlichen
Standpunkt des russischen Menschen. „Was ist das schon Besonderes! Ein
betrunkener Bauer wurde auf der Polizeiwache totgeschlagen! Bei uns
passieren noch ganz andere Dinge!" Und der Durchschnittsbürger weist
euch auf Dutzende Fälle hin, die noch viel empörender sind und bei denen
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die Schuldigen dazu noch straflos davonkamen. Die Hinweise des Durch-
schnittsbürgers sind ganz richtig, trotzdem aber ist er völlig im Unrecht,
und durch seine Betrachtungsweise offenbart er nur seine grenzenlose
spießbürgerliche Kurzsichtigkeit. Sind nicht gerade deshalb unvergleichlich
empörendere Fälle polizeilicher Brutalität bei uns möglich, weil diese Bru-
talität die tagtägliche und ganz gewöhnliche Praxis in jedem beliebigen
Polizeirevier ist? Und ist unsere Entrüstung über Ausnahmefälle nicht
gerade darum ohnmächtig, weil wir die „normalen" Fälle mit gewohnter
Gleichgültigkeit betrachten?—weil wir auch dann nicht aus unserer Gleich-
gültigkeit gerissen werden, wenn eine so gewohnte und gewöhnliche Er-
scheinung wie die Mißhandlung eines betrunkenen (angeblich betrunke-
nen) „Mushiks" im Polizeirevier bei diesem Mushik (der solche Dinge
doch wohl gewohnt sein müßte) Protest hervorruft, bei diesem Mushik,
der den unverschämten Versuch, dem Gouverneur eine untertänigste Be-
schwerde zu überreichen, mit seinem Leben bezahlen mußte?

Es gibt noch einen anderen Grund, der es nicht gestattet, an diesem,
ganz gewöhnlichen Fall vorbeizugehen. Es ist bereits seit langem ausge-
sprochen worden, daß der vorbeugende Sinn der Strafe keineswegs in
ihrer Härte, sondern in ihrer Unabwendbarkeit liegt. Es ist nicht wichtig,
daß ein Verbrechen eine schwere Strafe nach sich zieht, wichtig ist aber,
daß kein einziges Verbrechen unauf gedeckt bleibt. Von dieser Seite betrach-
tet, ist dieser Prozeß gleichfalls nicht ohne Interesse. Gesetzwidrige und
barbarische Mißhandlungen auf der Polizei kommen im Russischen Reiche
— man kann das ohne Übertreibung sagen — täglich und stündlich vor. *

* Diese Zeilen waren bereits geschrieben, als die Zeitungen eine weitere
Bestätigung für die Richtigkeit dieser Behauptung brachten. Am anderen Ende
Rußlands, in Odessa, einer Stadt, die den Rang einer Hauptstadt hat, sprach
der Friedensrichter einen gewissen M. Klinkow frei, der auf Grund eines Pro-
tokolls des Reviervorstehers Sadukow angeklagt worden war, während seiner
Haft im Revier randaliert zu haben. Vor Gericht erklärten der Angeklagte und
seine vier Zeugen folgendes: Sadukow hatte M. Klinkow in betrunkenem Zu-
stand festgenommen und zur Wache gebracht. Als Klinkow wieder nüchtern
geworden war, verlangte er seine Freilassung. In Erwiderung hierauf packte ihn
ein Polizist am Kragen und begann ihn zu schlagen, dann kamen noch drei
Polizisten, und alle vier mißhandelten ihn, schlugen ihn ins Gesicht, auf den
Kopf, auf die Brust und in die Seiten. Unter diesem Hagel von Schlägen stürzte
Klinkow blutüberströmt zu Boden, und darauf begann man den am Boden
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Aber nur ganz ausnahmsweise und in den seltensten Fällen kommt es zu
Gerichtsverhandlungen. Das ist gar kein Wunder, denn der Verbrecher
ist ja dieselbe Polizei, die in Rußland mit der Aufdeckung von Verbrechen
betraut ist. Das aber verpflichtet uns, mit um so größerer, wenn auch nicht
üblicher Aufmerksamkeit die Fälle zu betrachten, in denen das Gericht
gezwungen ist, den Vorhang zu lüften, der diese übliche Sache verhüllt.

Man beachte zum Beispiel, wie die Polizisten prügeln. Sie sind ihrer
fünf oder sechs, sie arbeiten mit bestialischer Grausamkeit, viele sind be-
trunken, alle haben Säbel. Aber kein einziger versetzt jemals seinem
Opfer einen Schlag mit dem Säbel. Sie sind erfahrene Leute und wissen
sehr gut, wie man prügeln muß. Ein Schlag mit dem Säbel ist ein Schuld-
beweis, schlägt man aber mit den Fäusten — dann gehe einer hin und
beweise, daß man ihn auf der Polizei verprügelt hat. „Ist bei einer Schlä-
gerei verprügelt und als Verprügelter in Gewahrsam genommen worden" —
und keiner kann einem was am Zeuge flicken. Sogar in diesem Prozeß,
wo zufällig der Betreffende zu Tode geprügelt worden ist („Was zum
Teufel mußte er denn sterben; der Kerl sah so gesund aus, wer konnte
das erwarten?"), mußte die Anklage durch Zeugenaussagen den Nach-
weis führen, daß „Wosduchow bis zu seiner Einlieferung ins Polizeirevier
völlig gesund gewesen ist". Offenbar haben die Mörder, die dauernd be-
haupteten, sie hätten ja überhaupt nicht geschlagen, erklärt, daß er bereits
verprügelt war, als sie ihn aufs Polizeirevier brachten. In einer solchen
Sache aber Zeugen zu finden — ist eine unglaublich schwierige Angelegen-
Liegenden mit noch größerer Wut zu schlagen. Wie Klinkow und seine Zeu-
gen aussagten, war es Sadukow, der bei der Mißhandlung führend voranging
und die Polizisten anfeuerte. Der mißhandelte Klinkow verlor das Bewußtsein,
und als er wieder zu sich kam, wurde er freigelassen. Klinkow ging sofort zu
einem Arzt, der ihm ein Attest ausstellte. Der Friedensrichter erteilte Klinkow
den Rat, sich beim Staatsanwalt über Sadukow und die Polizisten zu be-
schweren, worauf Klinkow antwortete, er habe bereits beim Staatsanwalt
Beschwerde eingereicht, und zwanzig Personen würden seine Mißhandlung
bezeugen.

Man braucht kein Prophet zu sein, um vorauszusagen, daß es M. Klinkow
nicht gelingen wird, ein Gerichtsverfahren gegen die Polizisten und ihre Ver-
urteilung wegen Mißhandlung durchzusetzen. Man hatte ihn ja nicht zu Tode
geprügelt — und wenn sie wider Erwarten doch verurteilt werden, so zu lächer-
lichen Strafen.



Zufällige 'Notizen 401

heit. Nur einem glücklichen Zufall ist es zu danken, daß das kleine Fen-
ster zwischen Arrestantenzelle und Wachstube nicht ganz verschlossen
war: zwar ist die Glasscheibe durch ein Blech mit eingebohrten Löchern
ersetzt, und die Löcher sind von der Wachstube aus mit Leder verhängt,
steckt man aber einen Finger durch, so hebt sich das Leder, und man kann
von der Arrestantenzelle aus sehen, was in der Wachstube vorgeht. Nur
deshalb gelang es, vor Gericht den Verlauf der „Belehrung" völlig zu
reproduzieren. Eine solche Liederlichkeit aber wie ein nicht dicht ver-
schlossenes Fenster konnte natürlich nur im vorigen Jahrhundert vor-
kommen; im 20. Jahrhundert ist im ersten Kremlrevier von Nishni-Now-
gorod das Fensterchen zwischen der Arrestantenzelle und der Wachstube
nun bestimmt fest verschlossen... Sind aber keine Zeugen vorhanden,
dann Gnade dem, der in die Wachstube gerät!

In keinem einzigen Lande gibt es eine solche Fülle von Gesetzen wie
in Rußland. Wir haben Gesetze für alles. Es gibt auch besondere Vor-
schriften über die Behandlung von Häftlingen, in denen ausführlich dar-
gelegt wird, daß als Haftlokal nur besondere Räume, die einer besonderen
Aufsicht unterstehen, gesetzlich zulässig sind. Das Gesetz wird, wie man
sieht, eingehalten: auf der Polizei besteht eine besondere „Arrestanten-
zelle". Bevor aber der Verhaftete in die Arrestantenzelle kommt, ist es
„üblich", ihn in die „Wachstube" zu „stoßen". Und obwohl aus dem
Material des gesamten Prozesses klar hervorgeht, daß die Wachstube eine
wahre Folterkammer ist, dachte die Gerichtsbehörde gar nicht daran, die-
ser Erscheinung ihre Aufmerksamkeit zuzuwenden. Es sind wahrlidi nidit
die Staatsanwälte, von denen wir erwarten dürfen, daß sie die Exzesse
unserer Polizeiwillkür entlarven und sie bekämpfen!

Wir haben die Frage der Zeugen in solchen Prozessen berührt. Im
günstigsten Falle können nur Leute als Zeugen auftreten, die sich in den
Händen der Polizei befinden; einem Außenstehenden wird es nur unter
ganz außergewöhnlichen Umständen gelingen, eine polizeiliche „Beleh-
rung" im Revier zu beobachten. Die Zeugen aber, die sich in den Händen
der Polizei befinden, können von dieser beeinflußt werden. So war es
auch in diesem Fall. Der Zeuge Frolow, der sich während der Mordtat in
der Arrestantenzelle befand, sagte bei der Voruntersuchung zunächst aus,
Wosduchow sei sowohl von den Polizisten als audi vom Reviervorsteher
geprügelt worden; dann nahm er die Beschuldigung gegen den Revier-

% Lenin, Werke, Bd. 4
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Vorsteher Panow zurück; vor Gericht aber erklärte er, niemand von der
Polizei habe Wosduchow geschlagen, Semachin und Barinow (andere
Häftlinge, die als Hauptbelastungszeugen auftraten) hätten ihn aufge-
hetzt, gegen die Polizei auszusagen, die Polizei habe ihn nicht beeinflußt
und nicht instruiert. Die Zeugen Fadejew und Antonowa sagten aus, nie-
mand in der Wachstube habe Wosduchow auch nur mit einem Finger
berührt: dort hätten alle ruhig und still gesessen, und Streit habe es über-
haupt nicht gegeben.

Wie man sieht, wieder eine ganz übliche Erscheinung. Und die Ge-
richtsbehörde behandelt sie wieder mit gewohntem Gleichmut. Es gibt ein
Gesetz, das falsche Aussagen vor Gericht ziemlich streng bestraft; die
Eröffnung eines Verfahrens gegen die beiden falschen Zeugen würde
noch mehr Licht auf die brutale Willkür der Polizei werfen, gegen die
jedermann fast völlig wehrlos ist, der das Unglück hat, in die Klauen der
Polizei zu geraten (dieses Unglück aber trifft regelmäßig und ständig
Hunderttausende aus dem „einfachen" Volk) — das Gericht aber denkt
nur an die Anwendung dieses oder jenes Paragraphen, keineswegs aber
an diese Wehrlosigkeit. Diese Einzelheit des Prozesses beweist ebenso
klar wie alle übrigen, was das für ein allumspannendes und starkes Netz,
was für ein verschlepptes Erbübel es ist, von dem man sich nur befreien
kann, wenn man sich von dem ganzen System der unumschränkten poli-
zeilichen Willkürherrschaft und der völligen Rechtlosigkeit des Volkes
befreit.

Vor fünfunddreißig Jahren passierte einem bekannten russischen Schrift-
steller, F. M. Reschetnikow, eine unangenehme Geschichte. Er ging in
Petersburg ins Adelshaus, weil er irrigerweise glaubte, daß dort ein Kon-
zert stattfinde. Die Polizisten ließen ihn nicht hinein und schrien ihn an:
„Wohin willst du? wer bist du?" „Ein Arbeiter!" antwortete der wütend
gewordene F. M. Reschetnikow grob. Die Folge dieser Antwort — erzählt
Gl. Uspenski—war, daß Reschetnikow auf dem Revier übernachten mußte
und von dort verprügelt sowie ohne Geld und Ring wieder herauskam.
„Ich bringe das Euer Exzellenz zur Kenntnis", schrieb Reschetnikow in
seiner Eingabe an den Petersburger Polizeipräsidenten. „Ich verlange
nichts. Nur mit einer Angelegenheit wage ich, Sie zu belästigen, daß die
Polizeioffiziere, die Wachtmeister, ihre Helfer und die Polizisten das
Volk nicht schlagen... Dieses Volk muß ohnehin viel einstecken."127
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Der bescheidene Wunsch, mit dem vor bereits so langer Zeit ein russi-
scher Schriftsteller den Chef der hauptstädtischen Polizei zu belästigen
sich erdreistete, ist bis auf den heutigen Tag unerfüllt geblieben und bleibt
unerfüllbar unter unseren politischen Verhältnissen. Aber die Blicke jedes
ehrlichen Menschen, dem es unerträglich ist, die Bestialitäten und Gewalt-
taten noch länger anzusehen, lenkt jetzt eine neue machtvolle Bewegung
im Volke auf sich, die ihre Kräfte sammelt, um jede Bestialität vom russi-
schen Boden fortzufegen und die besten Ideale der Menschheit zu ver-
wirklichen. In den letzten Jahrzehnten ist der Haß gegen die Polizei in
den Massen des einfachen Volkes um ein Vielfaches gewachsen und er-
starkt. Die Entwicklung des städtischen Lebens, das Anwachsen der Indu-
strie, die Verbreitung elementarer Bildung, all das hat auch in den un-
wissenden Massen den Drang nach einem besseren Leben und das Be-
wußtsein ihrer Menschenwürde geweckt, die Willkür und Brutalität der
Polizei aber ist dieselbe geblieben. Zu ihrer Brutalität hinzugekommen
ist nur eine noch größere Raffiniertheit in der Bespitzelung und Verfol-
gung des neuen, des gefährlichsten Feindes: all dessen, was das Licht der
Erkenntnis der eigenen Rechte und den Glauben an die eigene Kraft ins
Volk trägt. Durch dieses Bewußtsein und diesen Glauben befruchtet, wird
der Haß des Volkes seinen Ausweg finden nicht in wilder Rache, sondern
im Kampf für die Freiheit.

II. WARUM DEN WANDEL DER ZEITEN
BESCHLEUNIGEN?

Die Adelsversammlung des Gouvernements Orjol hat ein interessantes
Projekt beschlossen, und noch interessanter waren die Debatten über die-
ses Projekt.

Es handelt sich um folgendes. Der Adelsmarschall des Gouvernements,
M. A. Stachowitsch, erstattete einen Bericht, in dem er den Antrag stellte,
mit der Finanzbehörde einen Vertrag zu schließen, wonach den Adligen
des Gouvernements Orjol die Einnehmerposten überlassen werden sollen.
Mit der Einführung des Branntweinmonopols werden im Gouvernement
40 Posten für Einnehmer geschaffen, die die Gelder der staatlichen Brannt-
weinläden einzuziehen haben. Die Geldeinnehmer erhalten 2180 Rubel

26*
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Entschädigung im Jahr (900 Rubel Gehalt, 600 Rubel Spesen und 680 Ru-
bel für einen bewaffneten Begleiter). Es wäre doch schön, wenn Adlige
diese Posten bekämen, zu diesem Zweck aber müßten sie ein Artel
gründen und mit dem Fiskus einen Vertrag schließen. An Stelle der ge-
forderten Kaution (3000 bis 5000 Rubel) sollte man in der ersten Zeit
von jedem Einnehmer 300 Rubel jährlich einbehalten und aus diesen
Geldern einen Adelsfonds schaffen, der der Branntweinverwaltung Sicher-
heit bietet.

Wie man sieht, ist das Projekt zweifellos praktisch und ein Beweis
dafür, daß unser höchster Stand eine außerordentlich feine Nase dafür hat,
wo man vom Staatskuchen etwas ergattern kann. Doch gerade dieser aufs
Praktische gerichtete Sinn erschien vielen hochwohlgeborenen Gutsherren
übertrieben, unanständig, eines Adligen unwürdig. Es entbrannten Debatten
über die Frage, in denen drei Standpunkte besonders klar hervortraten.

Der erste ist der Standpunkt des Praktizismus. Ernähren müsse man
sich, der Adel leide Not . . . immerhin sei es eine Verdienstmöglichkeit...
man könne den armen Adligen doch nicht die Hilfe versagen? Ja, und
außerdem könnten doch die Einnehmer die Enthaltsamkeit des Volkes
fördern! Der zweite ist der Standpunkt der Romantiker. Im Branntwein-
ressort arbeiten, nur ein klein wenig höher stehen als ein Schnapsver-
käufer, einfachen Lagerverwaltern — „oft Personen aus den niederen
Ständen" — unterstellt sein!? — und es hagelte leidenschaftliche Reden
über die hohe Berufung des Adels. Gerade auf diese Reden wollen wir
eingehen, zunächst aber möchten wir noch auf den dritten Standpunkt
hinweisen — auf den der Staatsmänner. Einerseits könne man nicht
leugnen, daß die Sache gewissermaßen anstößig sei, anderseits müsse
man aber zugeben, daß sie einträglich sei. Es sei jedoch möglich, sowohl
Kapital zu erwerben als auch die Unschuld zu wahren: der Leiter der
Akzisenverwaltung könne die Posten auch ohne Kaution besetzen, und
die betreffenden 40 Adligen könnten auf Ersuchen des Adelsmarschalls
des Gouvernements die Posten erhalten — ganz ohne Artel und Vertrag,
sonst würde womöglich „der Innenminister den Beschluß suspendieren,
um die Regeln der allgemeinen Staatsordnung aufrechtzuerhalten". Diese
weise Ansicht würde wahrscheinlich triumphiert haben, wenn der Adels-
marschall nicht zwei außerordentlich wichtige Erklärungen abgegeben
hätte: erstens sei der Vertrag bereits dem Rat des Finanzministers vor-
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gelegt worden, der ihn als durchführbar bezeichnet und sich im Prinzip
mit ihm einverstanden erklärt habe. Zweitens aber könne man „diese
Posten durch ein Gesuch des Adelsmarschalls des Gouvernements allein
nicht erlangen". Und der Bericht wurde gebilligt.

Arme Romantiker! Sie haben eine Niederlage erlitten. Und sie hatten
so schön geredet.

„Bisher hatte der Adel nur führende Positionen inne. Im Bericht aber
wird vorgeschlagen, ein Artel zu gründen. Entspricht das der Vergangen-
heit, der Gegenwart und der Zukunft des Adels? Falls dem Verkaufs-
leiter eine Unterschlagung nachgewiesen wird, muß der Adlige laut Ein-
nehmergesetz den Platz hinter dem Ladentisch einnehmen. Lieber sterben,
als einen solchen Posten bekleiden!"

Ach, du lieber Himmel, wieviel Edelmut doch im Menschen steckt!
Lieber sterben, als mit Branntwein handeln! Mit Getreide handeln — ja,
das ist eine edle Beschäftigung, besonders in Jahren der Mißernte, wo
man sich auf Kosten der Hungernden bereichern kann. Eine noch edlere
Beschäftigung aber ist es, mit Getreide Wucher zu treiben, es im Winter
den hungernden Bauern auf die Sommerarbeit vorzuschießen und diese
Arbeit dann weit unter den freien Preisen zu entlohnen. Gerade im zen-
tralen Schwarzerdegebiet, zu dem das Gouvernement Orjol gehört, trie-
ben und treiben unsere Gutsbesitzer stets mit besonderem Eifer diese
überaus edle Art von Wucher. Um aber den edlen und den unedlen
Wucher hübsch voneinander zu scheiden, muß man natürlidi möglichst
laut über die eines Adligen unwürdige Beschäftigung als Branntweinver-
käufer schreien.

„Wir müssen streng unsere Berufung wahren, auf die in dem bekann-
ten allerhöchsten Manifest hingewiesen wird — uneigennützig dem Volke
zu dienen. Ein eigennütziger Dienst steht im Widerspruch dazu..." „Ein
Stand, der in der Vergangenheit solche Verdienste aufzuweisen hat wie
die Kriegsdienste seiner Ahnen, ein Stand, der die Last der großen Re-
formen Kaiser Alexanders II. getragen hat, bietet die Gewähr dafür, daß
er auch in Zukunft seine Pflichten dem Staate gegenüber erfüllen wird."

Jawohl, uneigennütziger Dienst! Verteilung von Grundherrensitzen,
Belehnung mit besiedelten Kronländereien, d. h. die Verschenkung von
Tausenden Desjatinen Land und von Tausenden Leibeigenen, die Bildung
einer Klasse von Großgrundbesitzern, die Hunderte, Tausende und Zehn-
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tausende Desjatinen Land besitzen und Millionen von Bauern durch ihre
Ausbeutung in völliges Elend bringen — das sind die Erscheinungsformen
dieser Uneigennützigkeit. Besonders hübsch aber ist die Berufung auf die
„großen" Reformen Alexanders II. Nehmen wir beispielsweise die Bauern-
befreiung — mit welcher Uneigennützigkeit haben unsere wohlgeborenen
Adligen den Bauern das Fell über die Ohren gezogen: sie zwangen sie,
ihr eigenes Land loszukaufen und dafür weit mehr zu zahlen, als der
wirkliche Preis betrug, sie stahlen sich Bauernland in Form aller mög-
lichen Boden„abschnitte", sie vertauschten ihre Sandböden, Schluchten
und ödländereien gegen guten Boden der Bauern, und jetzt haben sie
noch die Frechheit, sich dieser Heldentaten zu rühmen!

„Etwas Patriotisches hat die Sphäre des Branntweingeschäfts nicht an
sich..." „Unsere Traditionen gründen sich nicht auf Rubel, sondern auf
den Staatsdienst. Der Adel darf nicht zur Börse werden."

Die Trauben sind zu sauer! Der Adel „darf nicht" zur Börse werden,
denn auf der Börse werden solide Kapitalien verlangt, die Herren Sklaven-
halter von gestern haben aber alles bis auf den letzten Heller verjubelt.
Für die breite Masse dieser Herren ist nicht die Verwandlung in eine Börse,
sondern die Unterordnung unter die Börse, die Unterordnung unter den
Rubel längst zu einer vollzogenen Tatsache geworden. Und auf der Jagd
nach dem Rubel beschäftigt sich der „höchste Stand" bereits seit langem
mit so hochpatriotischen Geschäften wie die Erzeugung von Fusel, die
Gründung von Zuckerfabriken und anderen Betrieben, die Teilnahme an
allen möglichen Schwindelunternehmen in Handel und Industrie, das
Antichambrieren bei Vertretern der höchsten Hofsphären, bei Großfür-
sten, Ministern usw. usf., um von ihnen Konzessionen und Regierungs-
garantien für solche Unternehmen zu bekommen, um ihnen Almosen in
Form von Begünstigungen für die Adelsbank, Prämien für die Zucker-
ausfuhr, Stückchen (in der Größe von Tausenden Desjatinen!) irgend-
welchen baschkirischen Bodens, fette und warme „einträgliche Pöstchen"
und dergleichen mehr abzubetteln.

„Die Ethik des Adels trägt die Spuren der Geschichte, der sozialen
Stellung..." — und die Spuren des Pferdestalls, wo sich der Adel in Ge-
walttaten und Schändlichkeiten gegenüber dem Bauern übte, übrigens hat
die jahrhundertelange Gewohnheit des Herrschens in den Adligen auch
etwas Feineres entwickelt: die Fähigkeit, ihre Ausbeuterinteressen in hoch-
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trabende Phrasen zu hüllen, die darauf berechnet sind, das unwissende
„gemeine Volk" hinters Licht zu führen. Man höre weiter:

„Warum den Wandel der Zeiten beschleunigen? Mag es auch ein Vor-
urteil sein, aber die alten Traditionen erlauben es nicht, bei diesem Wan-
del mitzuhelfen..."

In diesen Worten des Herrn Naryschkin (eines der Ratsmänner, die
den staatsmännischen Standpunkt vertraten) kommt ein richtiger Klassen-
instinkt zum Ausdruck. Gewiß, die Angst vor dem Posten eines Ein-
nehmers (oder sogar eines Branntweinverkäufers) ist heutzutage ein Vor-
urteil, aber sind es denn nicht die Vorurteile der unwissenden Bauern-
massen, kraft deren sich die unerhört schamlose Ausbeutung der Bauern
durch die Grundbesitzer in unseren Dörfern hält? Die Vorurteile sterben
ohnehin aus: warum also ihr Aussterben dadurch beschleunigen, daß
man vor aller Welt den Adligen neben den Branntweinverkäufer stellt,
daß man den Bauern durch diese Nebeneinanderstellung den (ohnehin
bereits begonnenen) Prozeß der Erkenntnis jener einfachen Wahrheit er-
leichtert, daß der adlige Gutsherr ein ebensolcher Wucherer, Räuber
und Dieb ist wie irgendein Blutsauger des Dorfes, nur unvergleichlich
viel stärker, stärker durch seinen Bodenbesitz, seine in Jahrhunderten
entstandenen Privilegien, seine nahen Beziehungen zum zaristischen
Machtapparat, seine Gewohnheit zu herrschen und seine Fähigkeit, seine
Juduschka-Natur* in eine ganze Doktrin von Romantik und Großmut
zu hüllen?

Jawohl, HeiT Naryschkin ist zweifellos ein Ratsmann, und aus seinem
Mund spricht staatsmännische Weisheit. Ich wundere mich nicht, daß der
„Marschall" des Orjoler Adels ihm — mit einer Gewähltheit des Aus-
drucks, die einem englischen Lord zur Ehre gereicht hätte — folgende Ant-
wort erteilte:

„Den Autoritäten, die wir hier gehört haben, widersprechen zu wollen,
wäre meinerseits eine Kühnheit, wenn ich nicht die Gewißheit hätte, daß
ich nicht gegen ihre Überzeugungen spreche, wenn ich mich gegen ihre
Meinungen wende."

Jawohl, das ist richtig, und zwar in einem viel weiteren Sinne, als es
sich Herr Stachowitsch, der wirklich ungewollt die Wahrheit gesagt hat,

* Juduschka — Hauptfigur des Romans „Die Herren Golowljow" von Salty-
kow-Schtschedrin. Der Tibers. .
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vorstellen konnte. Die Herren Adligen haben alle die gleichen Ober-
zeugungen, von den Praktikern bis zu den Romantikern. Alle glauben
fest an ihr „heiliges Recht" auf Hunderte oder Tausende Desjatinen Land,
das von ihren Vorfahren zusammengeraubt wurde oder mit dem sie von
Räubern belehnt worden sind, an das Recht, die Bauern auszubeuten und
die herrschende Rolle im Staate zu spielen, an das Recht auf die fettesten
(wenn es nicht anders geht, aber auch weniger fetten) Stücke des Staats-
kuchens, d. h. auf die Gelder des Volkes. Verschieden sind nur ihre Mei-
nungen über die Zweckmäßigkeit einzelner Maßnahmen, und ihre Strei-
tigkeiten bei der Erörterung dieser Meinungen sind ebenso lehrreich für
das Proletariat wie jeder andere häusliche Streit im Lager der Ausbeuter.
Bei diesen Streitigkeiten tritt der Unterschied zwischen den gemeinsamen
Interessen der ganzen Klasse der Kapitalisten oder der Grundbesitzer und
den Interessen einzelner Personen oder einzelner Gruppen anschaulich
zutage,- bei solchen Streitigkeiten wird nicht selten ausgeplaudert, was man
sonst sorgfältig zu verbergen pflegt.

Außerdem aber wirft diese Orjoler Episode ein gewisses Licht auch auf
den Charakter des berüchtigten Branntweinmonopols. Welche Segnungen
hat nicht unsere offizielle und offiziöse Presse von ihm erhofft: Erhöhung
der Staatseinnahmen, Verbesserung des Erzeugnisses, Rückgang der Trunk-
sucht! In Wirklichkeit aber ist bisher anstatt einer Erhöhung der Einnah-
men nur eine Verteuerung des Branntweins eingetreten, ein Wirrwarr im
Staatshaushalt, die Unmöglichkeit, die finanziellen Ergebnisse der ganzen
Operation genau zu ermitteln; das Erzeugnis hat sich nicht verbessert,
sondern verschlechtert, und es wird der Regierung wo hl kaum gelingen, dem
Publikum mit der vor kurzem durch alle Zeitungen gegangenen Mitteilung
über erfolgreiche Resultate der „Degustation" des neuen „Staatsschnapses"
besonders zu imponieren. An Stelle eines Rückgangs der Trunksucht
haben wir noch mehr geheime Branntweinverkauf sstellen, erhöhte Einnah-
men der Polizei aus diesen Verkaufsstellen, Eröffnung von Branntweinläden
gegen den Willen der Bevölkerung, die gerade das Gegenteil verlangt*,

* Vor kurzem zum Beispiel teilten die Zeitungen mit, daß im Gouverne-
ment Archangelsk einige Ortschaften schon im Jahre 1899 in Entschließungen
forderten, bei ihnen keine Branntweinläden zu eröffnen. Die Regierung, die
dort gerade jetzt das Branntweinmonopol einführt, antwortete natürlich ab-
schlägig; offenbar, um für Mäßigkeit des Volkes beim Alkoholgenuß zu sorgen!
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und wachsende Trunkenheit auf den Straßen*. Die Hauptsache aber ist,
•welch neues gewaltiges Betätigungsfeld dem bürokratischen Despotis-
mus und Willkürregiment, Kriechertum und Diebstahl durch die Schaffung
eines neuen, in die Millionen gehenden Zweiges der fiskalischen Wirt-
schaft, die Schaffung einer ganzen Armee von neuen Beamten eröffnet
wird! Es ist eine regelrechte Invasion ganzer Heuschreckenschwärme
von Beamten, die katzbuckeln, die intrigieren, stehlen, die Meere über
Meere von Tinte und Berge von Papier verschreiben. Das Orjoler Projekt
ist nichts anderes als ein Versuch, das Bestreben, mehr oder weniger
fette Stückchen des Staatskuchens zu ergattern, in gesetzliche Formen
zu kleiden, ein Bestreben, von dem unsere Provinz erfaßt wird und
das — angesichts der Selbstherrlichkeit der Beamten und einer zum
Schweigen verurteilten Öffentlichkeit — das Land unweigerlich mit
einer Zunahme der Willkür und Korruption bedroht. Ein kleines Beispiel:
Bereits im Herbst ging eine Notiz durch die Zeitungen über eine „Anek-
dote aus der Bautätigkeit im Bereich des Branntweinmonopols". In Mos-
kau werden drei Branntweinlager errichtet, die das ganze Gouvernement
versorgen sollen. Für den Bau dieser Lager wurden vom Ministerium
1 637000 Rubel bewilligt. Nun stellt sich aber heraus, daß „ein Zusatz-
kredit von zweieinhalb Millionen Kübel erforderlich ist"**. Die Amts-
personen, denen das Staatseigentum anvertraut war, haben hier offen-
bar etwas mehr in ihre Taschen gesteckt als 50 Paar Hosen und einige
Paar Stiefel!

* Wir wollen schon gar nicht davon reden, welche Menge Geld die Bauern-
gemeinden durch das Staatsmonopol verloren haben. Früher erhoben sie von
den Besitzern der Branntweinläden Gebühren. Der Fiskus hat ihnen diese Ein-
nahmequelle genommen, ohne sie auch nur mit einer einzigen Kopeke dafür
zu entschädigen! In seinem interessanten Buch „Das hungernde Rußland"
(Reiseeindrücke, Beobachtungen und Untersuchungen. Von C.Lehmann und
Parvus, Stuttgart. Dietz Verlag. 1900) bezeichnet Parvus das mit Recht als eine
'Beraubung der Qemeindekassen. Er berichtet, daß nach den Schätzungen des
Gouvernement-Semstwos von Samara die Bauerngemeinden dieses Gouverne-
ments in drei Jahren (1895—1897) durch die Einführung des Branntweinmono-
pols 3150 000 Rubel verloren!

** Hervorgehoben vom Verfasser. Siehe „St. Peterburgskije Wedomosti"
[Petersburger Nachrichten] Nr. 239 vom 1. September 1900.
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III. EINE OBJEKTIVE STATISTIK

Unsere Regierung pflegt ihren Gegnern — und zwar nicht nur den
Revolutionären, sondern auch den Liberalen — tendenziöse Einstellung
vorzuwerfen. Haben Sie zum Beispiel schon einmal Äußerungen der offi-
ziellen Presse über die liberalen (natürlich legalen) Presseorgane gelesen?
Das Organ des Finanzministeriums, der „Westnik Finansow" [Finanz-
bote], brachte mitunter Presseübersichten, und jedesmal, wenn der Be-
amte, der diese Presseübersichten redigierte, von der Stellungnahme einer
unserer liberalen (literarisch-publizistischen) Zeitschriften zum Staatshaus-
halt oder zur Hungersnot oder zu einer Regierungsmaßnahme sprach,
vermerkte er mit Entrüstung ihre „tendenziöse Haltung" und stellte ihr
einen „objektiven Hinweis" nicht nur auf die „dunklen Seiten", sondern
auch auf die „erfreulichen Erscheinungen" entgegen. Das ist selbstver-
ständlich nur ein kleines Beispiel, aber es illustriert die übliche Haltung
der Regierung, ihr übliches Streben, sich mit ihrer „Objektivität" zu brüsten.

Versuchen wir, diesen strengen und unparteiischen Richtern ein Ver-
gnügen zu bereiten. Versuchen wir es mit der Statistik. Natürlich werden
wir nicht die Statistik dieser oder jener Tatsachen des öffentlichen Lebens
nehmen: es ist bekannt, daß die Tatsachen sowohl von parteiischen Leuten
registriert als auch von mitunter entschieden „tendenziösen" Institutionen
— wie die Semstwos — verallgemeinert werden. Nein, wir nehmen die
Statistik der... Gesetze. Wir erkühnen uns zu glauben, daß selbst von den
eifrigsten Anhängern der Regierung kein einziger wagen wird zu behaup-
ten, es könne etwas Objektiveres und Unparteiischeres geben als die Sta-
tistik der Gesetze — als die einfache Zählung dessen, was die Regierung
selbst verordnet, ganz unabhängig von allen Erwägungen über den Wider-
spruch zwischen Worten und Taten, zwischen Verordnung und Durch-
führung usw.?

Kommen wir zur Sache.
Beim regierenden Senat wird bekanntlich eine „Sammlung der Verord-

nungen und Verfügungen der Regierung" herausgegeben, die periodisch
über jede Maßnahme der Regierung berichtet. Eben dieses Material wol-
len wir vornehmen und uns ansehen, worüber die Regierung Verordnun-
gen und Verfügungen erläßt. Jawohl: Worüber. Wir erlauben uns keine
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Kritik an den obrigkeitlichen Geboten, wir wollen nur die Zahl „der-
selbigen" für das eine oder andere Gebiet errechnen. In den Januarzeitun-
gen ist aus der genannten Regierungspublikation der Inhalt der Nr. 2905
bis 2929 vergangenen Jahres und der Nr. 1 bis 66 des laufenden Jahres
veröffentlicht worden. Insgesamt sind in der Zeit vom 29. Dezember 1900
bis zum 12. Januar 1901 — gerade an der Grenzscheide zweier Jahr-
hunderte — 91 Verordnungen und Verfügungen erlassen worden. Ihrem
Charakter nach eignen sich diese 91 Gesetzesakte besonders gut für eine
„statistische" Bearbeitung: wir finden unter ihnen keinerlei besonders her-
vorragende Gesetze, nichts, was alles übrige völlig in den Hintergrund
drängte und der betreffenden Periode der inneren Verwaltung einen be-
sonderen Stempel aufdrückte. Alle sind Gesetzesakte von verhältnismäßig
geringer Bedeutung, die den laufenden, ständig und regelmäßig auftau-
chenden Erfordernissen Genüge tun. Wir erblicken somit die Regierung
in ihrem Alltagsgewand, das aber ist für uns eine weitere Garantie für die
Objektivität der „Statistik".

Von den 91 Gesetzesakten behandeln 34, d. h. über ein Drittel, ein
und denselben Gegenstand: die Verlängerung des Termins für die Ein-
zahlung des Aktienkapitals oder der fälligen Beträge für die Aktien ver-
schiedener Handels- und Industriegesellschaften. Die Lektüre dieser Ver-
fügungen ist den Zeitungslesern zu empfehlen, damit sie sich die Liste
der Produktionszweige unserer Industrie und die Namen der verschiede-
nen Firmen ins Gedächtnis rufen. Ganz analog ist der Inhalt der zweiten
Gruppe von Verfügungen: die Änderung der Statuten von Handels- und
Industriegesellschaften. Dazu gehören 15 Verfügungen, die die Statuten
der Teehandelsgesellschaft Gebrüder K. und S. Popow, der Gesellschaft
zur Herstellung von Karton und Dachpappe A. Naumann & Co., der Ge-
sellschaft zur Herstellung von Lederwaren sowie zum Vertrieb von Leder-,
Hanf- und Leinenwaren I. A. Ossipow & Co. usw. usf. reformieren. End-
lich kommen zu den Verfügungen dieser Art noch 11 hinzu, von denen
sechs diese oder jene Bedürfnisse von Handel und Industrie befriedigen
(Gründung einer 'Gesellschaftsbank und einer Vereinigung für gegen-
seitige Kredite, Festsetzung der Preise für verzinsliche Wertpapiere, die
bei Staatsaufträgen als Pfand hinterlegt werden, Bestimmungen für den
Verkehr von Eisenbahnwagen, die Privatpersonen gehören, eine Instruk-
tion für Makler der Getreidebörse in Borissoglebsk), während fünf Ver-
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Ordnungen sich damit beschäftigen, in vier Fabriken und einem Bergwerk
sechs neue Polizistenposten und zwei Posten für Wachtmeister der be-
rittenen Landpolizei zu sdiaffen.

Von den 91 Gesetzesakten also gelten 60, d. h. zwei Drittel, der un-
mittelbarsten Befriedigung der verschiedenen praktischen Bedürfnisse un-
serer Kapitalisten und (zum Teil) deren Schutz gegen die Empörung der
Arbeiter. Die leidenschaftslose Sprache der Zahlen bezeugt, daß unsere
Regierung, nach dem überwiegenden Charakter ihrer alltäglichen Verord-
nungen und Verfügungen zu urteilen, ein treuer Diener der Kapitalisten
ist, der gegenüber der gesamten Kapitalistenklasse ganz die gleiche Rolle
spielt wie, sagen wir, irgendein ständiges Büro des Kongresses der Eisen-
industriellen oder die Kanzlei des Syndikats der Zuckerfabrikanten gegen-
über den Kapitalisten einzelner Produktionszweige. Gewiß, der Umstand,
daß eine geringfügige Änderung im Statut irgendeiner Gesellsdiaft oder
die Verlängerung der Frist für die Bezahlung ihrer Aktien den Gegen-
stand besonderer Gesetzesakte bildet, ist einfadi durch die Schwerfällig-
keit unserer Staatsmaschinerie bedingt; eine kleine „Vervollkommnung
des Medianismus "*vürde genügen, um alles das von lokalen Institutionen
erledigen zu lassen. Anderseits aber sind die Schwerfälligkeit des Mecha-
nismus, die übermäßige Zentralisierung, die Tatsadie, daß die Regierung
in alles selber ihre Nase hineinstecken muß — sind all das allgemeine Er-
scheinungen, die sich auf unser ganzes gesellschaftliches Leben erstrecken,
also keineswegs nur auf die Handels- und Industriesphäre. Darum kann
eine zahlenmäßige Nebeneinanderstellung der Gesetzesakte dieser oder
jener Art durchaus ein annäherndes Bild von dem geben, woran unsere
Regierung denkt, wofür sie sorgt und was sie interessiert.

Wenn zum Beispiel Privatgesellschaften nicht das moralisdi so ehren-
volle und politisch so harmlose Ziel der Bereidierung verfolgen, so inter-
essiert sich unsere Regierung schon sehr viel weniger für sie (wenn man
nicht das Bestreben, zu hemmen, zu verbieten, aufzulösen usw. für eine
Ersdieinungsform von Interesse halten will). In der „Beridits"periode —
der Schreiber dieser Zeilen ist Angestellter und hofft daher, daß der Leser
ihm den Gebrauch bürokratischer Ausdrücke verzeihen wird — wurden
die Statuten zweier Gesellschaften bestätigt (der Gesellschaft zur Unter-
stützung notleidender Schüler des Knabengymnasiums in Wladikawkas
und der Wladikawkaser Gesellsdiaft zur Veranstaltung von Ausflügen
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und Reisen zu Lehr- und Erziehungszwecken), und drei Gesellschaften
ist allergnädigst gestattet worden, ihre Statuten zu ändern (der Darlehens-,
Spar- und Hilfskasse der Angestellten und Arbeiter der Ludinowski- und
Sukremlskiwerke und der Malzew-Eisenbahnlinie,- der ersten Gesellschaft
für Hopfenbau; einem Wohltätigkeitsverein zur Förderung der Frauen-
arbeit) ,- 55 Verfügungen betreffen Handels- und Industriegesellschaften
und 5 Verfügungen verschiedene andere Gesellschaften. In der Sphäre der
Handels- und Industrieinteressen sind „wir" bestrebt, auf der Höhe der
Aufgabe zu stehen, sind bestrebt, alles mögliche zu tun, um gemeinsame
Vereinigungen von Kaufleuten und Industriellen zu fördern (wir sind
bestrebt, tun es aber nicht, denn die Schwerfälligkeit der Maschinerie und
die endlose Verschlepperei ziehen dem „Möglichen" in einem Polizei-
staate sehr enge Grenzen). In der Sphäre der nichtkommerziellen Ver-
einigungen aber sind wir prinzipiell für Homöopathie. Nun wohl, eine
Gesellschaft für Hopfenbau oder zur Förderung der Frauenarbeit — das
geht noch allenfalls. Aber Ausflüge zu Lehr- und Erziehungszwecken...
Gott der Herr weiß, worüber man auf diesen Ausflügen reden wird, und
ob es der Inspektion nicht erschwert wird, ihre Aufsichtspflicht unermüd-
lich wahrzunehmen. Nein, wirklich, mit Feuer muß man schon etwas vor-
sichtiger umgehen.

Die Schulen. Es sind ganze drei Schulen eingerichtet worden. Und da-
bei was für Schulen! Eine Elementarschule für Viehwärter auf dem Gute
Seiner Kaiserlichen Hoheit des Großfürsten PjotrNikolajewitsch im Dorf e
Blagodatnoje*. Daß die Dörfer der Großfürsten alle segensreich sein
müssen — daran habe idi seit langem nicht mehr gezweifelt. Jetzt aber
bezweifle ich auch nicht mehr, daß sich sogar die höchsten Personen auf-
richtig und von ganzem Herzen für die Aufklärung des jüngeren Bruders
interessieren und begeistern können. Weiter: Die Statuten der Lehrwerk-
stätte für ländliche Handwerker im Dorfe Dergatschewo und der land-
wirtschaftlichen Elementarschule in Assanowo sind bestätigt worden.
Schade, daß wir kein Nachschlagewerk bei der Hand haben, um festzu-
stellen, ob nicht auch diese segensreichen Dörfer, in denen die Volks-
bildung und — die Gutsherrenwirtschaft so energisch kultiviert werden,
irgendwelchen hohen Personen gehören, übrigens, ich tröste mich damit,
daß derlei Auskünfte nicht zu den Pflichten eines Statistikers gehören.

* Blagodatnoje = Segensreich. Der Tibers.
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Und das sind alle Gesetzesakte, in denen die „Fürsorge der Regierung
für das Volk" zum Ausdruck kommt. Ich habe sie, wie man sieht, nach
den vorteilhaftesten Prinzipien gruppiert. Warum zum Beispiel ist die
Gesellschaft für Hopfenbau keine kommerzielle Gesellschaft? Etwa nur
darum, weil man dort vielleicht manchmal nicht nur vom Kommerz
redet? Oder die Schule für Viehwärter — wer kann eigentlich wissen,
ob das wirklich eine Schule oder ob es nur ein vervollkommneter Vieh-
stall ist?

Bleibt die letzte Gruppe von Gesetzesakten, in der die Fürsorge der
Regierung für sich selbst zum Ausdruck kommt. Deren Zahl ist dreimal
so groß (22) wie die in den zwei vorhergehenden Rubriken. Hier haben
wir eine Reihe administrativer Reformen, eine noch radikaler als die an-
dere: die Umbenennung des Dorfes Platonowskoje in Nikolajewskoje;
Änderung von Statuten, Personaletats, Bestimmungen, Listen, Tagungs-
terminen (verschiedener Kreiskonferenzen) usw.; Gehaltserhöhung für
Hebammen, die bei den Truppenteilen des kaukasischen Militärbezirks
tätig sind,- Festsetzung der Mittel für das Beschlagen und die tierärztliche
Behandlung der Pferde der Kosakeneinheiten; Änderung des Statuts einer
privaten Handelsschule in Moskau, Bestimmungen über die Verteilung
des „Hofrat-Daniel-Samuilowitsch-Poljakow-Stipendiums" in der Koslo-
wer Handelsschule. Ich weiß übrigens nicht, ob ich diese letzten Gesetzes-
akte richtig klassifiziert habe: kommt in ihnen tatsächlich die Fürsorge der
Regierung für sich selbst zum Ausdruck und nicht die Sorge für kommer-
ziell-industrielle Interessen? Ich bitte den Leser um Nachsicht — dies ist
ja,der erste Versuch einer Statistik der Gesetzesakte; bisher hat noch
niemand versucht, dieses Wissensgebiet auf die Stufe einer strengen Wis-
senschaft zu heben — niemand, nicht einmal die Professoren des russi-
schen Staatsrechts.

Schließlich muß noch ein Gesetzesakt — sowohl seines Inhalts wegen
als auch, weil er die erste Maßnahme der Regierung im neuen Jahrhundert
ist — als eine besondere, selbständige Gruppe behandelt werden.- die Ver-
ordnung „über die Erweiterung der für die Entwicklung und Verbesse-
rung der kaiserlichen Jagd bestimmten Waldungen". Ein großartiger,
einer Großmacht würdiger Anfang!

Jetzt muß zur Kontrolle addiert werden. Ohne das kommt eine Stati-
stik nicht aus.
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Ein halbes Hundert Verordnungen und Verfügungen, die einzelnen
kommerziellen und industriellen Gesellschaften und Unternehmungen ge-
widmet sind; etwa zwanzig administrative Umbenennungen und Um-
gestaltungen; zwei neugegründete und drei reformierte Privatgesellschaf-
ten; drei Schulen, die Gutsangestellte ausbilden; sechs Polizisten und
zwei berittene Wachtmeister bei Betrieben. Kann man daran zweifeln,
daß eine so reiche und vielseitige legislativ-administrative Tätigkeit un-
serem Vaterland im 20. Jahrhundert einen raschen und unaufhaltsamen
Fortschritt sichert?
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ZWANGSREKRUTIERUNG VON 183 STUDENTEN*

Am 11. Januar veröffentlichten die Zeitungen ein Regierungskommu-
nique des Ministeriums für Volksaufklärung über die Zwangsrekrutie-
rung von 183 Studenten der Kiewer Universität wegen „gemeinsamer Un-
ruhestiftung". Die provisorischen Bestimmungen vom 29. Juli 1899 —
diese Drohung gegen die Studentenschaft und die Gesellschaft — gelangen
nicht ganz anderthalb Jahre, nachdem sie erlassen wurden, zur Anwen-
dung, und als hätte die Regierung Eile, sidi wegen der Verhängung dieser
unerhörten Strafmaßnahme zu rechtfertigen, tritt sie mit einem ganzen
Anklageakt hervor, worin bei der Darstellung der studentischen Misse-
taten nicht mit Farben gespart wird.

Eine Missetat ist schrecklicher als die andere. Im Sommer der allge-
meine Studentenkongreß in Odessa mit dem Programm, die gesamte rus-
sische Studentenschaft zu organisieren, um ihrem Protest gegen verschie-
dene Erscheinungen des akademischen, öffentlichen und politischen Lebens
Ausdruck zu verleihen. Wegen dieser verbrecherischen politischen Ziele
wurden sämtliche Studentendelegierten verhaftet und ihnen die Papiere
abgenommen. Aber die Gärung legt sich nicht, sondern wächst an und
tritt an vielen Hochschulen beharrlich zutage. Die Studenten wollen ihre
gemeinsamen Angelegenheiten frei und selbständig erörtern und verwal-
ten. Ihre vorgesetzte Behörde — von jenem seelenlosen Formalismus er-
füllt, der die russische Beamtenschaft von alters her auszeichnet — ant-
wortet mit kleinlichen Schikanen, steigert die Unzufriedenheit aufs
äußerste und bringt, ohne es zu wollen, die Jugend, die noch nicht im

* Die Nummer war bereits umbrochen, als das Kommunique der Regierung
erschien.
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Schlamm des bürgerlichen Dahinvegetierens versunken ist, auf den Ge-
danken, gegen das gesamte System der Polizei- und Beamtenwillkür zu
protestieren.

Die Kiewer Studenten fordern die Entfernung eines Professors, der an
die Stelle eines abgereisten Kollegen getreten ist. Die vorgesetzte Behörde
widersetzt sich, treibt die Jugend zu „Zusammenrottungen und Demon-
strationen" und . . . gibt nach. Die Studenten veranstalten eine Versamm-
lung, um zu erörtern, warum solche Niederträchtigkeiten möglich sind
wie die Vergewaltigung eines Mädchens durch zwei Studenten aus vor-
nehmen Familien (so lautet das Gerücht). Die vorgesetzte Behörde verur-
teilt die Haupt „schuldigen" zu Karzer. Diese lehnen es ab, sich zu fügen.
Sie werden ausgeschlossen. Eine Menschenmenge begleitet die Ausgeschlos-
senen demonstrativ zum Bahnhof. Eine neue Versammlung tritt zusam-
men, die Studenten bleiben bis zum Abend und weigern sich fortzugehen,
solange der Rektor nicht erscheint. Es erscheinen der Vizegouverneur und
der Gendarmeriechef mit einem Trupp Soldaten, die die Universität um-
stellen und in das Auditorium eindringen, und — der Rektor wird herbei-
zitiert. Die Studenten fordern — man glaubt vielleicht eine Verfassung? —
nein, sie fordern, daß die Karzerstrafe nicht angewendet wird und die
Ausgeschlossenen wieder aufgenommen werden. Die Teilnehmer der Ver-
sammlung werden aufgeschrieben und nach Hause entlassen.

Man überlege nur, welches erstaunliche Mißverhältnis besteht zwischen
der Bescheidenheit und Harmlosigkeit der Forderungen der Studenten und
dem panischen Schrecken der Regierung, die vorgeht, als sei bereits die
Axt an die Wurzeln ihrer Herrschaft gelegt. Durch nichts verrät sich un-
sere „allmächtige" Regierung so sehr wie durch diesen panischen Schrek-
ken. Besser als alle „verbrecherischen Aufrufe" das können, zeigt sie
damit — zeigt sie jedem, der Augen hat, zu sehen, und Ohren, zu
hören —, daß sie sich ganz unsicher fühlt und nur an die Kraft des Bajo-
netts und der Knute glaubt, die sie vor der Volksempörung schützen.
Durch jahrzehntelange Erfahrung gewitzigt, hat die Regierung sich fest
davon überzeugt, daß sie von Zündstoff umgeben ist, daß das kleinste
Fünkchen genügt, daß ein Protest gegen den Karzer hinreicht, um den
Brand zu entfachen. Wenn dem aber so ist, so ist es auch klar, daß ein
Exempel statuiert werden mußte: Hunderte von Studenten zwangsweise
rekrutieren! „Statt Voltaire den Feldwebel!"128 — diese Formel ist keines-
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wegs veraltet. Im Gegenteil, dem 20. Jahrhundert ist es beschieden, ihre
tatsächliche Verwirklichung zu erleben.

Diese neue Straf maßnahme, neu durch ihren Versuch, eine längst über-
wundene Vergangenheit wieder aufleben zu lassen, bringt einen auf viele
Gedanken und Vergleiche. Vor etwa drei Generationen, zu den Zeiten
Nikolaus L, war die Zwangsrekrutierung eine natürliche Strafe, die durch-
aus der ganzen Struktur der auf der Leibeigenschaft beruhenden russi-
schen Gesellschaft entsprach. Die Adligen steckte man unter die Soldaten,
um sie zum Militärdienst zu zwingen und damit sie sich als Ersatz für
die Adelsfreiheit zum Offizier hinaufdienen. Den Bauern schickte man
zum Militär wie zu langjähriger Zwangsarbeit, wo die unmenschliche
Folter der „grünen Gasse"129 und dgl. mehr seiner harrten. Nun aber
besteht bei uns schon mehr als ein Vierteljahrhundert die „allgemeine"
Wehrpflicht, deren Einführung seinerzeit als große demokratische Re-
form gepriesen wurde. Eine allgemeine Wehrpflicht, die nicht bloß auf
dem Papier steht, sondern wirklidi durchgeführt wird, ist zweifellos eine
demokratische Reform: sie bricht mit dem Ständeprinzip und führt die
Gleichberechtigung der Bürger ein. Wenn dem aber in der Tat so wäre,
wie könnte dann die Einberufung zum Militär eine Strafe sein? Und be-
weist die Regierung, wenn sie die Wehrpflicht in eine Strafe verwandelt,
damit nicht, daß wir dem Rekrutenpressen viel näher stehen als der allge-
meinen Wehrpflicht? Die provisorischen Bestimmungen von 1899 reißen
sogar denjenigen unserer Einrichtungen, die den europäischen am nächsten
stehen, die Pharisäermaske ab und enthüllen ihr asiatisches Wesen. Im
Grunde hat es bei uns nie eine allgemeine Wehrpflicht gegeben und gibt
es sie auch jetzt nicht, denn die Privilegien der vornehmen Herkunft und
des Reichtums schaffen eine Menge Ausnahmen. Im Grunde gab und gibt
es bei uns nichts, was einer Gleichberechtigung der Bürger beim Militär-
dienst ähnlich sähe. Im Gegenteil, die Kaserne ist ganz und gar durch-
drungen vom Geiste der empörendsten Rechtlosigkeit. Der Soldat aus
der Bauernschaft oder der Arbeiterschaft ist völlig schutzlos, die Men-
schenwürde wird mit Füßen getreten, Erpressungen sind an der Tages-
ordnung, es hagelt Prügel, Prügel und noch einmal Prügel. Für diejenigen
aber, die einflußreiche Beziehungen und Geld besitzen, gibt es Vergün-
stigungen und Ausnahmen. Kein Wunder, daß die Auslieferung an diese
Schule der Willkür und Gewalttätigkeit eine Strafe sein kann, und sogar
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eine sehr schwere Strafe, die der Aberkennung der Bürgerrechte nahe-
kommt. Die Regierung rechnet darauf, in dieser Schule den „Rebellen"
Disziplin beibringen zu können. Hat sie sich nicht verrechnet? Wird
nicht die Schule des russischen Militärdienstes zu einer Kriegsschule für
die Revolution werden? Natürlich bringen nicht alle Studenten die Kraft
auf, eine solche Schule bis zu Ende durchzumachen. Die einen zerbricht
das schwere Joch des Drills, richtet der Zusammenstoß mit den militäri-
schen Vorgesetzten zugrunde, einen anderen Teil — die Schwachen und
Schlappen — schüchtert die Kaserne ein, die übrigen aber stählt sie, er-
weitert ihren Horizont, bringt sie dazu, ihr Freiheitsstreben mit Hirn und
Herz zu erfassen. Jetzt, wo ihre ganze Menschenwürde von dem Gut-
dünken eines Feldwebels abhängt, der nicht selten mit Vorbedacht sein
Mütchen am „Gebildeten" kühlen mag, bekommen sie die Willkür und
Unterjochung mit ganzer Kraft am eigenen Leibe zu spüren. Sie sehen,
wie die Lage des einfachen Volkes in Wirklichkeit ist, alle Beschimpfun-
gen und Gewalttätigkeiten, zu deren Zeugen man sie jeden Tag macht,
nagen ihnen am Herzen, und sie begreifen, daß die Ungerechtigkeiten
und Schikanen, unter denen die Studenten zu leiden haben, nur ein Trop-
fen sind im Meer der Unterdrückung des Volkes. Wer das begreift, der
verläßt den Militärdienst mit dem Hannibalschwur130, gemeinsam mit der
fortgeschrittensten Klasse des Volkes für die Befreiung des Volkes vom
Despotismus zu kämpfen.

Aber nicht minder empörend als die Grausamkeit der neuen Strafe ist
ihr erniedrigender Charakter. Die Regierung erlaubt sich eine Heraus-
forderung an alle, die noch ein Gefühl für Anstand besitzen, wenn sie die
gegen Willkür protestierenden Studenten für einfache Radaumacher er-
klärt — geradeso wie sie verbannte streikende Arbeiter für Leute mit
lasterhaftem Lebenswandel erklärt hat. Man sehe sich das Kommunique
der Regierung an: es strotzt von Worten wie Ruhestörung, Krawall, Aus-
schreitungen, Unverfrorenheit, Zügellosigkeit. Einerseits werden verbre-
cherische politische Ziele und politische Protestbestrebungen konstatiert,
anderseits werden die Studenten als gewöhnliche Radaumacher, denen
Disziplin beigebracht werden muß, behandelt. Das ist eine Ohrfeige für
die öffentliche Meinung Rußlands, deren Sympathien für die Studenten-
schaft der Regierung sehr wohl bekannt sind. Und die einzig würdige
Antwort der Studentenschaft darauf wäre, die Drohung der Kiewer wahr
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zu machen: die Organisierung eines konsequenten und standhaften
Streiks aller Studierenden an allen Hochschulen mit der Forderung nach
Aufhebung der provisorischen Bestimmungen vom 29. Juli 1899.

Aber nicht nur die Studentenschaft ist verpflichtet, der Regierung eine
Antwort zu erteilen. Die Regierung selbst hat dafür gesorgt, daß aus dem
erwähnten Ereignis'viel mehr als eine reine Studentenangelegenheit ge-
worden ist. Die Regierung wendet sich an die öffentliche Meinung, als
wollte sie sich ihres energischen Durchgreifens rühmen, als wollte sie
alles Freiheitsstreben verhöhnen. Und alle bewußten Elemente in allen
Schichten des Volkes sind zu einer Antwort auf diese Herausforderung
verpflichtet, wenn sie nicht zu stummen Sklaven hinabsinken wollen, die
jede Beleidigung schweigend hinnehmen. An der Spitze dieser bewußten
Elemente aber stehen die fortgeschrittenen Arbeiter und die mit ihnen un-
trennbar verbundenen sozialdemokratischen Organisationen. Die Arbei-
terklasse erduldet ständig unermeßlich größere Unterdrückung und Be-
schimpfungen durch dieselbe polizeiliche Willkürherrschaft, ljiit der die
Studenten jetzt so hart zusammengestoßen sind. Die Arbeiterklasse hat
den Kampf um ihre Befreiung bereits aufgenommen. Und sie muß dessen
eingedenk sein, daß dieser gewaltige Kampf ihr gewaltige Verpflichtungen
auferlegt, daß sie sich nicht befreien kann, ohne das ganze Volk vom Des-
potismus zu befreien, daß sie in erster Linie und vor allem verpflichtet ist,
auf jeden politischen Protest zu reagieren und ihn auf jede Weise zu
unterstützen. Die besten Vertreter unserer gebildeten Klassen haben be-
wiesen und mit dem Blut Tausender von der Regierung zu Tode gequälter
Revolutionäre besiegelt, daß sie fähig und bereit sind, den Staub der bür-
gerlichen Gesellschaft von ihren Füßen zu schütteln und in die Reihen
der Sozialisten einzutreten. Und der Arbeiter, der gleichgültig zusehen
könnte, wie die Regierung ihre Truppen gegen die studierende Jugend
schickt, wäre nicht würdig, sich Sozialist zu nennen. Der Student ist dem
Arbeiter zu Hilfe gekommen — der Arbeiter muß dem Studenten zu Hilfe
kommen. Die Regierung will das Volk verdummen, wenn sie den Drang
nach politischem Protest als einfache Ausschreitung hinstellt. Die Arbeiter
müssen öffentlich erklären und den breitesten Massen auseinandersetzen,
daß das eine Lüge ist, daß die wirkliche Brutstätte der Gewalttätigkeit,
der Ausschreitungen und der Zügellosigkeit die russische autokratische
Regierung, die Willkürherrschaft der Polizei und der Beamten ist.
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Wie dieser Protest zu organisieren ist, das müssen die örtlichen sozial-
demokratischen Organisationen und Arbeitergruppen entscheiden. Ver-
teilung, Ausstreuung und Kleben von Flugblättern, Veranstaltung von Ver-
sammlungen, zu denen möglichst alle Gesellschaftsklassen eingeladen
werden sollten — das sind die am ehesten möglichen Formen des Prote-
stes. Wo aber starke und festgefügte Organisationen bestehen, da wäre
es wünschenswert, es mit einem breiteren und offenen Protest vermittels
einer öffentlichen Demonstration zu versuchen. Als gutes Beispiel hierfür
kann die Demonstration in Charkow am 1. Dezember des vergangenen
Jahres vor der Redaktion des „Jushny Krai" [Südregion] dienen. Man
feierte das Jubiläum dieses Schmutzblattes, das gegen jedes Streben nach
Licht und Freiheit hetzt und alle Bestialitäten unserer Regierung verherr-
licht. Vor der Redaktion versammelte sich eine Volksmenge, -die Exem-
plare des „Jushny Krai" feierlich zerriß, sie Pferden an die Schwänze
band, Hunde darin einwickelte, Steine und Fläschchen mit Schwefel-
wasserstoff in die Fenster warf und dabei rief: „Nieder mit der käuflichen
Presse!" Wahrlich, solche Ehrungen verdienen nicht nur die Redaktionen
käuflicher Zeitungen, sondern auch alle unsere Regierungsinstitutionen.
Ein Jubiläum obrigkeitlicher Huld feiern sie nur selten — das Jubiläum
des Volksstrafgerichts verdienen sie jederzeit. Jede Äußerung von Re-
gierungswillkür und Gewalttätigkeit ist ein berechtigter Anlaß für eine
solche Demonstration. Und so möge die offene Deklaration der Regie-
rung, mit der sie ihr Strafgericht gegen die Studenten bekanntgegeben
hat, nicht ohne eine offene Antwort von seiten des Volkes bleiben!

Qesdhrieben im Januar 1901.

Veröftentlidbt im lebruar 1901 "Nadb dem 7ext der „Iskra".
in der „Jskra" Nr. 2.
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ARBEITERPARTEI UND BAUERNSCHAFT1 3 1

Vierzig Jahre sind seit der Bauernbefreiung verstrichen. Es ist ganz
natürlich, daß unsere Öffentlichkeit mit besonderer Begeisterung den
19. Februar feiert — den Tag, an dem das alte Rußland der Leibeigen-
schaft zusammenbrach, an dem eine Epoche begann, die dem Volke Frei-
heit und Wohlstand verhieß. Es darf jedoch nicht vergessen werden, daß
die Lobeserhebungen der Festredner neben aufriditigem Haß gegen die
Leibeigenschaft und alle ihre Erscheinungsformen auch eine Menge Heu-
chelei enthalten. Durch und durch heuchlerisch und verlogen ist die bei
uns landläufig gewordene Einschätzung der „großen" Reform als „Be-
freiung der Bauern samt Grund und Boden mit "Hü je staatlichen Loskaufs".
In Wirklichkeit handelte es sich um eine Befreiung der Bauern vom Grund
und Boden, denn von den Bodenanteilen, die die Bauern jahrhundertelang
besessen hatten, wurden gewaltige Stücke abgeschnitten, und Hundert-
tausende von Bauern verloren ihren Boden völlig oder wurden auf den
Viertelanteil oder Bettelanteil132 gesetzt. In Wirklichkeit wurden die
Bauern doppelt ausgeplündert: nicht genug damit, daß man ihr Land
beschnitt, wurden sie audi noch gezwungen, für das Land, das seit jeher
in ihrem Besitz gewesen war und ihnen belassen wurde, „Ablösegelder"
zu zahlen, wobei man den Ablösungspreis weit über dem wirklichen
Bodenpreis festsetzte. Die Gutsherren selbst gestanden zehn Jahre nach
der Befreiung den Regierungsbeamten, die die Lage der Landwirtschaft
untersuchten, daß man die Bauern gezwungen hatte, nicht nur ihren Bo-
den, sondern auch ihre Freiheit zu bezahlen. Aber auch nachdem man
den Bauern für ihre persönliche Freiheit die Loskaufzahlung abgenom-
men hatte, wurden sie doch nicht zu freien Menschen gemacht: sie blie-
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ben noch für zwanzig Jahre hindurch zeitweilig verpflichtet133, sie blie-
ben — und bleiben bis auf den heutigen Tag — der niedere Stand, der mit
Ruten gepeitscht wird, der besondere Abgaben zahlt, der nicht das Recht
hat, frank und frei die halb auf Leibeigenschaft beruhende Dorfgemeinde
zu verlassen, frei über sein Land zu verfügen, sich frei an einem beliebi-
gen Ort des Staates anzusiedeln. Nicht von Großmut der Regierung zeugt
unsere Bauernreform; im Gegenteil, sie ist eines der größten geschicht-
lichen Beispiele dafür, wie besudelt jede Sadie aus den Händen der auto-
kratischen Regierung hervorgeht. Unter dem Druck der militärischen
Niederlage, furchtbarer finanzieller Schwierigkeiten und bedrohlicher
Bauernempörungen war die Regierung geradezu gezwungen, die Bauern
zu befreien. Der Zar selbst gestand, daß man von oben befreien mußte,
ehe von unten mit der Befreiung begonnen wurde. Aber als die Regierung
an die Befreiung ging, tat sie alles mögliche und unmögliche, um die
Gier der „benachteiligten" Fronherren zu befriedigen; die Regierung
machte nidit einmal vor der Niedertracht halt, die Männer beiseite zu
sdiieben, die berufen waren, die Reform zu verwirklichen, obwohl auch
sie aus dem Adel genommen waren! Die zuerst bestellten Friedensrichter
wurden entlassen und durdi Leute ersetzt, die auch dann nicht imstande
waren, den Fronherren nein zu sagen, wenn diese die Bauern bei der
Bodenvermessung betrogen. Und die große Reform konnte nicht verwirk-
licht werden ohne militärisdie Exekutionen und ohne Ersdiießung von
Bauern, die sich weigerten, die Urbarialurkunden1S4 in Empfang zu neh-
men. Kein Wunder, daß die besten Leute jener Zeit, die der Maulkorb
der Zensur knebelte, diese große Reform mit dem Fluche des Schweigens
aufnahmen...

Der vom Frondienst „befreite" Bauer ging aus den Händen des Refor-
mators so eingeschüchtert, ausgeplündert, gedemütigt, so an seinen
Bodenanteil gefesselt hervor, daß ihm nidits übrigblieb, als „freiwillig"
Frondienst zu leisten. So begann der Bauer das Land seines früheren
Herrn zu bestellen, indem er seine eigenen, ihm geraubten, „abgesdinitte-
nen" Landstücke „pachtete", sich schon im Winter auf Sommerarbeit ver-
dingte, um so für seine hungernde Familie Getreide geliehen zu bekom-
men. Abarbeit und Schuldkneditschaft — das war in Wirklichkeit die
„freie Arbeit", für die der Bauer laut dem von einem jesuitischen Pfaffen
verfaßten Manifest „Gottes Segen" erbitten sollte.
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Und zu diesem Joch der Gutsherren, das erhalten blieb dank der Groß-
mut der Beamten, die die Reform gemacht und verwirklicht haben, ist
noch das Joch des Kapitals hinzugekommen. Die Macht des Geldes, die
z. B. sogar den französischen Bauern, der nicht durch eine klägliche, halb-
schlächtige Reform, sondern durch eine mächtige Volksrevolution von der
Gewalt der Grundbesitzer befreit wurde, zu Boden gedrückt hat, diese
Macht des Geldes stürzte mit ihrer ganzen Schwere auf unseren noch
halbleibeigenen Bauern. Geld mußte um jeden Preis aufgetrieben wer-
den: sowohl für die durch die wohltätige Reform noch vermehrten
Abgaben und für die Bodenpacht als auch für den Kauf der armseligen
Erzeugnisse der Fabrikindustrie, die die im bäuerlichen Haushalt selbst
hergestellten Erzeugnisse zu verdrängen begannen, für den Kauf von Ge-
treide usw. Die Madit des Geldes hat die Bauernschaft nicht nur zu Boden
gedrückt, sondern auch gespalten: die große Masse verarmte unaufhalt-
sam und wurde zu Proletariern, während aus der Minderheit eine Hand-
voll wenig zahlreicher, aber zäher Kulaken und wirtschaftlich starker
Bauern hervorging, die sich der bäuerlichen Wirtschaft und der bäuer-
lichen Ländereien bemächtigten und so die Kader der im" Entstehen be-
griffenen Dorfbourgeoisie bildeten. Die ganzen seit der Reform vergan-
genen vierzig Jahre stellen einen einzigen ununterbrochenen Prozeß dieser
Entbauerung dar, einen Prozeß langsamen, qualvollen Hinsterbens. Der
Bauer wurde auf das Lebensniveau eines Bettlers herabgedrückt; er hauste
zusammen mit dem Vieh, kleidete sich in Lumpen, nährte sich von
Melde; der Bauer floh von seiner Scholle, sobald er nur einen Zufluchts-
ort fand, er kaufte sich sogar von seinem Bodenanteil los, zahlte dem-
jenigen Geld, der bereit war, seinen Boden, der mehr Abgaben erforderte,
als er Einnahmen erbrachte, zu übernehmen. Die Bauern litten unter chro-
nischem Hunger, und während der immer häufiger wiederkehrenden
Mißernten fielen sie zu Zehntausenden dem Hunger und den Epidemien
zum Opfer.

So stehen die Dinge bei uns auf dem Lande auch jetzt noch. Es fragt
sich, wo der Ausweg zu suchen und mit welchen Mitteln eine Besserung
der Lage des Bauern zu erreichen ist. Vom Joch des Kapitals kann sich
die Kleinbauernschaft nur befreien, wenn sie sich der Arbeiterbewegung
anschließt und sie unterstützt in ihrem Kampf für die sozialistische Ge-
sellschaftsordnung, für die Umwandlung des Grund und Bodens ebenso
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wie der übrigen Produktionsmittel (der Fabriken, Werke, Maschinen
usw.) in gesellschaftliches Eigentum. Ein Versuch, die Bauernschaft durch
die Verteidigung des Kleinbetriebs und Kleinbesitzes vor dem Ansturm
des Kapitalismus zu retten, würde bedeuten, die gesellschaftliche Ent-
wicklung hutzlos aufzuhalten, den Bauern durch die Illusion eines auch
unter der Herrschaft des Kapitalismus möglichen Wohlstands zu betrü-
gen und die werktätigen Klassen dadurch zu entzweien, daß man der
Minderheit auf Kosten der Mehrheit eine privilegierte Stellung einräumt.
Das ist der Grund, weshalbdie Sozialdemokraten stets gegen so sinnlose
und schädliche Einrichtungen kämpfen werden wie die Unveräußerlich-
keit der bäuerlichen Bodenanteile, die solidarische Haftung, das Verbot
des freien Ausscheidens aus der Dorfgemeinde und der freien Aufnahme
von Angehörigen beliebiger Stände in die Dorfgemeinde! Unser Bauer
leidet jedoch, wie wir gesehen haben, nicht nur und nicht einmal so sehr
unter dem Joch des Kapitals als unter dem Joch der Gutsherren und
unter den Überresten der Leibeigenschaft. Ein rücksichtsloser Kampf
gegen diese Fesseln, die die Lage der Bauernschaft maßlos verschlechtern
und sie an Händen und Füßen binden, ist nicht nur möglich, sondern
auch notwendig im Interesse der gesamten gesellschaftlichen Entwicklung
des Landes, denn die grenzenlose Armut, Unwissenheit, Rechtlosigkeit
und Erniedrigung des Bauern drückt allen Verhältnissen in unserem
Vaterland den Stempel des Asiatentums auf. Und die Sozialdemokratie
würde ihre Pflicht nicht erfüllen, wenn sie diesem Kampf nicht alle und
jede Unterstützung angedeihen ließe. Diese Unterstützung muß, kurz
gesagt, darin zum Ausdruck kommen, daß der Klassenkampf ins Dorf
getragen wird.

Wir haben gesehen, daß im heutigen russischen Dorf Klassengegen-
sätze von zweierlei Art nebeneinander bestehen: erstens zwischen den
Landarbeitern und den landwirtschaftlichen Unternehmern, zweitens
zwischen der gesamten Bauernschaft und der gesamten Gutsbesitzer-
klasse. Der erste Gegensatz entwickelt sich und wächst, der zweite wird
allmählich schwächer. Der erste gehört noch ganz der Zukunft an, wäh-
rend der zweite in bedeutendem Maße bereits der Vergangenheit ange-
hört. Und trotzdem ist für die russischen Sozialdemokraten in der Gegen-
wart gerade der zweite Gegensatz von wesentlichster und praktisch größ-
ter Bedeutung. Daß wir jeden sich bietenden Anlaß ausnutzen müssen,
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um in den landwirtschaftlichen Lohnarbeitern das Klassenbewußtsein zu
entwickeln, daß wir daher unsere Aufmerksamkeit auf die Übersiedlung
von städtischen Arbeitern ins Dorf (z. B. von Mechanikern, die an
Dampfdreschmaschinen arbeiten usw.) und auf den landwirtschaftlichen
Arbeitsmarkt lenken müssen — das ist selbstverständlich, das ist für jeden
Sozialdemokraten ejn Axiom.

Aber unsere Landarbeiter sind noch zu fest mit der Bauernschaft ver-
bunden, auf ihnen lastet noch zu sehr das Elend der gesamten Bauern-
schaft, und daher kann die Bewegung der Landarbeiter weder jetzt noch
in nächster Zukunft eine gesamtnationale Bedeutung erlangen. Aber die
Überreste der Leibeigenschaft hinwegzufegen, den Geist der ständischen
Rechtsungleichheit und der Erniedrigung von Dutzenden Millionen des
„gemeinen Volkes" aus der gesamten russischen Staatsordnung auszu-
rotten, das ist jetzt schon eine Frage von gesamtnationaler Bedeutung, und
eine Partei, die Anspruch darauf erhebt, Vorkämpfer der Freiheit zu sein,
darf dieser Frage nicht ausweidien.

Das Elend des Bauern wird jetzt (in mehr oder minder allgemeiner
Form) fast von allen zugegeben, die Redensart von den „Mängeln" der
Reform des Jahres 1861 und von der Notwendigkeit staatlicher Hilfe ist
zu einer Binsenwahrheit geworden. Unsere Pflicht ist es, darauf hinzu-
weisen, daß dieses Elend eben die Folge der Unterdrückung der Bauern-
schaft als Klasse ist, daß die Regierung die treue Beschützerin der Unter-
drückerklassen ist, daß nicht die Hilfe der Regierung, sondern die Be-
freiung von ihrem Joch, die Erkämpfung politischer Freiheit von den-
jenigen angestrebt werden muß, die aufrichtig und ernstlich eine grund-
legende Besserung der Lage der Bauern wünschen. Man spricht von der
übermäßigen Höhe der Loskaufzahlungen, von der wohltätigen Maß-
nahme der Regierung, durch die diese Zahlungen herabgesetzt und ge-
stundet wurden. Wir antworten darauf, daß diese Loskaufzahlungen
nichts anderes sind als eine durch gesetzliche Formen und bürokratische
Phrasen bemäntelte Ausplünderung der Bauern durch die Gutsbesitzer
und die Regierung, nichts anderes als ein Tribut an die Fronherren als
Gegenleistung für die Freilassung ihrer Sklaven. Wir stellen die Forde-
rung nach sofortiger und vollständiger Aufhebung der Loskaufzahlungen
und des Fronzinses, wir fordern, daß dem Volk jene Hunderte von Millio-
nen wiedergegeben werden, die die Zarenregierung jahrelang aus ihm
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herausgepreßt hat, um den Appetit der Sklavenhalter zu befriedigen. Man
spricht von der Landarmut der Bauern, von der Notwendigkeit staatlicher
Hilfe zwecks Erweiterung des bäuerlichen Bodenbesitzes. Wir antworten
darauf, daß gerade infolge der staatlichen Hilfe — Hilfe für die Gutsbe-
sitzer natürlich — die Bauern in solcher Masse des für sie notwendigsten
Bodens beraubt wurden. Wir stellen die Forderung, den Bauern die
Boden„abschnitte" zurückzugeben, mittels deren die Zwangsarbeit, die
Zinsarbeit, die Fronarbeit, d. h. in Wirklichkeit die alte Leibeigenenarbeit
aufrechterhalten wird. Wir stellen die Forderung, Bauernkomitees zur Be-
seitigung der empörenden Ungerechtigkeiten zu gründen, die die von der
Zarenregierung eingesetzten Adelskomitees an den zu befreienden Skla-
ven begangen haben. Wir verlangen die Einsetzung von Gerichten, die
das Recht haben sollen, den maßlos hohen Bodenpreis herabzusetzen, der
von den die ausweglose Lage der Bauern ausnutzenden Gutsherren er-
hoben wird — von Gerichten, vor denen der Bauer das Recht haben soll,
diejenigen wegen Wuchers zu belangen, die sich die äußerste Not des
anderen zunutze machen, um knechtende Abmachungen zu treffen. Wir
werden uns bemühen, stets und bei jedem Anlaß den Bauern klarzu-
machen, daß Leute, die ihnen von Schutz oder Hilfe durch den heutigen
Staat sprechen, entweder Narren oder aber Scharlatane und ihre schlimm-
sten Feinde sind, daß die Bauernschaft vor allem die Willkür und den
Druck der Beamtendespotie loswerden muß, daß sie vor allem in jeder
Hinsicht ihre völlige und unbedingte Gleichberechtigung mit allen anderen
Ständen, völlige Freizügigkeit, das Recht freier Verfügung über das Land,
das Recht freier Verfügung in allen Angelegenheiten und über alle Ein-
nahmen der Dorfgemeinde haben muß. Die alltäglichsten Tatsachen aus
dem Leben eines beliebigen russischen Dorfes können stets tausendfachen
Anlaß geben, im Sinne dieser Forderungen zu agitieren. Diese Agitation
muß von den örtlichen, konkreten, den dringendsten Nöten der Bauern
ausgehen, darf aber nicht bei diesen Nöten stehenbleiben, sondern muß
ständig den Gesichtskreis der Bauern erweitern, ständig ihr politisches
Bewußtsein entwickeln, ihnen den besonderen Platz aufzeigen, den die
Gutsherren und die Bauern im Staate einnehmen, ihnen das einzige Mit-
tel zur Erlösung des Dorfes von dem auf ihm lastenden Joch der Willkür
und Unterdrückung zeigen — die Einberufung von Volksvertretern und
den Sturz der Willkürherrschaft der Beamten. Albern und unsinnig ist
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die Behauptung, die Forderung nach politischer Freiheit übersteige die
Fassungskraft der Arbeiter: nicht nur die Arbeiter, die Jahre des direkten
Kampfes gegen Fabrikbesitzer und Polizei durchgemacht haben, die stän-
dig sehen, wie die Besten aus ihren Reihen willkürlich verhaftet und ver-
folgt werden, nicht nur diese, vom Sozialismus bereits angesteckten Ar-
beiter, sondern jeder aufgeweckte Bauer, der auch nur etwas über das
nachdenkt, was um ihn herum vorgeht, wird imstande sein, zu begreifen
und zu erfassen, wofür die Arbeiter kämpfen, die Idee eines Semski Sobor
zu erfassen, der das ganze Land von der Allmacht der verhaßten Beamten
befreien würde. Und die Agitation, die von den unmittelbaren und drin-
gendsten Nöten der Bauernschaft ausgeht, wird erst dann ihre Aufgabe
— den Klassenkampf ins Dorf zu tragen — erfüllen können, wenn sie es
versteht, mit der Aufdeckung dieses oder jenes „ökonomischen" Übels
stets bestimmte politische Forderungen zu verbinden.

Es fragt sich aber: Kann die Sozialdemokratische Arbeiterpartei Forde-
rungen wie die obengenannten in ihr Programm aufnehmen? Kann sie es
übernehmen, unter den Bauern Agitation zu treiben? Wird das nicht da-
zu führen, daß wir uns zersplittern und unsere ohnehin so wenig zahl-
reichen revolutionären Kräfte von der wichtigsten und einzig sicheren
Route der Bewegung ablenken?

Solche Einwände beruhen auf einem Mißverständnis. Jawohl, wir müs-
sen unbedingt in unser Programm Forderungen aufnehmen, die die Be-
freiung unseres Dorfes von allen Überresten der Sklaverei zum Ziel ha-
ben, Forderungen, die geeignet sind, den besten Teil der Bauernschaft,
wenn nicht zu selbständigem politischem Kampf, so doch zu bewußter
Unterstützung des Befreiungskampfes der Arbeiterklasse zu veranlassen.
Wir würden einen Fehler begehen, wollten wir Maßnahmen verteidigen,
die dazu angetan sind, die gesellschaftliche Entwicklung zu hemmen oder
die Kleinbauernschaft vor dem Wachstum des Kapitalismus, vor der Ent-
wicklung der Großproduktion künstlich zu schützen; aber ein noch ver-
hängnisvollerer Fehler wäre es, wenn wir es nicht verstünden, die Ar-
beiterbewegung zur Verbreitung derjenigen demokratischen Forderungen
unter der Bauernschaft zu benutzen, die die Reform vom 19. Februar
1861 nicht erfüllt hat, weil die Gutsbesitzer und Beamten diese Reform
verzerrten. Solche Forderungen muß unsere Partei in ihr Programm auf-
nehmen, wenn sie an der Spitze des ganzen Volkes den Kampf gegen die
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Selbstherrschaft führen will.* Die Aufnahme solcher Forderungen setzt
jedoch keineswegs voraus, daß wir die aktiven revolutionären Kräfte aus
der Stadt aufs Land rufen. Davon kann gar keine Rede sein. Es unter-
liegt keinem Zweifel, daß alle kämpferischen Elemente der Partei nach
den Städten und Industriezentren streben müssen, daß nur das Industrie-
proletariat zu einem konsequenten und die Massen erfassenden Kampf
gegen die Selbstherrschaft fähig ist, daß nur dieses Proletariat imstande
ist, mit Erfolg solche Kampfmittel anzuwenden wie die Organisierung
einer öffentlichen Demonstration oder die Herausgabe einer regelmäßig
erscheinenden und weitverbreiteten mit dem Volk verbundenen politi-
schen Zeitung. Nicht um überzeugte Sozialdemokraten aus der Stadt ab-
zuziehen und aufs Land zu schicken, nicht um sie an das Dorf zu ketten,
müssen wir die Bauernforderungen in unser Programm aufnehmen, nein,
sondern um jenen Kräften, die nidot anders als auf dem Lande Verwen-
dung finden können, Anleitung für ihre Tätigkeit zu geben, um für die
Sache der Demokratie und des politischen Freiheitskampfes die Verbin-
dungen mit dem Dorfe auszunutzen, die auf Grund der bestehenden Ver-
hältnisse nicht wenige der Sozialdemokratie ergebene Intellektuelle und
Arbeiter haben und die mit dem Wachstum der Bewegung notwendiger-
weise sich erweitern und wachsen müssen. Wir sind schon längst über das
Stadium hinaus, da wir ein kleiner Trupp von Freiwilligen waren, da sich
die ganze Reserve an sozialdemokratischen Kräften in Jugendzirkeln er-
schöpfte, die Mann für Mann „zu den Arbeitern gingen". Unsere Be-
wegung verfügt heute über eine ganze Armee, eine Armee von Arbeitern,
die vom Kampf für den Sozialismus und für Freiheit erfaßt sind,- über
eine Armee von Intellektuellen, die an der Bewegung teilgenommen
haben und weiter teilnehmen und gegenwärtig bereits über ganz Rußland
verstreut sind; über eine Armee von Sympathisierenden, die voller Glau-
ben und Hoffnung auf die Arbeiterbewegung blicken und bereit sind, ihr
tausend Dienste zu erweisen. Und wir stehen vor einer großen Aufgabe:
alle diese Armeen zu organisieren, sie so zu organisieren, daß wir im-

* Der Entwurf eines sozialdemokratischen Programms, der die obengenann-
ten Forderungen in sich einschließt, ist von uns schon verfaßt worden. Wir
hoffen, nach Erörterung und Umarbeitung dieses Entwurfs mit Unterstützung
der Gruppe „Befreiung der Arbeit" den Entwurf eines Programms unserer
Partei in einer der nächsten Nummern veröffentlichen zu können.
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Stande sind, nicht nur schnell vorübergehende Ausbrüche hervorzurufen,
dem Feinde nicht nur zufällige, vereinzelte (und daher nicht gefährliche)
Schläge zu versetzen, sondern den Feind im unentwegten, zähen und kon-
sequenten Kampf auf der ganzen Linie zu verfolgen, die autokratische
Regierung überall anzugreifen, wo sie Unterdrückung sät und Haß ern-
tet. Läßt sich dieses Ziel aber erreichen, ohne in die Millionenmasse der
Bauernschaft den Samen des Klassenkampfes und des politischen Be-
wußtseins zu tragen? Man sage nicht, es sei unmöglich, dies zu tun: es ist
nidit nur möglich, es geschieht bereits, es vollzieht sich auf tausend We-
gen, die sich unserer Aufmerksamkeit und unserer Einwirkung entziehen.
Es wird unermeßlich schneller und umfassender vor sich gehen, wenn wir
eine Losung für diese Einwirkung zu geben vermögen und das Banner der
Befreiung der russischen Bauernschaft von allen Überresten der schmach-
vollen Leibeigenschaft entrollen. Das Landvolk, das in die Städte kommt,
betrachtet schon heute mit Neugier und Interesse den ihm unverständ-
lichen Kampf der Arbeiter und trägt die Kunde von diesem Kampf in die
entlegensten Gegenden. Wir können und müssen es erreichen, daß diese
Neugier unbeteiligter Zuschauer, wenn schon nicht einem vollen Ver-
ständnis, so doch wenigstens der dämmernden Erkenntnis Platz macht,
daß die Arbeiter für die Interessen des gesamten Volkes kämpfen und
daß diese Neugier von stets größer werdender Sympathie für ihren Kampf
abgelöst wird. Dann aber wird der Tag des Sieges der revolutionären Ar-
beiterpartei über die Polizeiregierung mit einer für uns selbst unerwar-
teten und ungeahnten Geschwindigkeit herannahen.

Qesdhrieben im Februar 1901.

VeröftentUärt im April i90l SVad? dem 7ext der „Iskra".
in der „Jskra" 2Mr. 3.
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1 Der Artikel „Zur 7rage unserer Jabrik- und Werkstatistik (Neue stati-
stisdhe Jäten Professor Xarysäiews)" wurde in dem Sammelband von
W. I. Lenin „ökonomische Studien und Aufsätze" veröffentlicht, der im
Oktober 1898 erschien (auf Umschlag und Titelblatt des Sammelbands ist
das Jahr 1899 angegeben), i

2 „Mir Boshi" (Die Welt Gottes) — literarische und populärwissenschaftliche
Monatsschrift liberaler Richtung, die von 1892 bis 1906 in Petersburg er-
schien. Im Jahre 1898. veröffentlichte die Zeitschrift Lenins Rezension über
A. Bogdanows „Kurzen Lehrgang der ökonomischen Wissenschaft". (Siehe
den vorliegenden Band, S. 36.) Von 1906 bis 1918 erschien die Zeitschrift
unter dem Titel „Sowremenny Mir" (Die Welt der Gegenwart). i7

3 SV.-on oder Nikolai-on (Pseudonyme für N. F. Danielson) — einer der Ideo-
logen der liberalen Volkstümlerrichtung in den achtziger und neunziger
Jahren des 19. Jahrhunderts. 17

4 Lenin meint sein Buch „Die Entwicklung des Kapitalismus in Rußland".
(Siehe Werke, Bd. 3.) ii

5 Die Ergebnisse der ersten allgemeinen Volkszählung des Russischen Reichs
vom 28. Januar (9. Februar) 1897 wurden in den Jahren 1897 bis 1905
veröffentlicht. Lenin verarbeitete sie für die Neuauflage des Buches „Die
Entwicklung des Kapitalismus in Rußland" im Jahre 1908. (Siehe Werke,
Bd. 3.) 30

6 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. III, Berlin 1953, S. 774/775. 43
7 Xolonen — Pächter kleiner Bodenparzellen bei den Großgrundbesitzern

des alten Römischen Reichs. Für die Nutzung der Parzellen zahlten die
Kolonen eine Abgabe in Naturalien oder Geld. Später wurden sie unter
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Ausnutzung ihrer Verschuldung von den Grundherren zu Leibeigenen ge-
macht. 43

8 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. III, Berlin 1953, S. 832-866. 43
9 W. W. (Pseudonym für W . P. Woronzow) — ein Ideologe der liberalen

Volkstümlerrichtung in den achtziger und neunziger Jahren des 19. Jahr-
hunderts. 45

10 Für „Mehrwert" gebraucht Lenin in den Arbeiten der neunziger Jahre
nebeneinander die Ausdrücke „swerchstoimost" und „pribawotschnaja stoi-
most". Später verwendet er nur noch den Ausdruck „pribawotschnaja stoi-
most".

In der Zeitschrift „Nautschnoje Obosrenije", in der die „Notiz zur
Frage der Theorie der Märkte" zum erstenmal veröffentlicht wurde, er-
setzte die Redaktion ohne Lenins Zustimmung den Ausdruck „stoimost"
durch den Ausdruck „zennost". In einer Anmerkung zu dem Artikel „Noch
einmal zur Frage der Realisationstheorie" unterstrich Lenin schon damals,
daß er mit der Redaktion in dieser Frage nicht einverstanden war. (Siehe
den vorliegenden Band, S. 65.) 45

11 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. II, Berlin 1953, S. 474/475. 47
12 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. III, Berlin 1953, S. 335/336 und

S. 886-907. 47

w Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. III, Berlin 1953, S. 272/273. 48
14 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. III, Berlin 1953, S. 336. 49
15 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. III, Berlin 1953, S. 277-279 . 49

16 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. III, Berlin 1953, S. 528. 49

« Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. II, Berlin 1953, S. 316. 50

18 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. II, Berlin 1953, S. 364-392. 51

19 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. II, Berlin 1953, S. 18. 54

20 „TJautsdmoje Obosrenije" (Wissenschaftliche Revue).— Monatsschrift, die
in Petersburg von 1894 bis 1903 erschien.

Lenin veröffentlichte in dieser Zeitschrift die Artikel „Notiz zur Frage
der Theorie der Märkte", „Noch einmal zur Frage der Realisationstheorie"
sowie „Eine unkritische Kritik". (Siehe den vorliegenden Band, S. 45—54
und 64—83 sowie Werke, 4. Ausgabe, Bd. 3, S. 537—559, russ.) 54



Anmerkungen 435

21 Siehe Karl Marx , „Das Kapital" , Bd. III, Berlin 1953, S. 7 7 3 - 7 7 5 . 56
22 „rNatsäialo" (Der Anfang) — literarisch-politische Monatsschrift der „lega-

len Marxis ten" , die in der ersten Hälfte des Jahres 1899 in Petersburg
unter der Redaktion von P . B. Struve, M . I. Tugan-Baranowski u. a. er-
schien. Die Zeitschrift veröffentlichte auch Arbeiten G. W . Plechanows,
W . I. Sassulitschs u . a . Sie wurde im Juni 1899 von der Zarenregierung
verboten. 56

23 Siehe Friedrich Engels, „Herrn Eugen Dührings Umwälzung der Wissen-
schaft CAnti-Dühring1)", Berlin 1954, S. 309. Lenin verweist hier auf das
von M a r x verfaßte Kapitel „Aus der ,Kritischen Geschichte '". (Siehe zwei-
ter Abschnitt, Kapitel X.) 65

21 Siehe Karl M a r x , „Das Kapital" , Bd. I, Berlin 1953, S.620. 65
25 Siehe Karl M a r x , „Das Kapital", Bd. II, Berlin 1953, S. 360/361. 66
26 Siehe Karl Marx , „Das Kapital", Bd. II, Berlin 1953, S. 3 6 2 - 3 9 4 . 66

« Siehe Karl Marx , „Das Kapital", Bd. II, Berlin 1953, S. 392. 68

28 Als vierten Band des „Kapitals" bezeichnet Lenin entsprechend einem Hin-
weis von Engels das W e r k „Theorien über den Mehrwer t" von M a r x . Im
Vorwort zum zweiten Band des „Kapitals" schrieb Engels: „Ich behalte
mir vor, den kritischen Teil dieses Manuskripts , nach Beseitigung der zahl-
reichen durch Buch II und III bereits erledigten Stellen, als Buch IV des
.Kapital ' zu veröffentlichen." (Karl Marx , „Das Kapital", Bd. II, Berlin
1953, S. 4.) 68

29 Siehe Karl M a r x , „Das Kapital" , Bd. III, Berlin 1953, S. 896. 68
30 Siehe Karl Marx , „Das Kapital", Bd. I, Berlin 1953, S.618/619. 68
31 Siehe Karl Marx , „Das Kapital" , Bd. III, Berlin 1953, S. 894/895. 69

32 Jieukantitxnertum — bürgerliche philosophische Richtung, die in der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts in Deutschland aufkam und die reaktionärsten,
idealistischen Thesen der Kantschen Philosophie wieder aufwärmte. Die
Neukant ianer kämpften unter der Losung „Zurück zu Kant !" gegen den
dialektischen und historischen Materialismus. In seinem Buch „Ludwig
Feuerbach und der Ausgang der klassischen deutschen Philosophie" be-
zeichnete Engels die Neukant ianer als „spintisierende eklektische Floh-
knacker" und stellte fest, daß ihre Philosophie „wissenschaftlich ein Rück-
schritt" ist. Die Neukant ianer in den Reihen der deutschen Sozialdemo-
kratie (E. Bernstein, K. Schmidt u. a.) unternahmen den Versuch, die
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marxistische Philosophie und die ökonomische Lehre von Marx sowie seine
Lehre vom Klassenkampf und von der Diktatur des Proletariats einer
Revision zu unterziehen. In Rußland waren die „legalen Marxisten", die
Sozialrevolutionäre und die Menschewiki Anhänger des Neukantianertums.
In seinem Buch „Materialismus und Empiriokritizismus" unterzieht Lenin
die reaktionäre Philosophie des Neukantianertums einer umfassenden
Kritik. 72

33 Lenin meint das 1895 in Petersburg legal erschienene Buch von G. W .
Plechanow (N . Beltow) „Zur Frage der Entwicklung der monistischen Ge-
schichtsauffassung" sowie ein weiteres Buch von ihm, „Beiträge zur
Geschichte des Materialismus", das 1896 in Stuttgart in deutscher Sprache
herauskam. 72

34 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. II, Berlin 1953, S. 474. 76
35 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. III, Berlin 1953, S. 885. 77
36 Lenin meint seine Arbeit „Der ökonomische Inhalt der Volkstümlerrichtung

und seine Kritik in dem Buch des Herrn Struve (Die Widerspiegelung des
Marxismus in der bürgerlichen Literatur)". (Siehe Werke, 4. Ausgabe,
Bd. 1,S. 315—484, russ.) SO

37 ^Majorat — Erbfolgeordnung für große Rittergüter, die sich in einigen kapi-
talistischen Ländern aus der Feudalzeit erhalten hat; beim Majorat geht
das Gut ungeteilt an den ältesten Sohn des Erblassers bzw. den Ältesten
der Familie über. 87

s s „Sbisn" (Das Leben) — Monatsschrift, die von 1897 bis 1901 in Peters-
burg, 1902 im Ausland erschien. Ab 1899 befand sich die Zeitschrift in den
Händen der „legalen Marxisten". 95

39 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. III, Berlin 1953, S. 665/666. 107
40 „TJidbtsalsfreihändler" (Freetrader) — Anhänger des Freihandels. In Eng-

land und Frankreich vertraten die Freihändler vorwiegend die Interessen
der industriellen Bourgeoisie. In den dreißiger und vierziger Jahren des
19. Jahrhunderts waren die Industriellen von Manchester die Hauptstütze
des Freihäridlertums in England, deshalb wurden die Freihändler auch
„Manchesterleute" genannt. Theoretisch begründet wurde das Freihänd-
lertum in den Schriften von A. Smith und D. Ricardo. 122

41 Es handelt sich um einen kritischen Artikel von Karl Marx über die
Schrift von E. de Girardin „Le socialisme et l'impot" („Der Sozialismus
und die Steuer"). (Siehe Gesammelte Schriften von Karl Marx und Fried-
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rieh Engels, 1841 bis 1850. Herausgegeben von Franz Mehring. Dritter
Band, Stuttgart 1913, S. 434—442.)

Der Artikel wurde in Heft 4 der Zeitschrift „Neue Rheinische Zeitung.
Politisch-ökonomische Revue", das Mai 1850 erschien, veröffentlicht. Die
Zeitschrift wurde 1850 von Marx in London herausgegeben und war die
Fortsetzung der „Neuen Rheinischen Zeitung". 127

42 Es handelt sich um das von einer Autorengruppe liberal-bürgerlicher und
volkstümlerischer Richtung unter der Redaktion von Prof. A. I. Tschuprow
und A. S. Posnikow (1897) verfaßte zweibändige Werk „Der Einfluß der
Ernten und Qetreidepreise auf einige Qebiete der russischen Volkswirt-
schaft". Lenin las dieses Werk in der Verbannung und kritisierte es in
seinem Buch „Die Entwicklung des Kapitalismus in Rußland". i30

43 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. III, Berlin 1953, S. 662-866. I3i

44 7ideikommiß — ein System der Erbfolge im Großgrundbesitz. Die Nut-
zung des Grundbesitzes geht beim Fideikommiß auf den ersten Sohn des
Erblassers über, ohne daß der Besitz ganz oder teilweise verpfändet, ge-
teilt oder veräußert (verkauft) werden darf.

Anerbenrecht — eine Art bäuerliches Fideikommiß, das dem Grundbe-
sitzer in der Verfügung über den zu vererbenden Grundbesitz etwas mehr
Freiheit läßt, aber gleichfalls die Teilung des Erbes verbietet. 137

45 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. III, Berlin 1953, S.687. 143
46 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. III, Berlin 1953, S. 273. 154
47 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. III, Berlin 1953, S. 336. 155

48 Der „Vrotest russischer Sozialdemokraten" wurde von Lenin 1899 in der
Verbannung geschrieben. Er war gegen das „Credo" gerichtet, das Mani-
fest einer Gruppe von „Ökonomisten" (S. N . Prokopowitsch, J. D. Kus-
kowa und andere, die später Kadetten wurden). Lenin erhielt das „Credo"
durch seine Schwester A. I. Jelisarowa und verfaßte daraufhin einen schar-
fen und anprangernden Protest.

Der „Protest" wurde in einer Beratung von siebzehn politisch verbann-
ten Marxisten, die Lenin in das Dorf Jermakowskoje, Minussinsker Bezirk,
einberief, erörtert und einstimmig angenommen. Die Kolonien der Ver-
bannten in Turuchansk und Orlow (Gouvernement Wjatka) schlössen sich
dem „Protest" an.

Der „Protest russischer Sozialdemokraten" wurde von Lenin an dieGruppe
„Befreiung der Arbeit" ins Ausland geschickt. Anfang 1900 wurde der

28 Lenin, Werke, Bd. 4
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„Protest" in dem gegen den Ökonomismus gerichteten, von G . W . Plecha-
now herausgegebenen Sammelband „Vademecum (Wegweiser. Die Red.)
für die Redaktion des ,Rabotscheje D e l o ' " veröffentlicht. 159

i9 Internationale Arbeiterassoziation — die von M a r x im Herbst 1864 in
London gegründete I. Internationale,- sie war die erste internationale Mas -
senorganisation des Proletariats. Un te r Überwindung der bürgerlichen Ein-
flüsse und der sektiererischen Tendenzen, die damals in der Arbeiterbe-
wegung vorherrschten (Trade-Unionismus in England, Proudhonismus und
Anarchismus in den romanischen Ländern) , vereinigte M a r x in den Reihen
der I. Internationale die fortschrittlichen Arbeiter der Länder Europas und
Amerikas und erreichte, daß auf einer Reihe von Kongressen der Inter-
nationale die Notwendigkeit des politischen Kampfes der Arbeiterklasse
für den Sozialismus anerkannt wurde. Die historische Bedeutung der
I. Internationale besteht darin, daß sie, wie Lenin sagte, „den Grundstein
der internationalen Organisation der Arbeiter zur Vorbereitung ihres revo-
lutionären Ansturms gegen das Kapital legte". Nach der Pariser Kommune
stand die Arbeiterklasse vor der Aufgabe, nationale Massenparteien der
Arbeiter auf dem Boden der von der I. Internationale angenommenen
Grundsätze zu schaffen. Die Organisationsform der I. Internationale jedoch
entsprach schon nicht mehr den neuen Aufgaben, und 1872 wurde sie auf
Initiative von M a r x aufgelöst. 168

50 Hernsteiniade (Bemsteinianertum) — eine dem Marxismus feindliche
Strömung in der internationalen Sozialdemokratie, die Ende des 19. Jahr-
hunderts in Deutschland entstand und nach dem deutschen Sozialdemo-
kraten Eduard Bernstein benannt wurde. Bernstein forderte eine Revision
der revolutionären Lehre von M a r x im Geiste des bürgerlichen Libera-
lismus.

Anhänger Bernsteins in Rußland waren die „legalen Marxis ten", die
„Ökonomisten", die Bundisten und die Menschewiki. 169

51 Siehe Karl Marx , „Das Elend der Philosophie", Zweites Kapitel, § 5,
„Streiks und Arbeiterkoalitionen", Berlin 1952, S. 185—194. 169

52 Lenin kritisiert hier die bekannte These der Lassalleaner, wonach der
Arbeiterklasse gegenüber alle anderen Klassen nur eine reaktionäre Masse
sind. Diese These fand Aufnahme ins Programm der deutschen Sozial-
demokraten, das 1875 auf dem Parteitag in Gotha bei der Vereinigung der
beiden bis dahin getrennt bestehenden deutschen sozialistischen Parteien,
der Eisenacher und der Lassalleaner, beschlossen wurde.
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Karl Marx entlarvte den antirevolutionären Charakter dieser These in
der „Kritik des Gothaer Programms". (Siehe Karl Marx und Friedrich
Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. II, Berlin 1953, S. 18 bis
19.) 170

53 Der „'Nordbund russischer Arbeiter", der 1878 in Petersburg gegründet
wurde, war eine der ersten revolutionären politischen Organisationen der
Arbeiterklasse in Rußland. An der Spitze des Bundes standen der Tischler
Stepan Chalturin und der Schlosser Wiktor Obnorski. Der Bund leitete
Arbeiterstreiks und gab eine Reihe Proklamationen an die Streikenden her-
aus. Er zählte etwa 200 Mitglieder. Im Jahre 1879 wurde der Bund durch
die Zarenregierung zerschlagen. Die in Freiheit verbliebenen Mitglieder
des Bundes gaben im Februar 1880 eine Nummer der ersten russischen
Arbeiterzeitung, der „Rabotschaja Sarja" (Morgenröte des Arbeiters) her-
aus. 171

54 Der „Südrussisdhe Arbeiterbund", gegründet 1875 in Odessa von J. O.
Saslawski, war die erste revolutionäre politische Arbeiterorganisation Ruß-
lands. Nach acht- bis neunmonatigem Bestehen wurde der Bund von der
Zarenregierung zerschlagen. 171

55 „Rabotsdbaja JAysX" (Arbeitergedanke) — Zeitung der „Ökonomisten", die
von Oktober 1897 bis Dezember 1902 erschien. Insgesamt kamen sechzehn
Nummern heraus. Redigiert wurde sie von K. M . Tachtarew u. a.

Eine Kritik der Ansichten der „Rabotschaja Mysl" als einer russischen
Abart des internationalen Opportunismus gab Lenin in Artikeln, die in der
„Iskra" veröffentlicht wurden, und in seinem Werk „Was tun?" . 172

56 .St. Peterburgski Rabotsdhi üstok" (St. Petersburger Arbeiterblatt) - ille-
gale Zeitung, Organ des Petersburger „Kampfbundes zur Befreiung der
Arbeiterklasse". Es erschienen zwei Nummern: Nr . 1 im Februar (datiert
Januar) 1897, von der in Rußland auf einem Mimeographen 300 bis 400
Exemplare hergestellt wurden, und Nr . 2 im September 1897 in Genf. 172

57 „JLabotsdhaja Qaseta" (Arbeiterzeitung) — illegales Organ der Kiewer
Gruppe der Sozialdemokraten. Es erschienen zwei Nummern: N r . 1 im
August 1897 und Nr . 2 im Dezember (datiert November) desselben Jah-
res. Auf dem I. Parteitag der SDAPR wurde die „Rabotschaja Gaseta" als
offizielles Organ der Partei anerkannt. Nach dem Parteitag erschien die
Zeitung nicht mehr, da die Druckerei von der Polizei ausgehoben und die
Mitglieder des Zentralkomitees verhaftet worden waren, ü b e r die im Jahre

28*
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1899 unternommenen Versuche, sie wieder neu herauszugeben, siehe den
vorliegenden Band, S. 201—203. 173

58 Der /. Parteitag der ST>A?R fand im M ä r z 1898 in Minsk statt. Am Par-
teitag nahmen 9 Delegierte teil, die 6 Organisationen vertraten: den Pe-
tersburger, den Moskauer, den Jekaterinoslawer und den Kiewer „Kampf-
bund zur Befreiung der Arbeiterklasse", die Gruppe der Kiewer „Rabo-
tschaja Gaseta" und den „Bund".

Der Parteitag wählte ein Zentralkomitee, bestätigte die „Rabotschaja
Gaseta" als offizielles Parteiorgan, veröffentlichte das „Manifest" und er-
klärte den „Auslandsbund russischer Sozialdemokraten" zum Vertreter der
Partei im Ausland. Bald nach dem Parteitag wurde das Zentralkomitee
verhaftet.

Die Bedeutung des I. Parteitages der SDAPR bestand darin, daß er in
seinen Beschlüssen und in seinem .„Manifest" die Gründung der Sozial-
demokratischen Arbeiterpartei Rußlands proklamierte. 173

69 „Volksurille" (Narodnaja Wolja) — Geheimbund der Volkstümler, wurde
1879 zum revolutionären Kampf gegen die zaristische Selbstherrschaft or-
ganisiert.

Bald nach der Ermordung des Zaren Alexander II. (1 . (13-) M ä r z
1881) durch Mitglieder des „Volkswillen" wurde die Organisation von
der Zarenregierung zerschlagen. Die meisten Volkstümler sagten sich hier-
nach vom revolutionären Kampf gegen den Zarismus los und predigten
Versöhnung und Verständigung mit der zaristischen Selbstherrschaft. Diese
Epigonen der Volkstümlerrichtung, die liberalen Volkstümler der achtziger
und neunziger Jahre des 19. Jahrhunderts, wurden zu Wortführern der
Kulakeninteressen.

Eine Einschätzung der Tätigkeit des „Volkswillen" findet sich im ersten
Kapitel der „Geschichte der KPdSU(B), Kurzer Lehrgang". 174

60 W . I. Lenins Rezension über das Buch von S. N . Prokopowitsch „Die Ar-
beiterbewegung im Westen" wird nach einem unvollständigen Manuskript
veröffentlicht. Im Archiv des Marx-Engels-Lenin-Stalin-Instituts (Moskau)
sind nur die Seiten 4—15 des Manuskripts vorhanden. Der Anfang des
Manuskripts ist bisher nicht aufgefunden worden. 176

61 „TJowoje Wremja" (Neue Zeit) — Zeitung, die von 1868 bis Oktober 1917
in Petersburg erschien. Z u Beginn gemäßigt liberal, wurde sie ab 1876 zum
Organ reaktionärer Kreise des Adels und der beamteten Bürokratie. Die
Zeitung bekämpfte nicht nur die revolutionäre, sondern auch die bürger-
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lich-liberale Bewegung. Ab 1905 wurde sie ein Organ der Schwarzhunder-
ter. 185

62 „Zur Xritik" — Anfang des Titels „Zur Kritik der politischen Ökonomie"
von Karl Marx . (Siehe Neuausgabe, Berlin 1951.) Lenin bezieht sich hier
auf die russische Ausgabe des Buches von 1896. 189

63 Lenin meint das von Karl Marx und Friedrich Engels verfaßte, im Jahre
1848 erschienene „Manifest der Kommunistischen Partei". (Siehe Neuaus-
gabe, Berlin 1954.) 190

64 Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei
Bänden, Bd. I, Berlin 1953, S. 340. 190

65 Siehe Karl M a r x und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei
Bänden, Bd. I, Berlin 1953, S. 340. i90

66 Die Artikel „Unser Trogramm", /Unsere nädbste Aufgabe" und „Eine
dringende Trage" wurden von Lenin in der Verbannung geschrieben. Sie
waren für die „Rabotschaja Gaseta" bestimmt, die auf dem I. Parteitag
der SDAPR als das offizielle Parteiorgan anerkannt worden war. Im Jahre
1899 wurde der Versuch gemacht, die Zeitung neu herauszugeben,- die
Redakteurgruppe wandte sich an Lenin mit dem Vorschlag, die Redaktion
der Zeitung zu übernehmen, und später mit der Aufforderung, an der Zei-
tung mitzuarbeiten. Die Artikel wurden von Lenin zusammen mit dem
Brief an die Redakteurgruppe abgeschickt. Es gelang nicht, die Zeitung neu
herauszubringen, und die Artikel blieben unveröffentlicht. 199

67 Die russischen Opportunisten — die „Ökonomisten" und die Bundisten —
erklärten sich mit den revisionistischen Ansichten Bernsteins solidarisch. In
seinem Buch „Die Voraussetzungen des Sozialismus" gab Bernstein deren
Zustimmung zu seinen Ansichten als Zustimmung der Mehrheit der rus-
sischen Sozialdemokraten aus. 202

68 Es handelt sich um die Spaltung, die in der ersten Konferenz des „Aus-
landsbundes russischer Sozialdemokraten" im November 1898 in Zürich
erfolgte. Der Grund für die Spaltung war, daß sich die Mehrheit der Mit-
glieder des Auslandsbundes (die sogenannten „Jungen") dem „Ökonomis-
mus" anschloß. Aus diesem Grunde lehnte es die Gruppe „Befreiung der
Arbeit" zuerst ab, die Veröffentlichungen des Auslandsbundes zu redi-
gieren, und trennte sich später ganz von ihm. 202

69 Der Sammelband „Der proletarische Kampf" N r . 1, herausgegeben von
der „Uraler sozialdemokratischen Gruppe", wurde 1899 in der Druckerei
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der Gruppe gedruckt. Die auf dem Boden des „Ökonomismus" stehenden
Verfasser des Sammelbands bestritten die Notwendigkeit , eine selbständige
politische Partei der Arbeiterklasse zu schaffen, und waren der Ansicht,
daß die politische Revolution mittels des Generalstreiks gemacht werden
könne. Eine Charakteristik und Einschätzung der von den Autoren des
Sammelbands vertretenen Ansichten findet man in Kapitel IV von Lenins
W e r k „Was t o n ? " . 202

70 Es handelt sich um den „Entwurf eines Programms unserer Partei". (Siehe
den vorliegenden Band, S. 221—248.) 202

71 Gemeint ist der II. Partei tag der SDAPR, der für das Frühjahr 1900 ein-
berufen werden sollte. W i e Lenin über die Einberufung des Parteitages zu
diesem Zeitpunkt dachte, dazu siehe den vorliegenden Band, S. 319/320
und 350/351. 202

72 7. P. — eines der Pseudonyme Lenins. 203

73 Gemeint ist der Artikel von G. W . Plechanow, „Bernstein und der Materia-
lismus", der Juli 1898 in N r . 44 der deutschen sozialdemokratischen Zeit-
schrift „Die N e u e Zei t" veröffentlicht wurde. Siehe auch G. W . Plechanow,
Werke , Bd. XI, 1928, S. 1 3 - 2 6 , russ. 205

74 Der Parteitag der deutschen Sozialdemokratie in Hannover fand vom 9.
bis zum 14. Oktober 1899 statt. In der Hauptfrage der Tagesordnung „Die
Angriffe auf die Grundanschauungen und die taktische Stellungnahme der
Par te i" nahm der Partei tag gegen die revisionistischen Ansichten Bern-
steins Stellung, unterzog jedoch das Bernsteinianertum keiner gründlichen
Kritik. 205

75 Gemeint ist das Qesetz vom 2. (14.) Juni 1897, das den Arbeitstag in Indu-
striebetrieben und Eisenbahnwerkstätten auf 11 Yi Stunden festsetzte. Vor
diesem Gesetz war der Arbeitstag in Rußland nicht beschränkt und dauerte
bis zu 14 und 15 Stunden. Unter dem Druck der vom Leninschen „Kampf-
bund zur Befreiung der Arbeiterklasse" geführten Arbeiterbewegung sah
sich die Zarenregierung genötigt, das Gesetz vom 2. Juni 1897 zu erlassen.
Lenin ha t das Gesetz in der Broschüre „Das neue Fabrikgesetz" (siehe
Werke , 4. Ausgabe, Bd. 2, S. 243—291, russ.) ausführlich analysiert und
kritisiert. 208

76 Siehe Karl M a r x und Friedrich Engels, „Manifest der Kommunistischen
Parte i" , Berlin 1954, S. 18. 210



Anmerkungen 443

77 Das Ausnahmegesetz gegen die Sozialisten -wurde 1878 in Deutsch-
land erlassen. Durch dieses Gesetz worden alle Organisationen der
Sozialdemokratischen Partei, alle Massenorganisationen der Arbeiter
und die Arbeiterpresse verboten. Sozialistische Schriften wurden beschlag-
nahmt, die Ausweisung von Sozialdemokraten begann. Un te r dem Druck
der Massenbewegung der Arbeiter wurde das Sozialistengesetz 1890 auf-
gehoben. 218

7 8 „Vorwärts" — das Zentralorgan der deutschen Sozialdemokratie. Die Zei-
tung erschien erstmalig 1876 unter der Redaktion von Wilhelm Liebknecht
u. a. In der Zei tung führte Friedrich Engels einen Kampf gegen alle Er-
scheinungsformen des Opportunismus. Angefangen von der zweiten Hälfte
der neunziger Jahre , nach dem Tode von Friedrich Engels, brachte der
„Vorwärts" systematisch Artikel von Opportunisten, die die deutsche
Sozialdemokratie und die II. Internationale beherrschten. 218

79 Hier fehlt ein Teil des Manuskripts . 220

80 De r „Entwurf eines Programms unserer 'Partei" wurde von Lenin in der
Verbannung geschrieben. Davon zeugen die von Lenin auf dem Manu-
skript eingetragene Jahreszahl „[1899]" sowie der Brief an die Redakteur-
gruppe der „Rabotschaja Gaseta" . (Siehe den vorliegenden Band, S. 202.)
221

8 1 Siehe Karl Marx , „Kritik des Gothaer Programms", in Karl M a r x und
Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. II, Berlin 1953,
S. 9. 223

8 2 Siehe Karl Marx , „Das Kapital", Bd! I, Hamburg 1872, S. 793 oder Ber-
lin 1953, S. 803. 228

83 Das „Erfurter Programm" der deutschen Sozialdemokratie wurde auf dem
Erfurter Partei tag im Oktober 1891 an Stelle des Gothaer Programms von
1875 angenommen, dessen Fehler Karl M a r x in seiner „Kritik des Gothaer
Programms" aufgedeckt hat te . 22S

84 Lenin meint die „Provisorischen Bestimmungen über die Ableistung der
Militärpflicht durch die Studierenden der Hochschulen, die aus selbigen
Institutionen wegen gemeinsamer Unruhestiftung relegiert werden". Auf
Grund dieser am 29. Juli (10. August) 1899 erlassenen Bestimmungen wur-
den Studenten, die an Kundgebungen gegen das in- den Hochschulen ein-
geführte Polizeiregime teilgenommen hatten, von den Universitäten rele-
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giert und für einen Zeitraum von einem bis zu drei Jahren als gemeine
Soldaten in die zaristische Armee eingezogen. Die Studenten aller Hoch-
schulen Rußlands forderten die Aufhebung der provisorischen Bestimmun-
gen. (Siehe Lenins Artikel „Zwangsrekrutierung von 183 Studenten", vor-
liegender Band, S. 416—421.) 231

8 5 Servitut — eine Form des Nutzungsrechts an fremdem Eigentum. Im vor-
liegenden Fall meint Lenin die Überreste der Leibeigenschaftsverhältnisse
in den Westgebieten Rußlands. Für das Recht auf Benutzung der gemein-
samen Wege, Wiesen, Weiden, Viehtränken usw. mußten die Bauern nach
der Reform von 1861 zusätzliche Dienste zugunsten der Gutsherren leisten.
239

86 Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei
Bänden, Bd. I, Berlin 1953, S. 309/310. 241

87 Der Petersburger „Xampfbund zur Befreiung der Arbeiterklasse" wurde
von Lenin im Herbst 1895 organisiert. Der Kampfbund vereinigte alle
marxistischen Arbeiterzirkel in Petersburg. An der Spitze des Kampfbundes
stand die von Lenin geleitete Zentrale Gruppe. Der Kampfbund verwirk-
lichte erstmalig in Rußland die Vereinigung des Sozialismus mit der Arbei-
terbewegung, den Übergang von der Propaganda des Marxismus in einem
Ideinen Kreise fortgeschrittener Arbeiter zur politischen Agitation in den
breiten Massen der Arbeiterklasse.

„DieBedeutung des Petersburger .Kampfbundes zurBefreiung der Arbei-
terklasse' bestand darin, daß er, nach einem Ausspruch Lenins, der erste
bedeutsame Keim einer revolutionären Partei war, die sidb auf die Arbeiter-
bewegung stützt." („Geschichte der KPdSU(B), Kurzer Lehrgang", Berlin
1954, S. 26.) 250

88 Der Kiewer „Xampfbund zur Befreiung der Arbeiterklasse" wurde im
M ä r z 1897 unter dem Einfluß des Petersburger Kampfbundes organisiert.
Der Kiewer Kampfbund nahm aktiv an der Vorbereitung des ersten Partei-
tages der SDAPR teil. 250

89 Der „Bund" („Allgemeiner Jüdischer Arbeiterverband in Litauen, Polen
und Rußland") wurde 1897 gegründet und vereinigte hauptsächlich jüdische
Handwerker in den Westgebieten Rußlands. Auf dem I. Parteitag der
SDAPR im März 1898 schloß sich der „Bund" der SDAPR an. Auf dem
II. Parteitag der SDAPR erhoben die Bundisten die Forderung, der „Bund"
solle als einziger Vertreter des jüdischen Proletariats anerkannt werden.
Nachdem der Parteitag den organisatorischen Nationalismus der Bundisten
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abgelehnt hatte, trat der „Bund" aus der Partei aus. Im Jahre 1906, nach
dem IV. („Vereinigungs"-) Parteitag kehrte der „Bund" in die SDAPR
zurück.

Die Bundisten unterstützten stets die Menschewiki und führten einen un-
unterbrochenen Kampf gegen die Bolschewiki. Formal zur SDAPR ge-
hörend, war der „Bund" eine Organisation bürgerlich-nationalistischen
Charakters. Der Programmforderung der Bolschewiki — Recht der Natio-
nen auf Selbstbestimmung — stellte der „Bund" die Forderung nach kultu-
reller nationaler Autonomie entgegen. Während des ersten Weltkriegs von
1914 bis 1918 standen die Bundisten auf dem Boden des Sozialchauvinis-
mus,- im Jahre 1917 unterstützte der „Bund" die konterrevolutionäre Pro-
visorische Regierung und kämpfte auf Seiten der Feinde der Sozialistischen
Oktoberrevolution. In den Jahren des Bürgerkriegs schlössen sich namhafte
Bundisten den Kräften der Konterrevolution an. Zur gleichen Zeit begann
in den Reihen der einfachen Mitglieder des „Bund" ein Umschwung zu-
gunsten einer Zusammenarbeit mit der Sowjetmacht. Als der Sieg der
Diktatur des Proletariats über die innere Konterrevolution und die aus-
ländischen Interventen klar entschieden war, erklärte der „Bund", daß er
sich vom Kampf gegen die Sowjetmacht lossage. Im März 1921 löste sich
der „Bund" selbst auf, ein Teil seiner Mitglieder trat nach den allgemein
geltenden Bestimmungen individuell in die KPR(B) ein. Unter den in die
Partei eingetretenen Bundisten befanden sich Doppelzüngler, die in die
Partei gegangen waren, um sie von innen zu unterminieren; sie wurden
später als Volksfeinde entlarvt. 250

90 Es handelt sich um L. Martows Broschüre „Das rote Banner in Rußland",
die Oktober 1900 im Ausland erschien. 252

91 „Sozialdemokrat" — Sammelband (literarisch-politische Rundschau), der
von der Gruppe „Befreiung der Arbeit" in den Jahren 1890 bis 1892 im
Ausland herausgegeben wurde; es erschienen 4 Bände.

Die von Lenin erwähnten Artikel Plechanows erschienen unter dem ge-
meinsamen Titel „N. G. Tschernyschewski" 1890 in den Nummern 1 bis 3
und 1892 in Nr . 4. 265

92 Bahhikin — Gestalt aus M . J. Saltykow-Schtschedrins Werk „Eine zeit-
genössische Idylle"; liberaler Phrasendrescher, Abenteurer und Lügner. 273

93 „Moskowskije Wedomosii" (Moskauer Nachrichten) — im Jahre 1756 ge-
gründete Zeitung; seit den sechziger Jahren des 19. Jahrhunderts vertrat
die Zeitung die Ansichten der reaktionärsten monarchistischen Kreise der
Gutsbesitzer und der Geistlichkeit; ab 1905 war sie eins der wichtigsten
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Presseorgane der Schwarzhunderter. Erschien bis zur Oktoberrevolution
1917. 284 . • .

94 „Qrasbdanin" (Der Staatsbürger) — reaktionäre Zeitung, die von 1872
bis 1914 in Petersburg erschien. Seit den achtziger Jahren des 19. Jahr-
hunderts war sie das Organ der extremen Monarchisten. Die Existenz-
mittel der Zeitung waren in der Hauptsache Subsidien, die sie von der
Zarenregierung erhielt. 284

95 Johann von Kronstadt (I. I. Sergejew) — Geistlicher am Kronstädter Dom;
ein Dunkelmann, der sich durch seine Pogromhetze gegen die nichtrussi-
schen Nationalitäten traurigen Ruhm erwarb. 285

96 Den Artikel „Tiber Streiks" schrieb Lenin in der Verbannung für die
„Rabotschaja Gaseta". (Siehe den vorliegenden Band, S. 201, „Brief an die
Redakteurgruppe".) Im Archiv des Marx-Engels-Lenin-Stalin-Instituts
(Moskau) befindet sich lediglich der erste Teil des Artikels. Ob die beiden
anderen Teile gesdirieben worden sind, konnte nicht festgestellt werden. 305

97 Lenin zitiert das Buch von Friedrich Engels „Die Lage der arbeitenden
Klasse in England". (Siehe Neuausgabe, Berlin 1952, S. 277/278.) 311

9S „Jskra" (Der Funke) — die erste gesamtrussische illegale marxistische Zei-
tung, die 1900 von Lenin gegründet wurde. Die Schaffung dieses Kampf-
organs der revolutionären Marxisten war „das Hauptglied in der Kette der
Glieder und die Hauptaufgabe in der Kette der Aufgaben, vor denen die
Partei damals stand" (Stalin).

Da es wegen der polizeilidien Verfolgungen unmöglich war, in Rußland
eine revolutionäre Zeitung herauszugeben, hatte Lenin bereits in der sibiri-
schen Verbannung in allen Einzelheiten den Plan durchdacht, sie im Aus-
land erscheinen zu lassen. Nach Beendigung seiner Verbannung im Januar
1900 ging Lenin unverzüglich daran, seinen Plan zu verwirklichen.

Die erste Nummer der Leninschen „Iskra" erschien am 11. (24.) Dezem-
ber 1900 in Leipzig, die folgenden Nummern erschienen in München, ab
April 1902 in London und ab Frühjahr 1903 in Genf.

Der Redaktion der „Iskra" gehörten an : W . I. Lenin, G. W . Plechanow,
J. O. Martow, P. B. Axelrod, A. N . Potressow und W. I. Sassulitsch. Ab
Frühjahr 1901 war N . K. Krupskaja Redaktionssekretärin. Faktisch war
Lenin der Chefredakteur und Leiter d(X „Iskra". Er veröffentlichte in der
„Iskra" Artikel über alle grundlegenden Fragen des Parteiaufbaus und des
proletarischen Klassenkampfes und nahm zu den wichtigsten internationa-
len Ereignissen Stellung.
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In einer Reihe von Städten Rußlands (Petersburg, Moskau u. a.) wurden
Gruppen und Komitees der SDAPR geschaffen, die sich zur Leninschen
„Iskra"-Richtungbekannten.InTranskaukasien wurden die Ideen der „Iskra"
von der Zeitung „Brdsola" (Der Kampf) vertreten, der ersten illegalen
georgischen Zeitung der Tifliser sozialdemokratischen Organisation, ihrer
Leninschen „Iskra"-Gruppe. Der Begründer und Leiter der Leninschen
„Iskra"-Organisationen in Transkaukasien war J. W. Stalin in Zusammen-
arbeit mit W. S. Kezchoweli, A. G. Zulukidse und W. K. Kurnatowski.

Die „Iskra"-Organisationen entstanden und arbeiteten unter der unmittel-
baren Leitung der von Lenin und Stalin herangebildeten Berufsrevolutio-
näre (N. E. Bauman, I. W. Babuschkin, S. I. Gussew, M. I. Kalinin u. a.).

Auf Initiative Lenins und unter seiner unmittelbaren Teilnahme arbeitete
die Redaktion der „Iskra" den Entwurf eines Parteiprogramms aus (ver-
öffentlicht in Nr. 21 der „Iskra") und bereitete den II. Parteitag der
SDAPR vor, der im Juli-August 1903 stattfand. Als der Parteitag zusam-
mentrat, hatten sich die meisten lokalen sozialdemokratischen Organisa-
tionen Rußlands der „Iskra" angeschlossen; sie billigten ihre Taktik, ihr
Programm und ihren Organisationsplan und erkannten sie als ihr leiten-
des Organ an. In einem besonderen Beschluß unterstrich der Parteitag die
außerordentliche Bedeutung der „Iskra" im Kampf für die Partei und er-
klärte sie zum Zentralorgan der SDAPR.

Auf dem II. Parteitag wurden Lenin, Plechanow und Martow zu Redak-
teuren gewählt. Trotz des Parteitagsbeschlusses lehnte Martow es jedoch
ab, in die Redaktion einzutreten, so daß die Nummern 46—51 der „Iskra"
unter der Redaktion Lenins und Plechanows erschienen. Später ging Plecha-
now zum Menschewismus über und forderte die Aufnahme aller alten,
vom Parteitag abgelehnten menschewistischen Redakteure in die Redaktion
der „Iskra". Hiermit konnte sich Lenin nicht einverstanden erklären. Er
trat am 19. Oktober (1. November) 1903 aus der Redaktion der „Iskra"
aus, um sich im Zentralkomitee der Partei eine feste Position zu sichern
und von dieser Position aus die opportunistischen Menschewiki zu bekämp-
fen. Nr. 52 erschien unter der alleinigen Redaktion Plechanows. Am 13.
(26.) November 1903 kooptierte Plechanow eigenmächtig unter Verlet-
zung des Willens des Parteitages die früheren menschewistischen Redakteure
in die Redaktion der „Iskra". Von Nr. 52 der „Iskra" angefangen, ver-
wandelten die Menschewiki die „Iskra" in ihr Organ.

„Seit dieser Zeit spricht man in der Partei von der alten ,Iskra' als der
Leninschen, bolschewistischen ,Iskra' und von der neuen ,Iskra' als der
menschewistischen, opportunistischen ,Iskra'." („Geschichte der KPdSU(B),
Kurzer Lehrgang", Berlin 1954, S, 58.) 3i6
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99 „Sarja" (Die Morgenröte) — von der Redaktion der „Iskra" in den Jahren
1901 und 1902 in Stuttgart herausgegebene marxistische wissenschaftlich-
politische Zeitschrift. In der „Sarja" wurden folgende Arbeiten Lenins ver-
öffentlicht: „Zufällige Notizen", „Die Hetze gegen das Semstwo und die
Hannibale des Liberalismus", die ersten vier Kapitel des Werkes „Die
Agrarfrage und die , Marxkritiker'" (unter dem Titel „Die Herren,Kritiker'
in der Agrarfrage"), „Innerpolitische Rundschau" und „Das Agrarpro-
gramm der russischen Sozialdemokratie". Insgesamt erschienen 4 Nummern
(3 Hefte) der „Sarja": Nr . 1 im April 1901 (tatsächlich erschien Nr . 1 am
23.März n. St.), Nr .2/3 im Dezember 1901 und Nr .4 im August 1902.316

1 0 0 Lenin meint die Anfang 1900 in Genf veröffentlichte „Mitteilung der
Qruppe Befreiung der Arbeit' über die'Wiederaufnähme ihrerTublikations-
tätigkeit". Die Mitteilung erfolgte nach dem Erscheinen des von Lenin
verfaßten Artikels „Protest russischer Sozialdemokraten". Die Gruppe
„Befreiung der Arbeit" erklärte sich in dem erwähnten Dokument mit dem
in Lenins Protest ergangenen Aufruf zum entschiedenen Kampf gegen den
Opportunismus in der russischen und internationalen Sozialdemokratie
solidarisch. 3IS

1 0 1 Lenin meint die Sozialdemokraten, die sich um die Zeitung „Jushny Ra-
botschi" (Arbeiter des Südens) gruppierten, den „Bund" und den „Aus-
landsbund russischer Sozialdemokraten", dessen Leitung inzwischen von
der Gruppe „Befreiung der Arbeit" auf die „Jungen", die Anhänger des
„Ökonomismus", übergegangen war. Diese Organisationen wollten den
II. Parteitag am 6.(19.) Mai 1900 in Smolensk zusammentreten lassen.
Der Parteitag sollte das Zentralkomitee und die Redaktion der „Rabo-
tschaja Gaseta" wählen, damit diese Zeitung wieder als offizielles Partei-
organ erscheinen könne. Der Vertreter der Gruppe des „Jushny Rabotschi",
I. Ch. Lalajanz, führte im Februar 1900 in Moskau über diese Frage mit
Lenin Verhandlungen. Namens der Initiatoren der Einberufung des Par-
teitags schlug Lalajanz Lenin und seiner Gruppe vor, kollektiv die Redak-
tion der „Rabotschaja Gaseta" zu übernehmen. Lenin wies Lalajanz darauf
hin, daß ein Parteitag verfrüht und nicht genügend vorbereitet sei. Da
Lenin aber dennoch mit der Möglichkeit einer Einberufung des Parteitages
rechnete, schrieb er im Namen der Gruppe der künftigen „Iskra" einen
Bericht an den Parteitag. Ferner erhielt er von der Gruppe „Befreiung der
Arbeit" das Mandat, diese Gruppe auf dem Parteitag zu vertreten. Infolge
einer Reihe von Verhaftungen fand der Parteitag nicht statt, ü b e r die Um-
stände, unter denen der Parteitag vorbereitet wurde, schreibt Lenin in
Kapitel V, seines Werkes „Was tun?". 319
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102 An dem Entwurf eines Programms der Sozialdemokratischen Partei be-
gann Lenin im Gefängnis in den Jahren 1895 und 1896 zu arbeiten. (Siehe
„Entwurf und Erläuterung des Programms der Sozialdemokratischen Par-
tei", Werke, 4. Ausgabe, Bd. 2, S. 77-104 , russ.) Ende 1899, in der Ver-
bannung, schrieb Lenin den zweiten „Entwurf eines Programms unserer
Partei". (Siehe den vorliegenden Band, S. 221—248.) Der Entwurf eines
Parteiprogramms wurde auf Lenins Vorschlag von den Redaktionen der
„Iskra" und der „Sarja" für den II. Parteitag der SDAPR ausgearbeitet,
in Nr. 21 der „Iskra" vom l . Juni 1902 veröffentlicht und später vom
II. Parteitag der SDAPR im August 1903 angenommen. 32 i

103 Lenin führt die Hauptthese der von Karl Marx verfaßten „Allgemeinen
Statuten der Internationalen Arbeiterassoziation" (I. Internationale) an.
(Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei
Bänden, Bd. I, Berlin 1953, S. 360.) 323

104 Gemeint ist die Spaltung im „Auslandsbund russischer Sozialdemokraten"
in der II. Konferenz des Auslandsbundes im April 1900. Der Auslands-
bund, der vom I. Parteitag der SDAPR als Auslandsvertreter der Partei
anerkannt worden war, stand in seiner Mehrheit auf dem Boden des „Öko-
nomismus". Deshalb verließen die Gruppe „Befreiung der Arbeit" und
ihre Anhänger die Konferenz, brachen die organisatorischen Beziehungen
zum Auslandsbund ab und konstituierten sich als selbständige Auslands-
organisation unter der Bezeichnung „Russische revolutionäre Organisation
Sozialdemokrat'". 328

105 G. W. Plechanow wollte durch die Erklärung, ihm sei 1895 „befohlen"
worden, auf P. B. Struve „nicht zu schießen" (hier handelt es sich um eine
Anspielung auf A. N . Potressow), seine versöhnlerische Haltung gegenüber
dem revisionistischen Auftreten der „legalen Marxisten" rechtfertigen.
Lenin erachtete das Verhalten Plechanows, der die bürgerlich-liberalen
Ansichten Struves nicht nur nicht kritisierte, sondern sogar noch vertei-
digte, für falsch. 331

106 Lenin meint den Artikel P. B. Struves „Noch einmal über Freiheit und
Notwendigkeit", der 1897 in Nr . 8 der Zeitschrift „Nowoje Slowo" ver-
öffentlicht worden war. In diesem Artikel trat Struve offen gegen die marxi-
stische Lehre von der proletarischen Revolution auf. W. I. Lenin schrieb
am 27. Juni (9. Juli) 1899 an A. N . Potressow: „Ich begreife nur eins
nicht, wie konnte Kamenski (Plechanow. "Die Red.) die Artikel Struves und
Bulgakows gegen Engels im ,Nowoje Slowo' unbeantwortet lassen! Kön-
nen Sie mir das nicht erklären?"
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„TJowoje Slowo" (Neues Wort)— wissenschaftlich-literarische und politi-
sche Monatsschrift, die ab 1894 in Petersburg von den liberalen Volkstüm-
lern und ab Frühjahr 1897 von den „legalen Marxisten" herausgegeben
wurde. Im „Nowoje Slowo" wurden zwei Artikel Lenins veröffentlicht:
„Zur Charakteristik des ökonomischen Romantizismus" und „Anläßlich
einer Zeitungsnotiz". (Siehe Werke, 4. Ausgabe, Bd. 2, S. 111—242 und
292—298, russ.) Auch G. W. Plechanow und A. M. Gorki waren Mitarbeiter
der Zeitschrift. Im Dezember 1897 wurde die Zeitschrift von der Regie-
rung verboten. 331

107 Es handelt sich um den Sammelband von Materialien und Dokumenten
„Vademecum (Wegweiser. Die Red.) für die Redaktion des ,Rabotscheje
Delo'" (1900), worin G. W. Plechanow neben anderen Dokumenten drei
Privatbriefe veröffentlichte, die von Z. M. Kopelson, einem Bundisten, und
J. D. Kuskowa, einer der führenden Persönlichkeiten der „Ökonomisten",
geschrieben waren. 331

108 „Unser Dritter" — J. O. Martow, der sich während der Verhandlungen
W. I. Lenins und A. N . Potressows mit der Gruppe „Befreiung der Arbeit"
in Südrußland befand und im März 1901 ins Ausland kam. 332

109 „Bobo" — P. B. Struve. 333
110 „Die 'Neue Zeit" — Zeitschrift der deutschen Sozialdemokratie, die von

1883 bis 1923 in Stuttgart erschien. In den Jahren 1885—1895 veröffent-
lichte „Die Neue Zeit" einige Artikel von Friedrich Engels. Dieser gab der
Redaktion der Zeitschrift oft Ratschläge und kritisierte sie scharf wegen
ihrer Abweichungen vom Marxismus. Angefangen von der zweiten Hälfte
der neunziger Jahre, nach dem Tode von Friedrich Engels, vertrat die Zeit-
schrift Kautskysche Auffassungen und veröffentlichte systematisch Artikel
von Revisionisten. Während des ersten Weltkriegs (1914—1918) bezog sie
einen zentristischen Standpunkt, wodurch sie faktisch die Sozialchauvini-
sten unterstützte. 334

111 Gemeint sind frühere Mitglieder des „Auslandsbundes russischer Sozial-
demokraten", die nach der Spaltung in der II. Konferenz des Auslands-
bundes im April 1900 mit seiner opportunistischen Mehrheit brachen und
der von der Gruppe „Befreiung der Arbeit" neugeschaffenen Organisation
„Sozialdemokrat" beitraten. 336

112 „Apparences wahren" — den Schein des Anstands wahren. 345
113 Ttf. — Nürnberg, wo sich Lenin nach der Beratung der „Iskra"-Gruppe mit

der Gruppe „Befreiung der Arbeit" auf der Reise von Genf nach München
aufhielt. 346
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114 Der „ Entwurf einer Vereinbarung" zwischen der Leninschen „Iskra"-Gruppe
und der Plechanowschen Gruppe „Sozialdemokrat" wurde von W. I. Lenin
Anfang September 1900 geschrieben. (Siehe den vorliegenden Band,
S. 346.) Das Manuskript trägt keine Überschrift. Diese stammt vom Marx-
Engels-Lenin-Stalin-Institut (Moskau). 347

115 Die „besondere Vereinbarung" wurde offenbar später geschrieben. Das
Archiv des Marx-Engels-Lenin-Stalin-Ihstituts (Moskau) besitzt folgen-
des Dokument, eingelegt in einen Umschlag mit der von N. K. Krupskaja
herrührenden Aufschrift „Dokumente, die sich auf die allererste Periode
beziehen. Vertrag über die Herausgabe der ,Sarja' und der ,Iskra'":

„1. Der Sammelband ,Sarja' und die Zeitung ,Iskra' werden von einer
Gruppe russischer Sozialdemokraten unter redaktioneller Mitarbeit der
Gruppe .Befreiung der Arbeit' herausgegeben und redigiert.

2. Alle prinzipiellen Artikel sowie alle Artikel von besonders großer Be-
deutung stellt die Redaktion, falls redaktionstechnische Umstände dies
nicht unmöglich machen, allen Mitgliedern der Gruppe .Befreiung der
Arbeit' zu.

3. Die Mitglieder der Gruppe .Befreiung der Arbeit' stimmen über alle
redaktionellen Fragen ab, persönlich, wenn sie sich am Ort der Redaktion
befinden, schriftlich, wenn ihnen die Artikel zugesandt werden.

4. Die Redaktion verpflichtet sich im Falle von Meinungsverschieden-
heiten mit der Gruppe .Befreiung der Arbeit' die besondere Meinung der
Gruppe oder jedes einzelnen ihrer Mitglieder ungekürzt zum Abdruck zu
bringen.

5. Zu veröffentlichen ist lediglich der erste Punkt dieser Vereinbarung.

Den 6. Oktober 1900".

Das Dokument ist mit Schreibmaschine geschrieben und hat weder Titel
noch Unterschrift. 347

116 Zum Unterschied vom ursprünglichen Entwurf der Ankündigung (siehe
den vorliegenden Band, S. 316—327), in dem gleichzeitig das Programm
beider Organe, der Zeitung und der Zeitschrift, dargelegt wurde, ist in
der von der Redaktion der „Iskra" herausgegebenen Ankündigung nur
von der Zeitung „Iskra" die Rede, über die Aufgaben der Zeitschrift
„Sarja" sollte in der ersten Nummer der Zeitschrift besonders geschrieben
werden. 348

117 „Qruppe der Selbstbefreiung der Arbeiterklasse" — kleine Gruppe von
„Ökonomisten", die im Herbst 1898 in Petersburg entstand und einige
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Monate existierte. Die Gruppe legte ihre Ziele in einem Aufruf dar (ver-
öffentlicht in der in London herausgegebenen Zeitschrift „Nakanune"
(Am Vorabend), außerdem gab sie ihr Statut und einige Proklamationen an
die Arbeiter heraus.

Lenin kritisierte die Auffassungen dieser Gruppe in Kapitel II seines
Werkes „Was tun?". 350

118 „Habotsdbeje Delo" (Arbeitersache) — Zeitschrift der „Ökonomisten", un-
regelmäßig erscheinendes Organ des „Auslandsbundes russischer Sozial-
demokraten". Die Zeitschrift erschien in Genf von April 1899 bis Februar
1902 unter der Redaktion von B. N . Kritschewski, A. S. Martynow und
W. P. Iwanschin. Insgesamt erschienen 12 Nummern in 9 Heften.

Eine Kritik der Ansichten der Gruppe „Rabotscheje Delo" findet man in
Lenins Werk „Was tun?". 350

118 Der Artikel „Die dringendsten Aufgaben unserer Bewegung" wurde als
Leitartikel in Nr . 1 der „Iskra" veröffentlicht. 365

120 Lenin führt die Hauptthese der von Karl Marx verfaßten „Allgemeinen
Statuten der Internationalen Arbeiterassoziation" (I. Internationale) an.
(Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei
Bänden, Bd. I, Berlin 1953, S. 360.) 367

121 Die Rede Tjotr Alexejews, eines Arbeiterrevolutionärs der siebziger Jahre
des 19. Jahrhunderts, die dieser am 10. (22.) März 1877 vor dem zaristi-
schen Gericht in Petersburg hielt, wurde zuerst 1877 in London in dem
Sammelband „Wperjod!" (Vorwärts!) (einer unregelmäßig erscheinenden
Rundschau) veröffentlicht. Danach wurde diese Rede, die bei den russischen
Arbeitern sehr populär war, wiederholt illegal nachgedruckt. 370

122 Es handelt sich um den Aufstand in Indien, der 1857 begann. Der Auf-
stand trug den Charakter eines nationalen Befreiungskampfes; er wurde
1859 niedergeschlagen. 372

123 Der Burenkrieg (Oktober 1899 bis Mai 1902), durch den zwei südafrika-
nische Republiken, Transvaal und der Oranje-Freistaat, Kolonien Groß-
britanniens wurden. 372

12* £>er Jünfte Internationale Sozialistenkongreß der II. Internationale tagte
vom 23. bis zum 27. September 1900 in Paris. Die russische Delegation
bestand aus 23 Mitgliedern. Der Kongreß beschloß unter anderem, ein
ständiges Internationales Sozialistisches Büro aus Vertretern der soziali-
stischen Parteien aller Länder mit einem Sekretariat in Brüssel zu bilden.
378
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125 Arsenjew — A. N . Potressow; Welika — W. I. Sassulitsch; der Zwilling —
P. B. Stnive; „Trau" — die Gattin P. B. Struves, N . A. Strtrve. 379

126 Der „Qefährte und Jreund" P . B. Struves — M . I. Tugan-Baranowski. 380

127 Lenin zitiert den Artikel von Gleb Uspenski „Fjodor Michailowitsch Re-
schefnikow". (Siehe G. I. Uspenski, Sämtliche Werke, Bd. VI, 1919, S. 682,
ross.) 402

12S Lenin zitiert die Wor te des Obersten Skalosub, einer Gestalt aus A. S.
Gribojedows Komödie „Verstand schafft Leiden". (Siehe A. S. Gribojedow,
Werke, 1945, S.94, russ.) 417

129 Wolter der „grünen Qasse" — Spießrutenlaufen, körperliche Züchtigung
der Soldaten, die in der russischen Armee zur Zeit der Leibeigenschaft
angewandt wurde. Man trieb den Verurteilten, an ein Gewehr gebunden,
durch eine Doppelreihe Soldaten, die ihn mit Knüppeln oder grünen Wei-
denruten (Spießruten) schlugen. Besonders häufig wurde diese Strafe unter
Nikolaus I. (1825—1855) angewandt. 4i8

130 Wannibalsdbunir — Ausdruck, der die unerschütterliche Entschlossenheit,
für etwas bis zum letzten zu kämpfen, bezeichnet. Der Ausdruck geht
zurück auf den karthagischen Heerführer Hannibal. 4i9

131 Der Artikel „Arbeiterpartei und Bauernschaft" ist eine Skizze des Agrar-
programms der SDAPR, das im Namen der Redaktionen der „Iskra" und
der „Sarja" im Sommer 1902 veröffentlicht und vom II. Parteitag der
SDAPR angenommen wurde. 422

132 Viertelanteil oder 'Bettelanteil — der vierte Teil des sogenannten „maxi-
malen" oder „verordneten", d. h. bei Durchführung der Reform von 1861
für die betreffende Gegend gesetzlich festgelegten bäuerlichen Bodenanteils.
Ein Teil der ehemaligen leibeigenen Bauern erhielt von den Gutsherren
diese Bettelanteile umsonst (ohne Loskauf). Darum wurden die Viertel-
anteile auch „geschenkte" Bodenanteile genannt, und man sprach von
Bauern mit „geschenktem" Bodenanteil. 422

133 Als zeitweilig verpflidbtet wurden diejenigen ehemaligen leibeigenen Bauern
bezeichnet, die auch nach Aufhebung der Leibeigenschaft im Jahre 1861
noch Lasten (Fronzins oder Frondienst) zu tragen hatten, und zwar so
lange, bis sie mit dem Loskauf ihres Bodenanteils beim Gutsbesitzer be-
gonnen hatten.

Nach Abschließung des Loskaufvertrags hörte der Bauer auf, „zeitweilig

29 Lenin, Werke, Bd. 4

6
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verpflichtet" zu sein und gehörte von nun an zur Gruppe der „bäuerlichen
Eigentümer". 423

134 lirbarialurkunden — so hießen die von den Gutsbesitzern bei der „Be-
freiung" der Bauern durch die Reform von 1861 verfaßten Urkunden. In
der Urbarialurkunde wurden der Umfang der Bodenfläche angegeben, die
die Bauern bis zur Reform in Nutzung hatten, sowie die Äcker und Wei-
den bezeichnet, die den bei der „Befreiung" bestohlenen Bauern verblieben.
In der Urkunde wurden ferner die Lasten aufgezählt, die die leibeigenen
Bauern früher zugunsten des Gutsherrn getragen hatten. Auf Grund dieser
Urbarialurkunden wurde die Höhe der von den Bauern zu leistenden Los-
kaufzahlungen bestimmt. 423
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Vor dem
24. Januar
(5.7ebruar)

Zwisdoen dem
7. und 14.
(l9.und26.)
Jebruar

Von Ende Fe-
bruar (Anfang
März) bis August

Ende Mai (An-
fang Juni)

10. C22.) Juli

9.(21.) August

Vor dem
26. August
(7. September)

ii.—25. Septem-
ber (23. Septem-
ber—7. Oktober)

9.—l5.(2i. bis
27 J Oktober

1898

Lenin schreibt dem Organisator und Leiter der ersten marxi-
stischen Zirkel in Kasan, N. J. Fedossejew, zwei Briefe nach
Wercholensk (Sibirien).

Lenin rezensiert das Buch „Kurzer Lehrgang der ökonomi-
schen Wissenschaft" von A. Bogdanow.

Lenin übersetzt Band I des Buches von S. und B. Webb
„Theorie und Praxis der englischen Gewerkvereine".

Reise Lenins und N. K. Krupskajas von Schuschenskoje nach

Minussinsk. Teilnahme an einer Versammlung Verbannter.

Eheschließung W. I. Lenins mit N. K. Krupskaja.

Lenin beendet das Buch „Die Entwicklung des Kapitalismus
in Rußland" in erster unreiner Niederschrift.

Lenin schreibt den Artikel „Zur Frage unserer Fabrik- und
Werkstatistik (Neue statistische Taten Professor Kary-
schews)".

Reise Lenins nach Krasnojarsk, Arbeit in der Bibliothek und
Zusammenkünfte mit den am Ort lebenden politischen Ver-
bannten.

In Rußland erscheint der erste Sammelband von Arbeiten
Lenins, die „ökonomischen Studien und Aufsätze" unter dem
Namen Wladimir Iljih.
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Herbst In Genf erscheint die Broschüre Lenins „Die Aufgaben der
russischen Sozialdemokraten".

24. "Dezember Reise Lenins und N. K. Krupskajas nach Minussinsk. Lenin
1898 bis 2. Ja- nimmt teil an einer Versammlung verbannter Marxisten, die
nuar 1899 (5. bis aus verschiedenen Orten des Minussinsker Kreises zusam-
14. Januar 1899) mengekommen sind.

30. Januar
(ll.Jebruar)

Januar

Jcbruar

Erste
Märzbälfte

Vor dem
21. März
(2. April)

24.—31. März
(5-12. April)

4.(16.) April
bis 9. C21.) Mai

2. (14.) Mai

1899

Lenin schließt die Vorbereitungsarbeiten zur Drucklegung
des Buches „Die Entwicklung des Kapitalismus in Rußland"
ab.

In der Zeitschrift „Nautschnoje Obosrenije" Nr. 1 wird der
Artikel Lenins „Notiz zur Frage der Theorie der Märkte
(Aus Anlaß der Polemik zwischen Herrn Tugan-Baranowski
und Herrn Bulgakow)" veröffentlicht.

Lenin rezensiert die Bücher „Das wuchertreibende Kulaken-
tum, seine sozialökonomische Bedeutung" von R. Gwosdew,
„Der Weltmarkt und die Agrarkrisis" von Parvus und das
Handbuch „Handel und Industrie in Rußland".

Lenin schreibt den gegen Struve gerichteten Artikel „Noch
einmal zur Frage der Realisationstheorie".

Lenin rezensiert das Buch K. Kautskys „Die Agrarfrage".

Lenins Buch „Die Entwicklung des Kapitalismus in Rußland.
Der Prozeß der Bildung des inneren Marktes für die Groß-
industrie" erscheint unter dem Namen Wladimir Iljin.

Lenin schreibt zwei Artikel mit dem gemeinsamen Titel „Der
Kapitalismus in der Landwirtschaft, (über das Buch Kaut-
skys und einen Artikel des Herrn Bulgakow)".

Haussuchung bei Lenin im Dorf Schuschenskoje. Lenin wird
von der Polizei verhört, die festgestellt hat, daß er mit ver-
bannten Sozialdemokraten in Briefwechsel steht.
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Mai In Nr. 5 der Zeitschrift „Natschalo" wird die Rezension
Lenins über das Buch Hobsons „Die Entwicklung des mo-
dernen Kapitalismus" veröffentlicht.

Vor dem 29. TAai Lenin schreibt den gegen den Revisionismus gerichteten Ar-
C10. Juni) tikel „Antwort an Herrn P. Neshdanow".

Vordem Lenin verfaßt den „Protest russischer Sozialdemokraten"
22. August gegen das „Credo", das Manifest der „Ökonomisten".
(3. September)

Lenin organisiert in dem Dorf Jermakowskoje eine Beratung
von 17 politisch verbannten Marxisten, in der der von Lenin
verfaßte „Protest russischer Sozialdemokraten" angenommen
wird.

9.—i5. (2i. bis Von Lenin (Wladimir Iljin) ins Russische übersetzt, erscheint
27.) September Band I des Buches von S. und B. Webb „Theorie und Praxis

der englischen Gewerkvereine".

10. (22.) Sep- Lenin nimmt im Dorfe Jermakowskoje an dem Begräbnis
tember A. A. Wanejews, eines in der Verbannung verstorbenen Mit-

glieds des Petersburger „Kampfbundes zur Befreiung der
Arbeiterklasse", teil und hält die Grabrede.

Anfang Septem- Lenin redigiert zusammen mit N. K. Krupskaja die ihm aus
ber 1899 bis 19. Petersburg übersandte russische Übersetzung von Band II
(31.) Januar des Buches von S. und B. Webb „Theorie und Praxis der
1900 englischen Gewerkvereine".

3Vtd>f vor Lenin akzeptiert den Vorschlag, die „Rabotschaja Gaseta",
Oktober die vom I. Parteitag der SDAPR als offizielles Organ der

Partei anerkannt wurde, zu redigieren, und etwas später den
anderen Vorschlag, an dieser Zeitung mitzuarbeiten. Lenin
schreibt drei Artikel für die „Rabotschaja Gaseta" und den
„Brief an die Redakteurgruppe".

Ende des Lenin rezensiert das Buch „Die Arbeiterbewegung im We-
Jabres sten" von S. N. Prokopowitsch.

Lenin rezensiert das Buch K. Kautskys „Bernstein und das
sozialdemokratische Programm. Eine Antikritik".
Lenin übersetzt gemeinsam mit N. K. Krupskaja das Buch
K. Kautskys „Bernstein und das sozialdemokratische Pro-
gramm. Eine Antikritik",
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In Genf erscheint als Sonderdruck aus Nr. 4/5 des „Rabo-
tscheje Delo" der von Lenin verfaßte „Protest russischer So-
zialdemokraten".
Lenin schreibt die Artikel „Entwurf eines Programms unse-
rer Partei", „Eine rückläufige Richtung in der russischen So-
zialdemokratie", „Aus Anlaß der ,Profession de foi'", „Über
Gewerbegerichte", „über Streiks".

i89Sli899 Lenin korrespondiert mit dem in der Verbannung lebenden
F. W. Lengnik (Hauptthema des Briefwechsels ist die Er-
örterung philosophischer Fragen).

1900

29.Januar Ende der Verbannungszeit Lenins.
(lO.Jebruar) Lenin und N. K. Krupskaja verlassen das Dorf Schuschen-

skoje und fahren nach dem europäischen Rußland. Da Lenin
verboten ist, in Hauptstädten, Universitätsstädten und grö-
ßeren Arbeiterzentren zu leben, wählt er Pskow als seinen
Wohnsitz, das für den Verkehr mit Petersburg die meisten
Vorteile bietet.

Erste Auf der Fahrt aus Sibirien macht Lenin in Ufa Station, wo
7ebruarbä\fte N. K. Krupskaja bleibt, bis ihre Verbannungszeit abgelau-

fen ist. Lenin trifft mit nach Ufa verbannten Sozialdemokra-
ten (A. D. Zjurupa und anderen) zusammen.

Mitte Jebruar Lenin fährt illegal nach Moskau und hält sich bei seinen
Angehörigen auf.

Lenin erfahrt durch den Vertreter des Jekaterinoslawer
Komitees I. Ch. Lalajanz von den Vorbereitungen zur Ein-
berufung eines II. Parteitages der SDAPR; ihm wird vor-
geschlagen, am Parteitag teilzunehmen sowie die Redaktion
der „Rabotschaja Gaseta" zu übernehmen.

Vordem Lenin hält sich illegal in Petersburg auf, trifft sich mit W. I.
26. 7ebruar Sassulitsch, die nach Rußland gekommen ist, und führt mit
(10. März) ihr Verhandlungen über die Teilnahme der Gruppe „Be-

freiung der Arbeit" an der Herausgabe einer gesamtrussi-
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sehen marxistischen Zeitung sowie einer Zeitschrift, die beide
im Ausland erscheinen sollen.

26. Jebruar Lenin trifft in Pskow ein, wo er unter geheime Polizeiaufsicht
(10. März) gestellt wird.

7rübjahr Lenin nimmt mit sozialdemokratischen Gruppen und einzel-
nen Sozialdemokraten in verschiedenen Städten Rußlands
Verbindung auf und führt mit ihnen Verhandlungen über ihre
Mitwirkung bei der Herausgabe der künftigen „Iskra".
Lenin fährt illegal nach Riga, um mit den dortigen Sozial-
demokraten Verbindung aufzunehmen. In Pskow beteiligt
sich Lenin an einer Versammlung der dortigen revolutionä-
ren und oppositionellen Intellektuellen; er unterzieht den
Revisionismus einer Kritik.

Ende März bis Lenin verfaßt den Entwurf einer Ankündigung der Redak-
Anjang April, tion über Programm und Aufgaben einer gesamtrussischen
bis zum politischen Zeitung („Iskra") und einer wissenschaftlich-poli-
4.(17.) April tischen Zeitschrift („Sarja").

Lenin veranstaltet eine Beratung von revolutionären Marxi-
sten mit „legalen Marxisten" (P. B. Struve, M. I. Tugan-
Baranowski) über ihre Mitwirkung bei der Herausgabe der
„Iskra" und der „Sarja" („Pskower Beratung").

April—Mai Lenin schreibt einen Bericht der „Iskra"-Gruppe, der dem
geplanten II. Parteitag der SDAPR vorgelegt werden soll,
und erhält von der Gruppe „Befreiung der Arbeit" ein Man-
dat für den Parteitag.

5. (18.) Mai Lenin erhält einen Auslandspaß zur Reise nach Deutschland.

20. Mai (2. Juni) Lenin kommt illegal nach Petersburg, um mit den dortigen
Sozialdemokraten Verbindung aufzunehmen.

21.Mai (3. Juni) Verhaftung und Verhör Lenins in Petersburg.

31. Mai
(l3.Juni)

1.-7.(14. bis
20.) Juni

Lenin wird aus der Haft entlassen.

Lenin wohnt bei seinen Angehörigen in Podolsk (in der Nähe
Moskaus).
Auf Einladung Lenins kommen einige Sozialdemokraten
(P. N. Lepeschinski, S. P. und S. P. Schesternin u. a.) nach
Podolsk, mit denen Lenin Vereinbarungen über ihre Mitwir-
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kung bei der Herausgabe der zu gründenden Zeitung „Iskra"
trifft.

7. (20.) "Juni Lenin fährt über Nishnl-Nowgorod (heute Gorki) nach Ufa
zu N. K. Krupskaja.

8. oder 9. (2i. Lenin trifft mit den Nishni-Nbwgoroder Sozialdemokraten
oder 22.) Juni Vereinbarungen über deren Unterstützung der „Iskra".

Zweite Lenin trifft in Ufa mit den dorthin verbannten Sozialdemo-
Junihalf te kraten Vereinbarungen über deren Unterstützung der „ Iskra".

Lenin fährt von Ufa nach Podolsk.

2. (J

Zwischen dem 2. Lenin macht in Samara (heute Kuibyschew) Station, wo er
und 10.(15.und mit den dortigen Sozialdemokraten Vereinbarungen über
23 J Juli deren Mitwirkung bei der Herausgabe der „Iskra" trifft.

10. (23.) Juli Lenin kehrt nach Podolsk zurück.

16. (29.) Juli Lenin fährt ins Ausland.

Anfang August Zweitägiger Aufenthalt Lenins in Zürich. Unterredungen mit
P. B. Axelrod über die Herausgabe der „Iskra" und der
„Sana".
Verhandlungen Lenins mit G. W. Plechanow in Genf über
die Herausgabe der „Iskra" und der „Sarja"; bei der Er-
örterung des Leninschen Entwurfs einer Ankündigung „Im
Namen der Redaktion" treten Meinungsverschiedenheiten
mit Plechanow zutage.
In Bellerive (bei Genf) führt Lenin Verhandlungen mit
N. E. Bauman und anderen Sozialdemokraten über ihre Mit-
arbeit an der „Iskra".

11.—15. (24. bis Lenin nimmt an einer Beratung mit der Gruppe „Befreiung
28.) August der Arbeit" in Corsier (bei Genf) teil; in der Beratung wird

die Herausgabe und gemeinsame Redaktion der „Iskra" und
der „Sarja" erörtert.

20. August Lenin schreibt einen Bericht, in dem er schildert, unter wel-
(2. September) chen Verhältnissen die Verhandlungen mit Plechanow ge-
und später führt wurden. (,,Wie der ,Funke' beinahe erloschen wäre.")
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22. oder
23. August
(4. oder 5. Sep-
tember)

Zwischen dem
23. August und
dem 2. Septem-
ber (5. und
15. September]

24. August
(6. September)

Zwischen dem
27. September
und dem 5. Ok-
tober (to. und
18. Oktober)

13.(26.) Oktober In einem Brief an A. A. Jakubowa lehnt Lenin im Namen
der „Iskra"-Gruppe entschieden die Aufforderung ab, am
Organ der „Ökonomisten", der „Rabotschaja Mysl", mitzu-
arbeiten.

Lenin verfaßt den Entwurf einer Vereinbarung zwischen der
„Iskra"-Gruppe und der Gruppe „Befreiung der Arbeit"
über die Herausgabe der „Iskra" und der „Sarja" sowie über
die gegenseitigen Beziehungen dieser Gruppen in der Re-
daktion dieser Organe.

In einem Briefwechsel mit einem unbekannten russischen So-
zialdemokraten verwirft Lenin kategorisch jedes Überein-
kommen mit dem „Auslandsbund russischer Sozialdemo-
kraten", einer Organisation der „Ökonomisten".

Lenin fährt von Nürnberg nach München.

Die von Lenin verfaßte „Ankündigung der Redaktion der
,Iskra'" erscheint als Sonderdruck. Die Ankündigung wird
zur Verbreitung unter den sozialdemokratischen Organisa-
tionen und Arbeitern nach Rußland geschickt.

Anfang
November

November

Ende November
(erste Dezember-
hälfte)

Zwischen dem
1. und dem 10.
(l4.und23.)
Dezember

11.(24.) De-
zember

Lenin schreibt das Vorwort zu der Broschüre „Die Maitage
in Charkow".

Lenin redigiert die erste Nummer der „Iskra" und bereitet
sie zum Druck vor.

Lenin trifft Vorbereitungen zur Herausgabe von Nr. 1 der
Zeitschrift „Sana" in Stuttgart.

Lenin reist von München nach Leipzig, um der ersten Num-
mer der „Iskra" vor ihrer Herausgabe die endgültige Fas-
sung zu geben.

Es erscheint die erste Nummer der „Iskra" mit den Artikeln
Lenins: „Die dringendsten Aufgaben unserer Bewegung"
(Leitartikel), „Der China-Krieg" und „Die Spaltung im Aus-
landsbund russischer Sozialdemokraten",
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Zwischen dem Lenin nimmt an den Verhandlungen der Redaktion der
16. (29.) T>ezem- „Iskra" und der „Sarja" mit dem nach München gekomme-
ner 1900 und nen P. B. Struve teil, in denen die Bedingungen für dessen
Mitte Tebruar Mitarbeit an diesen Organen erörtert werden.
i90i Lenin spricht sich kategorisch gegen ein Übereinkommen mit

Struve aus.

1901

'Januar—März Unter der Leitung Lenins entfaltet sich die Arbeit der „Grup-
pen zur Unterstützung der ,Iskra'" und ihrer Vertrauens-
leute in Rußland (Petersburg, Moskau, Pskow, Poltawa,
Samara, Südrußland u. a.).

Erste Es erscheint die zweite Nummer der „Iskra", in der der Ar-
Jebruarhälfte tikel Lenins „Zwangsrekrutierung von 183 Studenten" ver-

öffentlicht wird.

Mitte Jebruar Lenin reist nach Prag und Wien, um die Reise N. K. Krap-
skajas ins Ausland zu organisieren.

£nde7ebruarbis Lenin führt Verhandlungen über die Einrichtung einer
erste Märzhälfte illegalen Druckerei der „Iskra" in Rußland (in Kischi-
(März) njow).

10. (23.) März Es erscheint die erste Nummer der „Sarja" mit drei Artikeln
Lenins unter dem zusammenfassenden Titel „Zufällige No-
tizen".

12. (25.) April Lenin entwickelt vor der Gruppe „Befreiung der Arbeit"
einen Plan zur Vereinigung der russischen revolutionären
sozialdemokratischen Auslandsorganisationen, die sich um
die „Iskra" gruppieren, zu einer „Liga der russischen revo-
lutionären Sozialdemokratie".

19. April Es erscheint die dritte Nummer der „Iskra", in der der Ar-
(2.Mai) tikel Lenins „Arbeiterpartei und Bauernschaft" veröffentlicht

wird.

Zwischen dem In einer Beratung der Redaktion der „Iskra" und der „Sarja"
24. April und in München werden der von Lenin entwickelte Plan zur
dem I.Mai Organisierung der „Auslandsliga der russischen revolutionä-
(7. und 14.Mai) ren Sozialdemokratie" und ihr vorläufiges Statut erörtert.
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